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IL Einladung 


zehnten weſtpreußiſchen Städtetage. 


Zu dem am Montag, den 26. und Dienſtag, den 27. Auguſt d. Is. zu Thorn ſtattfindenden 
zehnten weſtpreußiſchen Städtetage beehren wir uns ganz ergebenſt einzuladen. 


Delbrück-Danzig, Oberbürgermeiſter. Mehrlein-Graudenz, Stadtverordneten-Vorſteher. 
Münsterberg-Danzig, Stadtverordneter. Sandfuchs-Marienburg, Bürgermeiſter. Elditt-Elbing, Oberbürgermeiſter. 
Würtz-Marienwerder, Bürgermeiſter. Hartwich-Culmſee, Bürgermeiſter. Dr. Kersten-Thorn, Erſter Bürgermeiſter. 


Tagesordnung 
für den zehnten weſtpreußiſchen Städtetag. 


Eröffnung des Städtetages. 

. Geſchäftsbericht (Druckexemplar liegt bei) und geſchäftliche Mitteilungen. 

„Rechnungslegung und Entlaſtungserteilung N | 

. Beiprechung der Gründung eines Ruhegehaltskaſſenverbandes für die Kommunalbeamten. 
# Berichterſtatter: Bürgermeiſter Müller: Dt. Krone. 

i 5. Beſprechung der Gründung eines Kaffenrevifiongverbandes. 

Berichterſtatter: Stadtrat Dr. Mayer-Danzig. 


e — 


— Schluß des erſten Jitzungskages. «. 


6. Alters- und Hinterbliebenen-Verſorgung der in den ſtädtiſchen Betrieben beſchäftigten Arbeiter.“) 
Berichterſtatter: Herr Stadtrat Meckbach. 

7. Mitteilungen. 

8. Wahl des Vorſtandes. ' 

9. Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des nächſten Städtetages. 

0. Schluß des Städtetages. 


*) Es war urſprünglich auf die Tagesordnung geſetzt ein „Vortrag des Erſten Bürgermeiſters 
Kühnaſt⸗Grandenz als Berichterſtatter und Stadtrates Dr. Ackermann-Danzig als Mitberichterſtatter über den 


o 


Erlaß ortsſtatutariſcher Anordnungen auf Grund der SS 12 und 15 des Baufluchtliniengeſetzes und betreffs 
Unterhaltung und Herſtellung der Bürgerſteige“. Wegen Behinderung des Herrn Referenten hat dieſer Gegen- 
ſtand abgeſetzt werden müſſen. 


Programm 
des zehnten weſtpreußiſchen Städtetages. 


Sonntag, den 25. Auguſt. 2 P 
6 Uhr abends Vorſtandsſitzung im. Artushofe. 
Von 8 Uhr abends ab: Zwangsboſes Beiſammenſein der ſchon anweſenden Mitglieder 
des Städtetages mit ihren Damen im Speiſeſaal des Artushofes. 
Montag, den 26. Auguſt. 
8 Uhr vormittags: Zuſammentreffen vor dem Artushofe behufs gemeinſchaftlicher Beſichtigung 
der Stadt, insbeſondere der Kirchen, der neuerbauten Knaben-Mittelſchule, der neuen 
Feuerwache, des Rathauſes und des Muſeums. 
10 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages in dem Mittelſaale des Artushofes. 


Schluß gegen 2½ Uhr nachmittags. 


C] 
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3 Uhr nachmittags: Gemeinſchaftliches Mittageſſen mit Damen im großen Saale des Artus— 
hofes, Gedeck 3 Mark ohne Wein. 
6 Uhr nachmittags: Wagenfahrt zum Waſſerwerk. Beſichtigung deſſelben und Weiterfahrt 
nach dem Ziegeleigaſthauſe. Rückfahrt mit der elektriſchen Straßenbahn. 
Dienſtag, den 27. Auguſt. N 5 | j 
8 Uhr vormittags: Verſammlung vor dem Artushofe, Beſichtigung des ſtädtiſchen Klärwerks, 
der ſtädtiſchen Uferbahn und Uferanlagen und der Honigkuchen-Fabrik von Guſtav Weeſe. 
10 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages in dem Mittelſaale des Artushofes. 


Schluß 1 Ahr. 


Mittageſſen à la carte im Artushofe und anderen Reſtaurants nach Belieben der 
Teilnehmer. 
3 Uhr nachmittags: Dampferfahrt nach der ruſſiſchen Grenze und Landung in Soolbad 
Czernewitz. 
7½ Uhr nachmittags: Rückkehr nach Thorn. Danach zwangloſes Beiſammenſein im Artushofe. 
An Hotels zur Unterkunft der Teilnehmer und Gäſte des Städtetages werden in Thorn 
empfohlen: N 


„Schwarzer Adler“, „Thorner Hof“, 

„Viktoria Hotel“, „Hotel Drei Kronen“, 

„Hotel du Nord“, „Dybowski's Hotel“. 

p gür diejenigen Teilnehmer, welche ihre Teilnahme bis zum 19. Auguft dem Magiltrate in Thorn an- 
melden, werden Zimmer in den einzelnen Hotels beſorgt und den Angemeldeten die ihnen zugewieſenen 
Hotels noch rechtzeitig vor ihrer Zureiſe mitgeteilt werden. 

Die Druckſachen und Teilnehmerkarten für das Eſſen und die Wagenfahrt werden am Sonntag, 

den 25. Auguſt cr. abends und an dem darauf folgenden Tage von dem im Artushofe in Thorn errichteten 
Büreau abgegeben. 
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II. Verzeichnis der Teilnehmer 


Name der Stadt. 


Berent . 


Biſchofswerder . 


riefen . 
Culm 
Culmſee 


Danzig . 


Dirſchau 


Elbing 


Dt. Eylau . 


Freyſtadt . 


Pr. Friedland . 


Garnſee 


Sollub . 


Graudenz . 


Hammerſtein. 


- . 
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an dem 
zehnten Städtetage der Provinz Weſtpreußen in Thorn 1901. 


Vertreten durch 


Name. 


Partikel 


Meyn. 
Kohtz 


von Goitomsfi. 


Kannowski 
Dahmer 


Steinberg. 
Alberty . 


Hartwich 
Ulmer 
Sachs 


Delbrück 
Claaſſen s 
Dr. Mayer . 
Meckbach 
Schneider . 
Bauer 
Keruth 

Nabe . 


Dembski 
Raabe 


Elditt 
Lehmann 
Löwenſtein 
Horn 
Dr. Bleyer 


Grzywacz . 
Seefeldt 


Naumann. 
Berndt . 
Jicolai . 


Meinhardt 
Aronjohn . 


Tettenborn 
Braun 
Mehrlein . 
Kyſer 


Biron 


Dr. Büttner. 
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Amtliche Stellung 


Stand des Vertreters. 


Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 
Beigeordneter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtkämmerer. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
jtellv. Stadtverordneten-Vor⸗ 
ſteher. 


Bürgermeiſter. 
Ratsherr. 
Stadtverordueter. 


Oberbürgermeiſter. 
Stadtrat. 
Stadtrat. 
Stadtrat. 
Stadtrat. 
Stadtverordneter. 
Stadtverordneter. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. ö ö 
Stadtverordneten-Vorſteher. 


Oberbürgermeiſter. 
Stadtbaurat. 

Kaufmann, Stadtrat. 
Stadtverordneten-Vorſteher. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 
Stadtverordneten-Vorſteher. 


Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 
Bürgermeiſter. 


Bürgermeiſter. 
Beigeordneter. 


Stadtrat und Kämmerer. 
Stadtrat. ö 
Stadtverordneten-Vorſteher. 
ſtellb. Stadtverordneten-Vor⸗ 
ſteher. 
Stadtverordneter. 


Bürgermeiſter. 


1 


Amtliche Stellung 


Vertreten durch 


Nr. Name der Stadt. bezw. 


Nane Stand des Vertreters. 


Thorn Kerſten . Erſter Bürgermeiſter. 


16. | Jaſtrow . . Hempel. . | Bürgermeifter. 
-17. | Dt. Krone .. Müller. . Bürgermeiſter. | 
Sarınd . ] Stadtverordneten-Vorſteher. 
18. Lautenburg . .. Jung ] Bürgermeiſter. 
19. Leſſen 1 Chroszcielewski ] Bürgermeiſter. 
i i 
20. Löbau . .. Kube. . | Bürgermeiſter. 
21. | Marienburg. . .. Sandfuchs . | Bürgermeifter. 
Janke . ! Stadtverordneten-Vorſteher. 
22. | Marienwerder . +] Boehufe ] Stadtverordneten-Vorſteher. 
Kuhn . ſtellv. Stadtverordneten-Vor⸗ 
ſteher. 
23. | Mewe .. Tipiftel . . | Bürgermeiſter. 
Auſpach . Stadtverordneter. 
24. | Neumark .. Liedke . Bürgermeiſter. 
Cohn . | Ratmaun. 
= 25. | Neuenburg +4 Buchhorn . „ Bürgermeiſter. 
Engelien . Stadtverordneten-Vorſteher. 
Lau ſtellv. Stadtverordneten-Vor⸗ 
ſteher. 
26. | Neuſtadt . |) Trauthan . ] Bürgermeifter. 
Block ] Stadtverordneten-Vorſteher. 
27. | Neuteich . Jacoby . Stadtverordneten-Vorſteher. 
28. | Rehden. Lehmann I ſtellv. Stadwerordneten-Vor⸗ 
ſteher. 
29.] Roſenberg . Hermsdorff . 1 Bürgermeiſter. 
30. | Schlocdhau . .. Klatt. . Bürgermeiſter. 
31.] Schöneck .. Sooſt Bürgermeiſter. 
32. Schönſee . . . Weiſſert . | Bürgermeiiter: 
33. Schwetz. .. Geißler. . | Bürgermeiſter. 
Bukofzer Stadtverordneten-Vorſteher. 
Brandt . ] Stadtverordneter. 
| 
34. | Pr. Stargard l | Gambfe . | Bürgermeifter. . 
Münchau 5 Stadtverordneten-Vorſteher. 
| Hildebrandt . . | Stadtverordneter. 
35. | Tiegenhof . Foerſter . Bürgermeiſter. 
Schönwald . | Stadtverordneter. 
elh. Stadtſyndikus. 
? Aronſohn . . Stadtverordneter. 
Hartmann . | Stadtverordneter. 
Henſel . Stadtverordneter. 


Vertreten durch 


Nr. Name der Stadt. bezw. 
a Stand des Vertreters. 
Name. 
37. | Tolkemit .... .. Wippich f Bürgermeiſter. 
Wichmann . ... | Beigeordneter. 
38.] Vandsburg . .... . . Pieper Bürgermeiſter. 
39.] Zempelbur g.... Saalmann Bürgermeiſter. 


Ehren gäſte. 


— — — 


Herr Regierungspräſident von Jagow-Marienwerder. 
Herr Landrat von Schwerin-Thorn. 


Amtliche Stellung 
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HI. Derbandlungen a 


tr 


i | des 
zehnten weſtpreußiſchen Städtetages zu Thorn 
Ca . am 


26. und 27. Auguſt 1901. 


Nach ſtenographiſcher Aufzeichnung. 


— — 


Erſter Sitzungstag. 


Montag, den 26. Agut 1901. 


Mittelfaal des Artushofes in Thorn. 


10½ Ahr vormittags. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück⸗Danzig: 
Meine Herren! Ich erkläre den zehnten weſtpreußiſchen 
Städtetag für eröffnet. Ich bitte zunächſt die Mit- 
glieder des Vorſtandes hier an dieſem Tiſche Platz zu 
nehmen. — Es iſt geſchehen. Damit iſt das Büreau 
des Städtetages konſtituiert. Die Rednerliſte wird zu 
meiner Rechten Herr Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee 
und das Protokoll zu meiner Linken Herr Bürger— 
meiſter Sandfuchs- Marienburg führen. Den ſteno— 
graphiſchen Bericht erſtattet wie in früheren Jahren 
Herr Parlamentsberichterſtatter Daniel. — Ich bitte 
diejenigen Herren, die ſich zum Worte zu melden 
wünſchen, ſich der Zettel zu bedienen, die hier liegen, 
Deun es kann ſonſt immer einmal vorkommen, daß 
man den einen oder anderen Herrn, wew mau ihn 
auch kennt, doch verwechſelt. 

Meine Herren! Ehe wir in unſere Beratungen 
eintreten, gedenken wir nach guter, alter Sitte in 
Treue, Dankbarkeit und Liebe unſers erhabenen Landes— 


herrn. Seine Majeſtät, unſer Allergnädigſter Kaifer 


und König Wilhelm II lebe hoch! hoch! hoch! (Die 
Auweſenden haben ſich erhoben und ſtimmen dreimal 
lebhaft in den Ruf ein). ‚ 

Wir haben, wie es üblich iſt, zu unſerer heutigen 
Tagung eingeladen den Herrn Oberpräſidenten, die 
beiden Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Landes— 
hauptmann und den Herrn Landrat des Kreiſes, in 
deſſen unmittelbarer Nähe wir tagen. Der Herr Ober— 
präſident iſt leider durch eine Dienſtreiſe verhindert, 
hier zu erſcheinen und hat mich beauftragt, perſönlich 
dem Städtetage ſein Bedauern darüber auszuſprechen. 
Der Herr Regierungspräſident in Danzig iſt ebenfalls 
durch dienſtliche Angelegenheiten verhindert, hier zu 
erſcheinen; dagegen haben wir die große Ehre und 
Freude, den Herrn Regierungspräſidenten aus Marien— 
werder und den Herrn Landrat des Kreiſes Thorn in 
unſerer Mitte begrüßen zu dürfen. Ich thue dies 
hiermit im Namen des Städtetages und danke den 
Herren herzlich für ihr Erſcheinen. 

Regierungspräſident von Jagow: Meine Herren! 
Sie werden es begreifen, daß ich doppelt den Wunſch 
habe, zu Beginn Ihrer Verhandlungen als anweſender 
Vertreter der Königlichen Staatsregierung Sie mit 
emigen wenigen Worten zu begrüßen, Es iſt das, 


wie ich ſagte, ſehr begreiflich, weil ich heute zum erſten 
Male nach Antritt meines Amtes den Vorzug habe, 
inmitten der Vertreter der geſamten Städte der Provinz 
und darunter der meines Regierungsbezirkes zu weilen. 
Ich habe ja wiederholt ſchon Gelegenheit gehabt, in 
verſchiedenen Städten meines Bezirks meine Auffaſſung 
über die Thätigkeit der kommunalen Verwaltungen und. 
meine Auffaſſung über die Pflichten der Aufſichts— 
behörde auszuſprechen. Ich glaube, daß im weſent— 
lichen den Herren des von mir verwalteten Bezirks 
das bekannt ſein wird und ich möchte daher auf ſolche 
Einzelheiten heute nicht mehr eingehen. Ich habe Ihren 
Herrn Vorſitzenden nur um das Wort gebeten, um in 
erſter Linie Ihrem Herrn Vorſitzenden und Ihnen 
Dank zu ſagen für die freundlichen Worte, mit denen 
Sie durch den Mund Ihres Herrn Vorſitzenden mich 
hier begrüßt haben, um Ihnen die Verſicherung auszu— 
ſprechen, daß ich wie an dem Gedeihen der geſamten 
Städte des von mir verwalteten Bezirks, jo insbe— 
ſondere auch an dem Wirken Ihres Städtetages das 
lebhafteſte Intereſſe habe und nur den Wunſch aus— 
ſprechen kaun, daß auch die heutigen Beratungen unter 
Ihnen wieder mit dazu dienen mögen, die fortſchreitende 
Entwickelung der Städte der Provinz Weſtpreußen zu 
fördern. Mit dieſem Wunſche möchte ich Sie namens 
der Königlichen Staatsregierung auf das herzlichſte 
begrüßen. (Beifall). 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich habe 
noch mitzuteilen, daß von Seiten des Herrn Landes— 
hauptmann folgendes Telegramm eingegangen iſt: 

Den Beratungen des in der altehrwürdigen 

Stadt Thorn verſammelten zehnten weſtpreußiſchen 

Städtetages wünſcht gedeihlichen Fortgang und 

reichen Erfolg, leider durch Krankheit behindert. 

Landeshauptmann Hinze. 

Erſter Bürgermeiſter Dr. Berſten-Thorn: Meine 
ſehr verehrten Herren! Die mir obliegende Pflicht, 
im Namen der Stadt Thorn Sie heute hier zu be— 
grüßen, erfülle ich gern, da ich mich in meinen Ge— 
fühlen dabei eins weiß mit der geſamten Bürgerſchaft. 
Wir empfinden es als eine beſondere Ehre und Freude, 
mit unſerm hochverehrten Herrn Regierungspräſidenten 
die berufenen Vertreter der Städte der Provinz bei 
uns zu wichtigen Beratungen verſammelt zu ſehen. 


Wir hoffen, daß Ihre Verhandlungen mit dazu bei- 
tragen werden, das Band der Intereſſengemeinſchaft 
der Kommunen feſter zu knüpfen und daraus für die 
Allgemeinheit und für den einzelnen Nutzen zu ziehen. 
Wir wünſchen aber auch, daß es Ihnen hier wohl ge— 
falle, und daß Sie mit nicht ungünſtigen Eindrücken 
von hier weggehen möchten. Viel zu bieten vermögen 
wir Ihnen nicht, das wenige bieten wir Ihnen aber 
aufrichtig, freudig und herzlich, und derart iſt auch 
das Willkommen, das ich Ihnen namens der Stadt 
Thorn hiermit zuzuruſen die Ehre habe. (Beifall.) 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Ich 
danke dem Herrn Erſten Bürgermeiſter der Stadt 


Thorn herzlich für die freundlichen Worte der Begrüßung 
und für die Wünſche, mit denen er uns hier bei Beginn 
der Tagesordnung im Namen der Stadt Thorn ange— 
ſprochen hat. Ich hoffe, dieſe Wünſche werden in 
Erfüllung gehen. Wir haben ſchon vor Beginn unſerer 
Arbeiten ſoviel Intereſſantes und aus der Geſchichte 
der Stadt Thorn Bemerkenswertes geſehen, wir haben 
ſchon, ehe wir noch an unſere eigentlichen Aufgaben 
herangetreten ſind, ſoviel von der Gaſtfreundſchaft der 
Stadt Thorn zu fühlen und zu ſchmecken bekommen, 
daß wir tief beſchämt danken müſſen für alles, was 
uns hier zuteil wird. 

Meine Herren! Es iſt üblich geweſen, im An— 
ſchluß an das Kaiſerhoch ein Huldigungstelegramm an 
Se. Majeſtät abzuſenden. Das Büreau ſchlägt Ihnen 
folgende Faſſung vor: 

An Se. Majeſtät den Kaiſer und König. 

Die in der altehrwürdigen Stadt Thorn 
verſammelten Vertreter der weſtpreußiſchen Städte 
ſenden Euer Majeſtät in Treue und Liebe 
ehrerbietigen Gruß und Segensruf. 

Der weſtpreußiſche Städtetag. 

Ich darf annehmen, daß der Städtetag mit der 
Abſendung dieſes Telegramms einverſtanden iſt. — 
Das Büreau wird für die Abſendung Sorge tragen.“) 

Wir kommen nun zur eigentlichen Tagesordnung, 
und zwar handelt es ſich zunächſt um den 


Geſchäftsbericht. 


Er iſt gedruckt in Ihren Händen. Ich nehme 
an, daß Sie eine Verleſung nicht wünſchen und frage, 
ob dazu das Wort verlangt wird. — Das iſt nicht der 
Fall, ein Widerſpruch erhebt ſich nicht, der Geſchäfts— 
bericht iſt genehmigt. 

Aus dem Geſchäftsbericht iſt erſichtlich, was der 
Vorſtand zur Ausführung der im vorigen Jahre gefaßten 
Beſchlüſſe gethan hat, ich habe alſo dem nichts hinzu— 
zufügen. 


1) Auf dieſes Huldigungstelegramm iſt nach Schluß des 
Städtetages folgende Antwort eingegangen: 
Weſtpreußiſcher Städtetag 
Thorn. 
Seine Majeſtät der Kaiſer und König laſſen für 
den freundlichen Huldigungsgruß herzlich danten. 
Auf Allerhöchſten Befehl 
Der Geheime Kabinetsrat 
von Lucanus. 
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Bezüglich der Geſtaltung der Tagesordnung ſind 
einige Wünſche an den Vorſtand herangetreten, denen 
er nicht geglaubt hat, entſprechen zu dürfen. Erſtens 
iſt von der Stadt Pillau in Oſtpreußen die Anregung 
an uns ergangen, die Beſeitigung des Steuerprivilegs 
der Beamten bei der Kommunalbeſteuerung erneut gu 
erörtern. Der Vorſtand vermochte dieſem Vorſchlage 
nicht zu folgen, denn einmal hat uus die Sache bereits 
beſchäftigt, und zweitens würde eine nochmalige Er— 
örterung gegenſtandslos ſein, denn wir können nicht 
darauf rechnen, daß jetzt eine Aenderung in dem 
Verhalten der geſetzgebenden Körperſchaften zu dieſem 
Punkte eintreten wird. — Von Dirſchau iſt der Wunſch 
geäußert worden, gewiſſe Fragen zur Abänderung der 
Ausführung des Kommunalabgabengeſetzes zu erörtern. 
Es handelt ſich hier um Spezialfragen, hinſichtlich deren 
man zweifelhaft ſein kann, ob ſie überhaupt hier zur 
Beratung geeignet ſind und über die vor allem der 
Finanzminiſter noch keine Entſcheidung getroffen hat. 
Wir werden es uns vorbehalten, eventuell ſpäter auf 
die Sache zurückzukommen. 

Damit iſt dieſer Teil der Tagesordnung erledigt, 
wenn nicht etwa zu meinen letzten Ausführungen noch 
das Wort gewünſcht wird. — Das iſt nicht der Fall. 

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: 


Aechnungslegung und Entlaſtungserteilung. 
Die nötigen Aufſchlüſſe über die Rechnung ſind 
im Geſchäftsbericht enthalten. Der Vorſtand hat die 
Rechnung revidiert und für richtig befunden; er empfiehlt 
der Verſammlung, dem Rechnungsleger Eutlaſtung zu 


erteilen. Mit dem Amte der Rechnungsreviſoren würde 
ich Sie bitten, die Herren Juſtizrat Horn und 


Stadtrat Tettenborn zu betrauen. Die Herren ſind 
anweſend; ich nehme an, daß die Verſammlung mit 
meinem Vorſchlage einverſtanden iſt, und daß die 
Herren bereit ſind, die Prüfung vorzunehmen. — Es 
iſt üblich geweſen, die Beſchlußfaſſung über dieſen 
Punkt auszuſetzen, bis die Herren Rechnungsreviſoren 
ihres Amtes gewaltet haben. Ich würde Ihnen 
empfehlen, den Bericht der beiden Herren am Schluſſe 
der heutigen Sitzung entgegenzunehmen. 

Ehe wir zu den Vorträgen übergehen, erinnere 
ich an die Präſenzliſte und bitte diejenigen Herren, 
die hier als Vertreter einer Stadt anweſend ſind, ſich 
darin einzutragen. 

Der erſte unſerer Vorträge iſt die 


Veſprechung der Gründung eines Nuhegehalts- 
kaſſenverbandes für die Kommunalbeamten. 


Ich erteile das Wort dem Referenten Herrn 
Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone: 
Meine Herren! Als ich auf dem letzten Städtetage die 
Frage anregte, ob es nicht angebracht ſei, an die 
Bildung einer gemeinſamen Ruhegehaltskaſſe für die 
Beamten der Stadtgemeinden zu gehen, that ich es, weil 
mich die Bildung der Ruhegehaltskaſſen für Lehrer 
auf die Möglichkeit gebracht hatte und gleichzeitig die 
durch das Kommunalbeamtengeſetz hervorgerufene 
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bedeutende Vermehrung der ruhegehaltsberechtigten 
Beamten der Stadtgemeinden in mir die Befürchtung 
erweckte, daß dieſe ihrer Natur nach ſchwankende Laſt 
geeignet ſei, den Haushalt namentlich kleinerer Stadt— 
gemeinden nicht nur ſtarken Schwankungen auszuſetzen, 
ſondern daß ſie auch zeitweiſe über das Maß der 
Leiſtungsfähigkeit ſolcher Gemeinden hinaus gehen könnte. 

Ich machte mir damals unter Zugrundelegung 
des Etats meiner Stadtgemeinde ein Bild davon, wie 
ſich für ſie die Belaſtung im gewöhnlichen Laufe der 
Dinge vorausſichtlich ſtellen werde und wie ſie ſich 
ſtellen könne, wenn nicht gerade mit Sicherheit zu er— 
wartende, aber doch auch nicht unmögliche Verſetzungen 
in den Ruheſtand unter ihren Beamten vorkämen. 
Das ſo gewonnene Bild hatte in mir die Ueberzeugung 
hervorgerufen, daß eine gemeinſame Ruhegehaltskaſſe 
durchaus erſtrebenswert ſei. 

Ich wußte damals noch nicht, daß man auch 
anderswo nicht nur auf denſelben Gedanken gekommen, 
ſondern ſchon fogar an feine Realiſierung gegangen 
war, nämlich in der Rheinprovinz. 

Dort war es der Provinzial-Ausſchuß geweſen, 
der, angeregt durch die in Gemäßheit des § 27 Abſ. 2 
der Kreisordnung für die Rheinprovinz, für die Land— 
bürgermeiſtereien und Landgemeinden der Rheinprovinz 
bereits ſeit 1888 geſchaffenen Ruhegehaltskaſſe und durch 
die dort ſeit dem 1. Januar 1892 gemeinſam für die Land— 
bürgermeiſtereien, die Landgemeinden, die Städte und die 
Kreiskommunalverbände ins Leben getretene Witwen— 
und Waiſenkaſſe zu der Ueberzeugung gekommen war, 
daß eine ge neinſame Ruhegehaltskaſſe für die Kreis- 
Kommunalverbände und namentlich für die kleineren 
Stadtgemeinden der Provinz mit je einer verhältnis— 
mäßig nur geringen Beamtenſchaft ebenſo notwendig 
ſei. In Ausführung eines Beſchluſſes dieſer Behörde 
richtete der Landeshauptmann der Rheinprovinz an die 
Stadtgemeinden und die Kommunalverbände Anfragen 
über ihre Bereitwilligkeit, der geplanten Einrichtung 
beizutreten, und andererſeits an den Herrn Ober— 
präſideuten über die Stellung der Königlichen Staats— 
regierung zu der von dieſer zu erteilenden Genehmigung. 

Von den befragten Kommunalverbänden ant- 
worteten von 64 Landkreiſen 34, von den befragten 
15 Stadtkreiſen 1 und von den Städten, deren Zahl 
mir nicht bekannt iſt, 56, aljo im Ganzen 91 Kommunale 
verbände mit 896 Beamten und rund 1940000 Mk. 
Gehältern im zuſtimmenden Sinne. Die Lebensfähig— 
keit des Verbandes erſchien damit geſichert, da der 
gleiche Verband der Landgemeinden und Landbürger— 
meiſtereien nur 1400000 Mk. Gehälter bei feiner Er: 
öffnung umfaßt hatte. Der letzte Provinziallandtag 
der Rheinprovinz nahm die von dem Provinzialaus— 
ſchuß für den Ruhegehaltskaſſeuverband der Städte 
und Kreis⸗Kommunalverbände der Rheinprovinz ent- 
worfenen Satzungen an, die Herrn Miniſter des 
Innern und der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten beſtätigten dieſelben unter dem 
28. März d. 38., und bereits am 1. Juli d. Is. trat 
die Ruhegehaltskaſſe, als ein Teil der Kaſſenverwaltung 
des Provinzialverbandes ins Leben.. 
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Wenn bereits die Herren Miniſter des Innern und 
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen— 
heiten durch die Beſtätigung der Satzungen der 
rheiniſchen Ruhegehaltskaſſe, die Vertretung der Rhein- 
provinz aber durch die Auregung zur Gründung der 
Kaſſe und die Uebernahme ihrer Verwaltung und eine 
jo große Anzahl von Kreiſen und Städten durch ihren 
Auſchluß an die Kaffe ihre Ueberzeugung von der 
Nützlichkeit und Notwendigkeit der Kaſſe dargethan 
haben, ſo erleichtert mir das die Beweisführung für 
die Richtigkeit meiner erſten Theſe in der erheblichſten 
Weiſe. Dieſelbe lautet: | 

Nachdem durch das Geſetz vom 30. Juli 1899, 
betreffend die Anſtellung und Verſorgung der 

Kommunalbeamten, die Zahl der ruhegehaltsbe— 

rechtigten Beamten der Kommunen erheblich ver— 

mehrt worden iſt, erſcheint es geboten, eine 

Einrichtung zu treffen, welche eine Verteilung der 

Ruhegehaltslaſten der einzelnen Kommunen auf 

die breiteren Schultern einer möglichſt großen 

Geſamtheit und die Feruhaltung von ſchwanken— 

den und unter Umſtänden auch ſtarken Belaſtungen 

der einzelren Kommunalhaushalte herbeiführt. 

Ich erlaube mir zu ihrer Begründung noch 
folgende Ausführungen, und zwar zunächſt bezüglich 
der Möglichkeit der Durchführung meines Planes in 
unſerer Provinz. 

Für eine Ruhegehaltskaſſe kann nur eine Form 
von Umlegen in Betracht kommen, nämlich die von 
Prozenten der ruhegehaltsberechtigten Gehälter, und 
ebenſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die 
Umlagen, geringeren Schwankungen unterworfen, 
ſtetiger ſein werden, je größer die Summe der ruhe— 
gehaltsberechtigten Gehälter iſt, welche den Umlagen 
zu Grunde gelegt wird. 

Daß es ſich auch bei uns bezüglich der in Be— 
tracht kommenden Gehälter um keine Kleinigkeit handelt, 
geht daraus hervor, daß nach den von mir bei den 
einzelnen Stadtverwaltungen eingeholten Informationen 
von den 55 Städten der Provinz 54 an Magiſtrats— 
und Polizeibeamte, Lehrer höherer Lehranſtalten und 
Betriebsbeamte jährlich an ruhegehaltsberechtigten Ge- 
hältern zuſammen 2780307 Mk. zahlen: ) und rechnen 
wir, daß von den vorhandenen 34 Landkreiſen jeder 
25000 Mk. im Durchſchnitt an ſolchen Gehältern 
jährlich zahlt, ſo ergiebt das jährlich weitere rund 
850000 Mk. mehr, alſo eine Summe von rund drei 
und einer halben Million jährlich. 

Die Zahlen, welche ich bezüglich der Städte an— 
geführt habe, beruhen, wie erwähnt, auf den Mit— 
teilungen der betr. Magiſtrate, ſind alſo feſtſtehend. 
Die für die Kreiskommunalverbände angenommenen 
Zahlen beruhen auf Schätzung. Mir ſtand nur der 
Etat des Kreiſes Dt. Krone zur Verfügung und dieſer 
Kreis verbraucht zu Beſoldungen jährlich rund 29000 
Mark. Wenn ich aber die verſchiedenen Beamten ins 
Auge faſſe, welche heute faſt jeder Kreis beſchäftigt, 
jo erſcheint mir die Annahme von 25000 Mk. durch— 
ſchnittlich pro Kreis einigermaßen zutreffend. Da find 


1) Vergl. die Anlage, Aktenſtück VI. l 


zu beſolden 1 bis 2 Kreis⸗Ausſchußſekretäre, 1 bis 2 
Regiſtratoren oder Bureau-Aſſiſtenten, der Rendant 
der Kommunalkaſſe, der Rendant der Sparkaſſe, der 
Kontrolleur, der Kreisbaumeiſter, die Chauſſeeaufſeher ꝛc., 
alſo keine gar ſo kleine Beamtenzahl. 

Man würde übrigens auch noch, wie es in 
unſerer Provinz bei der Witwen- und Waiſenkaſſe der 
Fall iſt, den Amts- und den Deichverbänden und der 
Landwirthſchaftskammer das Recht des Beitritts für 
ihre Beamten gewähren und dadurch die Zahl der 
Gehälter noch um eine nicht unerhebliche Summe ver— 
mehren können. 

Sie wollen hieraus, meine geehrten Herren, ent— 
nehmen, daß die Summen, welche in der Rheinprovinz 
für die Lebensfähigkeit der Kaſſe als ausreichend erachtet 
worden find, 1400000 Mark, für uns nicht uner⸗ 
reichbar ſind und ſomit die Möglichkeit, einen gleichen 
Verband ins Leben zu rufen, auch für Weſtpreußen 
gegeben iſt. 

Iſt ſo die Möglichkeit der Durchführung des 
Vorſchlages erwieſen, ſo will ich zur Prüfung ſeiner 
Nützlichkeit übergehen. 

Ich habe mich zu dieſem Zwecke bemüht, zu 
ermitteln, wie hoch ſich die Gehaltsprozeute belaufen 
würden, welche bei Einrichtung einer provinziellen Ruhe— 
gehaltskaſſe etwa aufzubringen ſein würden. Ich habe 
aber leider ſehr wenig Material beſchaffen können, 
weil meines Wiſſens bis jetzt ſehr wenige Kaſſen dieſer 
Art beſteheu. 

Die Ruhegehaltskaſſe der Landgemeinden und 
Landbürgermeiſtereien der Rheinprovinz beſteht ſeit 
1888. Sie hat bis einſchließlich 1899, alſo in 12 
Jahren zuſammen 60,40 % der ruhegehaltsberechtigten 
Gehälter, aljo durchſchnittlich pro Jahr 5,3 % derz 
ſelben aufgebracht. 

Die Ruhegehaltskaſſe der Lehrer des Regierungs— 
bezirks Marienwerder beſteht ſeit 1894 und hat bis 
einſchließlich 1900 gebraucht 67,75% derjenigen berech— 
tigten Gehälter, welche übrig bleiben, wenn man 800 
Mk. von jedem Einzelgehalte vorweg abzieht, wie es 
das Geſetz vorſchreibt. Von dieſen Reſtgehältern be— 
rechnet, ergiebt das pro Jahr zwar durchſchnittlich 
9,68 %%, zu den vollen Gehältern berechnet aber nur 
6,20 % pro Jahr im Durchſchnitt. 

Die Berechnung der Zuſchlags-Prozente erfolgt 
aber bei dieſer Kaſſe in eigentümlicher, von der anderer 
Kaſſen abweichender Art. Bei der Einführung des 
Geſetzes iſt vielleicht auch in Bezug auf die Penſio— 
nierungen etwas wohlwollend verfahren worden, denn 
die Zahl der penſionierten Lehrer, welche noch recht 
munter und verhältnismäßig friſch ſich ihres Daſeins 
erfreuen, iſt keine unerhebliche. Dazu kommt, daß 
man in den erſten 6 Jahren des Beſtehens der Kaſſe 
die Mittel zu einem Betriebsfonds ausſchrieb, von dem 
man ſpäter abſah, weil er nicht mit dem Geſetze in 
Einklang ſtand, was eine ſofortige Ermäßigung der 
Beiträge um 2% zur Folge hatte. Die Verhältniſſe 
dieſer Staffe können deshalb für die Beurteilung der 
Höhe der Umlagen nicht maßgebend ſein, welche die 
von mir vorgeſchlagene Kaſſe aufzubringen haben würde. 


Von privaten Penſionskaſſen iſt mir nur diejenige 
der deutſchen Privat-Eiſenbahugeſellſchaften bekannt 
geworden. Dieſe erhebt jährlich 7,6% der ruhegehalts— 
berechtigten Gehälter und außerdem bei dem Eintritte 
eine Monatsrate des Gehalts als Eintrittsgeld, ſowie 
ein Zwölftel jeder Gehaltserhöhung als außerordent— 
lichen Beitrag. 

Ich glaube, nach den bisherigen Verwaltungs— 
Reſultaten der Kaſſe der Landbürgermeiſtereien annehmen 
zu dürfen, daß da, wo die Kaſſenverwaltung keine 
erheblichen Koſten verurſacht und es ſich nicht um Er— 
zielung von Gewinn für eine Verſicherungsgeſellſchaft 
handelt, 7½ bis höchſtens 8½ 9% der ruhegehaltsbe— 
rechtigten Gehälter den Beharrungsſtandpunkt bezw. 
den Durchſchnittsbeitrag darſtellen werden. Ich 
komme zu dieſer den Durchſchnitt überſteigenden 
Zahl, weil auch auf dieſe Kaſſe das Kommunal— 
beamtengeſetz ſeinen Einfluß ausgeübt und ein 
Steigen der Ruhegehälter zur Folge gehabt hat. 
Fragen wir uns nun weiter, wie ſich denn 
heute das Verhältnis der von den einzelnen Gemeinden 
gezahlten Ruhegehälter zu den gezahlten ruhegehalts— 
berechtigten Gehältern ſtellt, ſo werden wir der Be— 
rechnung keine der kleineren Gemeinden zu Grunde 
legen dürfen, welche erſt in der neueſten Zeit durch 
ruhegehaltsberechtigte Anſtellung von Magiſtrats- und 
Polizeibeamten und durch die Beamten ihrer neu errich— 
teten Schlachthäuſer, Gas- und Elektrizitätswerke und 
anderen Einrichtungen über ein jüngeres Beamten— 
perſonal verfügen und deshalb erſt in ſpäteren Jahren 
die volle Laſt werden zu tragen haben, ſondern wir 
müſſen die Zahlen größerer Stadtgemeinden zu Grunde 
legen, welche jchon lange Jahre hindurch ihre Magiſtrats— 
und Polizei-Beamten mit Ruhegehaltsberechtigung an— 
geſtellt haben. Auch bei ihnen werden wir die Gehälter 
und Ruhegehälter der Betriebsbeamten und ſogar die 
der Lehrer an höheren Lehranſtalten nicht bei allen in 
Berechnung ziehen können, weil es ſich auch bei einigen 
von ihnen um neu geſchaffene Betriebe und neue höhere 
Lehranſtalten handelt. In Weſtpreußen kommen 
namentlich in Betracht: Danzig, Elbing, Thorn und 
vielleicht auch Graudenz. 

An Magiſtrats- und Gemeindebeamten zahlt zur 
Zeit 

Danzig 507356 Mk. Gehälter und 56250 Mk. 
Ruhegehälter, alfo 11%, 

Elbing zahlt an dieſelben Beamten 218585 Mk. 
Gehälter und 15349 Mk. Ruhegehälter, 
aljo 79%, 

Thorn zahlt 122780 Mk. Gehälter und 16066 
Mk. Ruhegehälter, aljo 13,8 %, 

Graudenz zahlt 74944 Mk. Gehälter und 8768 
Mk. Penſionen, aljo 11,70 %,. 

Betrachten wir uns aber auch die Verhältnis— 
zahlen bezüglich der höheren Lehranſtalten, deren Zahl 
ſich in Danzig, Thorn und Elbing ſeit einer Reihe von 
Jahren, ſoviel ich weiß, nicht erheblich verändert hat, 
ſo zahlt an deren Lehrperſonal: 

Danzig 414303 Mk. Gehälter und 40886 Mk. 
Ruhegehälter, aljo 9,87 %, 


Elbing 84772 Mk. Gehälter und 9668 Mk. 
Ruhegehälter, aljo 11,1 /, 
Thorn 124640 Mk. Gehälter und 11488 Mk. 
Ruhegehälter, aljo 9,20 %, 
Ich glaube aus dieſen Zahlen: 
11 und 9,87% bei Danzig, 
7 und 11,4% bei Elbing, 
13,8 und 9,20% bei Thorn und 
11,70 % bei Graudenz 
den richtigen Schluß ziehen zu dürfen, daß auch ſie 
nicht ſchlecht fahreu werden, wenn ſie ſich einer größeren 
Gemeinſamkeit anſchließen. 

In Bezug auf die kleineren Städte kann dies 
m. E. garnicht zweifelhaft ſein. Bei ihnen handelt es 
ſich z. Z. infolge des Kommunalbeamtengeſetzes und 
der von ihnen neu eingerichteten Betriebe um ein ver— 
jüngtes Beamtenperſonal, das z. Z. noch keine Peuſionen 
bezieht. Gerade ſie handeln deshalb m. E. weiſe, 
wenn ſie ſich durch Auſchluß an eine gemeinſame Ruhe— 
gehaltskaſſe gegen die Laſten verſichern, welche ihnen 
die Zukunft bringen muß, und die um ſo drückender 
werden, je mehr gleichaltrig die Beamten z. Z. ſind. 
Ich will als Beiſpiel nur meine Stadtgemeinde heraus— 
greifen. 

Dt. Krone z. B. zahlte bis vor 3 Jahren gar 
keine Penſionen. Der laufende Etat euthält z. Z. auch 
nur 1030 Mk. In dieſem Jahre treten aber bereits 
vom 1. Oktober ab 1410 Mk. und ſehr wahrſcheinlich 
auch noch in dieſem Jahre andere 550 Mk. hinzu. 
Das macht bereits rund 3000 Mk. aus. Träte dem 
etwa der Bürgermeiſter, der auch ſchon 26 Jahre im 
Ante ift, mit rund 4000 Mk. hinzu, jo ergäbe das die 
für den Haushalt der Stadt recht bedeutende Summe 
von 7000 Mk., und da rund 27000 Mk. Gehälter 
überhaupt gezahlt werden, rund 26 «% der ganzen 
Gehälter. 

Dies Beiſpiel, das einzige, welches ich heraus— 
greifen konnte, weil mir die betr. Perſonen und Einzel— 
gehälter anderer Städte nicht bekannt ſind, iſt, meine 
Herren, doch gewiß überzeugend. Es beweiſt klar und 
unbeſtreitbar, daß die Laſten, welche die zu zahlenden 
Ruhegehälter mit fich bringen, in kleinen Städten zeit 
weiſe ganz unverhältnismäßige und ich fürchte, auch 
manchmal unerſchwingliche werden können. 

Durch dieſe meine Exemplifizierung glaube ich die 
Richtigkeit meiner erſten Theſe bezüglich der Stadtge— 
meinden überzeugend dargethan zu haben. Wo aber 
die Nützlichkeit nachgewieſen iſt, bedarf es keines be— 
ſonderen Beweiſes für die Notwendigkeit. 

Betrachten wir uns aber auch einmal die andere 
Seite der Medaille. Verſetzen wir uns in die Lage 
eines Ruhegehalts-Empfängers in einer kleineren oder 
mittleren Stadt. 

Meine Herren, dem Manne kann es wirklich 
unter Umſtänden genierlich werden, daß er noch immer 
lebt. Glückwünſche zu feiner langen Lebensdauer be- 
kommt er ſicher nur von den Leuten zu hören, denen 
die kommunalen Finanz-Verhältniſſe unbekannt oder 
gleichgültig ſind. Dagegen wird es leider an rohen 
Gemütern nicht fehlen, welche, wenn fie fiH zart ans- 


drücken, ihre Verwunderung darüber äußern, daß dieſer 
arme Mann noch immer lebt. Ich glaube nicht zu 
weit zu gehen, wenn ich das behaupte. Mir ſind 
leider ſolche Fälle aus eigener Erfahrung bekannt. 


Daß das unwürdige Zuſtände find, deren Bez 
ſeitigung doch immerhin erſtrebenswert iſt, werden Sie, 
daranzweifle ich nicht, einmütig zugeben, und dieje Zuſtände 
ſie kommen in Wegfall, ſobald an die Stelle der einzelnen 
Gemeinden eine möglichſt große Geſamtheit tritt, welche 
die nötigen Zahlungen leiſtet. 


Gehen wir mun zu meiner zweiten Theſe über, 
welche lautet: 

Zu dem Zwecke iſt für die Provinz Weſt— 
preußen die Einrichtung einer Ruhegehaltskaſſe 
nach dem Muſter der in der Rheinprovinz für 
die Stadtgemeinden und Kreis-Kommunalverbände 
errichteten unter Beteiligung der Kreiskommunal— 
verbände an derſelben zu erſtreben und an die 
Provinzialverwaltung mit dem Geſuche um Ueber— 
nahme der Kaſſengeſchäfte zu treten. 


Die einzigen beiden mir bekannten Vorbilder ſind, 
wie vorerwähnt, abgeſehen von der Ruhegehaltskaſſe 
der Volksſchullehrer, diejenige der Landbürgermeiſtereien 
und der Landgemeinden und diejenige der Kreis— 
kommunalverbände und Stadtgemeinden der Rhein— 
provinz. Beide bringen ihren Bedarf durch Prozent— 
umlagen auf die ruhegehaltsberechtigten Gehälter auf. 
Die erſtere ift mit rund 1400000 Mk, mit Beginn des 
Rechnungsjahres 1888, die letztere mit rund 1940000 
Mark ruhegehaltsberechtigten Gehältern am 1. Juli d. Is. 
in das Leben getreten. Beide unterſcheiden ſich dadurch, 
daß die Ruhegehaltskaſſe der Landbürgermeiſtereien 
und Landgemeinden von vorne herein alle Ruhegehälter 
übernommen hat, welche von den Bürgermeiſtereien 
und Landgemeinden gezahlt wurden, als ſie ins Leben 
trat, während die letztere nur diejenigen Ruhegehälter 
übernimmt, welche nach ihrer Eröffnung feſtgeſetzt 
werden, und die Kaſſe der Kreiskommunalverbände und 
Städte unterſcheidet ſich weiterhin von derjenigen der 
Landbürgermeiſtereien und Landgemeinden dadurch, 
daß ſie einen Reſervefonds bildet und ſich die Be— 
rechtigung wahrt, den Kommunalverbänden die Be— 
teiligung an der Kaſſe ſechs Monate vor Ablauf eines 
Rechnungsjahres zu kündigen. Eine ſolche Kündigung. 
hat die Wirkung, daß von den gekündigten Kommunal⸗ 
verbänden in Zukunft keine Beiträge mehr erhoben 
werden, daß ſie aber auch die Weiterzahlung der Ruhe— 
gehälter ihrer Beamten in Zukunft ſelbſt übernehmen 
müſſen. 

Das iſt eine Schutzmaßregel von einſchneidender 
Wirkung gegen etwaige Mogeleien. Jede Gemeinde, 
die ſich eines ihr nicht paſſenden Beamten auf Koſten 
der Kaſſe entledigen will, muß ſich ſagen, daß ſie ſelbſt 
in die Grube fallen wird, welche ſie der Kaſſe graben 
will, daß fie fich der Gefahr ausſetzt, ſelbſt das Ruhe- 
gehalt zahlen zu müſſen, welches ſie zu Unrecht der 
Kaſſe aufhalſen wollte, und dieſe Beſtimmung wird 
vor ſolchen Machenſchaften größeren Schutz gewähren, 
als alle möglichen anderen Kautelen. 


Bei Geſprächen über die Errichtung einer weit: 
preußiſchen Ruhegehaltskaſſe für die Städte und Kreiſe iſt 
mir gerade das als ein Hindernis vorgehalten worden, 
daß man ſich garnicht recht dagegen ſichern könne, daß 
die Kommunalverbände der Kaſſe ihre unfähigen Beamten 
durch vorzeitige Penſionierung derſelben aufhalſten. Ich 
glaube, daß man mit dieſer Beſtimmung in den Satzungen 
dieſe Gefahr nicht mehr zu fürchten hat und daß die 
Herren, welche mir gegenüber dieſe Befürchtung hegten, 
ſie mit Rückſicht auf dieſe Schutzmaßregel fallen laſſen 
werden. N 5 

Für den Bürgermeiſter bringt ſolche Kaſſe freilich 
eine gewiſſe Gefahr mit ſich, nämlich die, daß man 
viel leichter ſich entſchließen wird, von ſeiner Wiederwahl 
Abſtand zu nehmen, wenn ſein Ruhegehalt nicht mehr 
der Stadt allein zur Laſt fällt. So weit ich meine 
Herrn Kollegen zu kennen glaube, wird das aber für 
fie ein Grund nicht' fein, der Einrichtung einer weſt— 
preußiſchen Ruhegehaltskaſſe zu widerſtreben. Und 
wenn ſchließlich ein untüchtiger Bürgermeiſter bei Cin- 
richtung der Kaſſe nicht wiedergewählt wird, ſo hat er 
das eben ſeiner Untüchtigkeit zuzuſchreiben, und es liegt 
im Jntereſſe der Stadt, daß an feine Stele eine tüchtigere 
Kraft tritt. Dem etwa aus Unverſtand nicht wieder: 
gewählten tüchtigen Bürgermeiſter wird es aber nicht 
ſchwer fallen, in einer verſtändigeren Gemeinde Stellung 
zu finden. ; 

Das, meine Herrn, waren zwei nicht unwichtige 
Bedenken gegen die Errichtung der von mir erſtrebten 
Kaſſe, Bedenken, die ich durch meine bezüglichen Aus— 
führungen für beſeitigt halte. In Bezug auf die 
Bürgermeiſter⸗Wiederwahl will ich aber noch anführen, 
daß die Kaſſe auch da die Mitgliedſchaft kündigen 
könnte, wo ſie zu der Ueberzeugung kommt, daß ihr 
in frivoler Weiſe Bürgermeiſter-Ruhegehälter aufge- 
halſt werden. 


Die Einzelberatung der Satzungen der Ruhege⸗ 


haltskaſſe kann füglich nicht Sache des heutigen Städte— 
tages und des Städtetages überhaupt ſein. Ich will 
mich deshalb bezüglich derſelben auf das angeführte 
beſchränken, indem ich meine, daß es genügt, die Ueber- 
zeugung hervorzurufen, daß, wenn für die hieſige 
Provinz eine gleiche Kaſſe errichtet wird, ihre Satzungen 
denen der rheiniſchen Kaſſe gleich oder doch wenigſtens 
ähnlich ſein müſſen. l 

Wenn ich nun nach Beſprechung der Art der zu 
errichtenden Kaffe zu der Beteiligung der Kreiskom— 
munalverbände übergehe, ſo hege ich die Hoffnung, daß 
die Vertreter derſelben ſich der Nützlichkeit ſolcher Kaſſen 
nicht verſchließen und deshalb hier ebenſo, wie im 
Rheinlande bereit ſein werden, derſelben beizutreten. 
Leider find ja in unſerer Provinz faſt alle Kreiſe eben- 


ſowenig in günſtiger finanzieller Lage wie die übergroße 


Zahl der Stadtgemeinden, und ſchon aus dieſem Grunde 
werden nach meiner Ueberzeugung ihre Vertreter es 
nicht ablehnen, der Kaſſe beizutreten, ſobald ſie deren 
Nützlichkeit erkannt haben. 

Darüber, wie in Bezug auf die Beteiligung der 
Kreiſe vorzugehen ift, enthalte ich mich ſpezieller Bor- 
ſchläge. Ich meine, daß wenn Sie, geehrte Herren, 
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meine Theſen annehmen, die Wahl einer Kommiſſion 
die notwendige Folge iſt, deren Arbeit es ſein wird, 
die richtigen Mittel und Wege zu finden. 

Aber nicht nur, wenn es gelungen iſt, die nötigen 
Teilnehmer zur Errichtung der von mir erſtrebten Ruhe— 


en 


gehaltskaſſe zu finden, ſondern auch, wenn es über: 


haupt gelingen ſoll, ſie namentlich in den Kreiskom— 


munalverbänden und, ſoweit ſie ruhegehaltsberechtigte 
Beamte haben, auch in den Amtsbezirken und Land— 
gemeinden, den Deichverbänden u. ſ. w. zu finden, iſt 
es unbedingt erforderlich, die Unterſtützung der Ver— 
tretung der Provinz und in erſter Linie deren Landes— 
hauptmanns und Ausſchuſſes zu erlaugen. 

Ich habe bisher noch nicht die Gelegenheit nehmen 
wollen, und, um nicht vorzugreifen, auch nicht nehmen 
können, hierüber Informationen einzuziehen. Da aber 
die Vertretung der Provinz in die Provinzial-Witwen— 
und Waiſenkaſſe die Kreiskommunalverbände, Städte 
und Landgemeinden mit größter Bereitwilligkeit aufge— 
nommen hat, ſo halte ich es mit Rückſicht auch auf 
das gute Beiſpiel der Rheinprovinz und das lebhafte 
Jutereſſe, das die Provinzialverwaltung ſtets für die 
einzelnen Kommunalverbände bethätigt hat, für im 
höchſten Grade wahrſcheinlich, daß der Herr Landes— 
hauptmann und der Provinzial-Ausſchuß es nicht 
ablehnen würden, die Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe⸗ 
gegen Erſtattung der Selbſtkoſten bezw. gegen ein zu 
vereinbarendes Pauſchquantum zu übernehmen, und da 
ich überzeugt bin, daß der Behauptung nicht wider— 
ſprochen werden kann, daß die Ruhegehaltskaſſe nirgend 
als bei der Provinz zweckmäßiger, billiger und beſſer 
untergebracht ſein würde, nehme ich an, daß ich mich 
jeder weiteren Begründung der Schlußworte meiner 
zweiten Theſe enthalten kann. 

Ich habe mich bemüht, Ihnen, meine geehrten 
Herren, in kurzen Zügen, ein Bild zu geben, von der 
Wichtigkeit, der Nützlichkeit und der Notwendigkeit einer 
provinziellen Ruhegehaltskaſſe der Städte und der 
Kreiskommunalverbände, ſowie von der Art, wie ſie 
zu errichten und zu verwalten ſein dürfte. Wenn es 
mir nicht in vollem Maße gelungen iſt, ſo nehmen 
Sie den guten Willen für die That. 

Sollten ſie meine Theſen annehmen, ſo würde 
ich mir das Wort erbitten, um die Wahl einer Kom— 
miſſion zu beantragen und zu begründen. (Beifall). 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück: Meine 


Herren! Ich eröffne die Debatte über den ſoeben ge— 


hörten Vortrag und frage, ob das Wort gewünſcht 
wird. 

Bürgermeiſter Steinberg⸗Eulm: Meine Herren! 
Ich habe mir nur das Wort erbeten, weil ich mich 
mit der Materie ebenfalls beſchäftigt habe und weil 
ich nicht wollte, daß der Vortrag mit einigen Dankes— 
worten des Vorſitzenden für die Oeffentlichkeit gewißer— 
maßen begraben werde. Die Dankesworte gönne ich 
dem Vortrage gern, das ehrenvolle Begräbnis möchte 
ich aber vermieden wiſſen. Wenn ich den Referenten 
recht verſtanden habe, ſo hat er unter der Zahl der 
Beamten, die anzuſchließen wären an die Kaſſe, auch 
die Beamten der Provinzialverwaltung ſelbſt verſtanden. 
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(Widerſpruch.) So, dann ift das ein Irrtum von mir, 
den ich zu entſchuldigen bitte. Nun möchte ich auf eins 
aufmerkſam machen, auf die Miſere der Penſionierungen 
in den kleinen Städten. Hat eine kleine Stadt einen 
Penſionär, dem ſie 1000, 2000 Mark Penſion geben 
muß, ſo müſſen alle Beamten warten mit Gehaltser— 
höhungen, denn es heißt: Solange dieſer Mann nicht 
geſtorben iſt, können wir keine Gehaltserhöhungen ein— 
treten laſſen. Infolgedeſſen wünſchen ihm die Leute 
einen ſanftſeligen Tod, und iſt der Tod eingetreten, ſo 
ſtürzt alles auf den Bürgermeiſter und ſagt: Jetzt iſt 
er tot, und jeder will daraus etwas für ſich gewinnen. 
Und die Stadtverordneten haben ein mildes Herz und 
ſagen: Jetzt iſt er wirklich tot, jetzt können wir von 
den 2000 Mark die wir an Penſion ſparen, 1800 Mark 
zu Gehaltsaufbeſſerungen aufwenden. Wir verdienen 
dabei noch 200 Mark. Groß iſt ja der Verdienſt nicht, 
aber es iſt doch etwas und wir thun ein gutes Werk. 
Im nächſten Jahre finden ſich dann wieder 2 Beamte 
die penſioniert werden ſollen. Das iſt für die kleinen 
Städte eine Schraube ohne Ende und ein unwürdiger 
Zuſtand. Ich glaube, viele von Ihnen, meine Herren 
Bürgermeiſter, werden das ſchon durchgemacht haben. 


Nun mache ich aber noch auf ein weiteres auf— 
merkſam. Ich weiß nicht, ob es dem Herrn Referen— 
ten angenehm ſein wird, aber ſelbſt auf die Gefahr 
hin, ihn zu erzürnen, muß ich darauf eingehen. Näm— 
lich die Belaſtung, die durch das Kapitaldeckungsver— 
fahren eintritt, iſt ſo ſehr gering, wie er annimmt, bei 
den rheiniſchen Landbürgermeiſtereien doch nicht. Sie 
haben dreijährige Reviſionsperioden. Da iſt der Ge— 
haltsprozentſatz, der erhoben wurde an Umlagen von 
je 100 Mark, vom Jahre 1888 bis 1896 geſtiegen von 
0,74 Mark auf 8,27 Mark. Jetzt ſcheint allerdings 
ein Beharrungszuſtand eingetreten zu ſein, nämlich 
1897 betrug die Ziffer 8,21 Mark, 1898 9,12 Mark 
und 1899 8,27 Mark. Man würde alſo rechnen können, 
wenn wir die Verhältniſſe der Rheinprovinz ohne 
weiteres auf die unſrigen übertragen, ob das geht weiß 
ich nicht, daß etwa 9% der geſammten Gehälter an 
die Ruhegehaltskaſſe zu zahlen wären. Aber immer— 
hin würde auch das noch ein Profit ſein, oder wenn 
es kein Profit iſt, ſo würde doch der große Vorteil 
erreicht werden, daß, obwohl die großen Städte nicht 
mehr belaſtet würden, dennoch die kleinen Städte die 
Möglichkeit erhielten, ihre Beamten anſtändig zu pen— 
ſionieren bezw. penſionieren zu laſſen, ohne daß der 
Geldbeutel weſentlich darunter litte. Wenn der Geſetz— 
geber, als er anordnete, daß für die Witwen und 
Waiſen geſorgt werden müſſe, glaubte, daß die Ge— 
meinden mit Rückſicht auf Steuerkraft und Vermögen 
fähig ſein würden, die dadurch entſtehenden Laſten zu 
tragen, daß ſie nicht vor die Notwendigkeit geſtellt 
ſein würden, eine ſolche Kaſſe zu gründen, ſo mag 
das im Sinne des Geſetzgebers gelegen haben, in praxi 
ſtellt ſich aber die Sache anders, und ich pflichte dem 
Referenten in vollem Umfange bei: Dieſe Kaſſe würde 
ein Segen ſein ſowohl für die beteiligten Verbände, 
wie für die einzelnen Beamten, die dann nicht mehr 
die Notwendigkeit hätten, darauf zu lauern daß einer 
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ihrer geehrten Amtsvorgänger oder ein Kollege eher 
ins Gras beißt, als es unbedingt nötig iſt. 


Oberbürgermeiſter Delbrückh-Danzig: Es ift mir 
vielleicht geſtattet, über das was geſtern in der Vor— 
ſtandsſitzung zu dieſem Punkte ausgeführt iſt, einige 
Worte zu äußern. Man hat im Vorſtande ohne 
weiteres anerkannt, daß die Ausführung der Theſe 1 
zweifellos eine gewiſſe Beachtung verdient. Der Ge— 
danke der Theſe 1 ift nicht neu; es iſt derſelbe Gedanke, 
der anderen Ruhegehaltskaſſen, zum Beiſpiel derjenigen 
der Elementarlehrer zugrunde liegt. Es iſt au ſich 
ſelbſtverſtändlich, wenn die kleineren Städte das Be- 
ſtreben haben, durch Zuſammenſchluß zu gemeinſchaft— 
lichen Kaſſen nicht eine Verſchiebung, wohl aber eine 
gleichmäßigere Verteilung der durch die Penſionierung der 
Beamten entſtehenden Aufwendungen zu erreichen: es 
iſt jedoch darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
anderen Kaſſen zum Teil aus Mitteln des Staates 
geſpeiſt werden, daß man alſo aus der Vergleichung 
kein ganz zutreffendes Bild gewinnt. Es iſt auch 
darauf hinzuweiſen, daß gegenüber dem Wunjche der 
kleineren Städte vom Standpunkte der größeren Kom— 
munen doch nicht ganz zurückzuweiſende Einwendungen 
erhoben werden können. Das Geſetz ſtellt zunächſt 
einmal nicht eine bindende Regel für die Höhe und 
Art der Ruhegehälter der Kommunalbeamten feſt, 
ſondern es ſagt nur: Wenn nichts anderes beſtimmt 
iſt, ſo ſind die Kommunalbeamten nach den für die 
Staatsbeamten geltenden Grundſätzen in den Ruhe- 
ſtand zu verſetzen. Es iſt alſo den Kommunen nicht 
benommen, für den einzelnen Fall oder für beſtimmte 
Beamtenkategorien günſtigere Grundſätze aufzuſtellen, 
als ſie das Geſetz für die Staatsbeamten vorſchreibt. 
Derartige Neigungen werden namentlich bei den 
größeren Kommunen oft auftreten aus Gründen ihrer 
eigenen Wohlfahrt. Sobald man aber eine große 
Kaſſe gründet, der alle angehören, iſt das Individuali— 
ſieren der einzelnen Stadt benommen, denn es muß 
natürlich dann das Ruhegehalt in der einen Stadt ſo 
feſtgeſetzt werden wie in der andern. Außerdem iſt 
jetzt den Kommunen die Möglichkeit gegeben, einen 
Beamten, den man nicht im Wege des Disziplinarver— 
fahrens beſeitigen kann, deſſen Entfernung aus dem 
Amte aber wünſchenswert ift, im Wege der Penſiouierung 
der Stelle zu entheben, in die er zu Ungunſten der 
Stadt gekommen iſt. Auch dieſe Möglichkeit, einen 
Beamten zu penſionieren ohne den ſtrikten Nachweis 
ſeiner Dienſtunfähigkeit, wird der Kommune genommen 
in dem Augenblicke, wo ſie in einem ſolchen Kaſſenver— 
band einbezogen iſt. Wir ſind ferner im Vorſtande 


darüber einig geworden, daß die Zahlen, die der 
Referent angiebt, einer Reviſion bedürfen werden. Ich 


würde davor warnen, die günſtigen Schlüſſe, die er 
aus dem Zahlenmaterial zieht, ohne weiteres zu 
acceptieren. Die höchſten Zahlen werden angegeben für 
Danzig und Thorn hinſichtlich der Prozente, die der 
peuſionsberechtigte Gehaltsetat aufweiſt. Ich möchte 
bemerken, daß in Danzig wohl am längſten die 
Penſionsberechtigung eines großen Teils der Beamten 
beſteht, daß ich aber auch für Danzig bezweifele, ob 


der Beharrungszuſtand ſchon erreicht ift, weil eine 
Reihe von Beamtenkategorien inzwiſchen penſionsbe— 
rechtigt werden oder geworden ſind, die es früher nicht 


waren. Mir iſt von einer Korreſpondenz der Provinzial— 
verwaltung mit dem Staate wegen Stellung von 


Kriminalkommiſſaren folgendes bekannt: Der Staat 
war bereit, die Kommiſſare zu ſtellen unter der Vor— 
ausſetzung, daß die Kommune 30 %, als Zuſchuß zu 
den Ruhegehaltskoſten zahlen würde. Da würden mit⸗ 
einbegriffen ſein die Reliktenbeiträge; wenn man aber 
die Höhe der Beiträge der Provinzial-Witwen- und 
Waiſenkaſſe auch berückſichtigt, ſo würde immer noch 
eine Belaſtung von 20—22 9% herauskommen. Ich 
habe das hier nur anführen wollen, damit es nicht bei 
der eventl. bevorſtehenden Beſchlußfaſſung zu einem 
falſchen Bilde dadurch kommt, daß die Bedenken, die 
ſich gegen die Einrichtung eines Ruhegehaltskaſſenver— 
bandes erheben laſſen und die wahrſcheinlich durch die 
großen Kommunen werden erhoben werden, hier über— 
haupt nicht zum Ausdruck gebracht ſind. Hinſichtlich 
der zweiten Theſe möchte ich den Herren Referenten 
fragen, wie er ſich die geſchäftliche Behandlung der 
Sache denkt. Soll ein Antrag an die Provinz geſtellt 
werden wegen Uebernahme der Kaſſengeſchäfte? Dieſer 
Antrag würde eventl. zu ſtellen ſein durch den Vorſtand 
des Städtetages, ich habe aber daſſelbe Bedenken be— 
züglich der Faſſung gehabt wie der Herr Redner, der 
ſoeben geſprochen hat. Man kann aus der Theſe 2 
heraus leſen, daß eigentlich die Abſicht beſteht, die 
Provinz nur zur Kaſſenführerin dieſes Verbandes zu 
machen, während doch an ſich die Betrachtung nahe 
liegt, ob es dann nicht zweckmäßiger wäre, ſie mit 
ihrem erheblichen Beamtenkörper an der Kaſſe teil— 
nehmen zu laſſen, denn das unterliegt keinem Zweifel: 
Je größer die Kaſſe deſto leiſtungsfähiger iſt ſie! 
Wenn die Provinz eintritt, dann würden vielleicht auch 
die Kreis-Kommunalverbände mit eintreten, und dann 
würde ſchließlich vielleicht auch für die größeren Stadt— 
gemeinden der Entſchluß zum Beitritt ein leichterer fein. 


Der Herr Referent hat dann eine Kommiſſion in 
Ausſicht genommen. Ich überſehe es nicht, welche 
Aufgaben diefe Kommiſſion haben foll. Soll die 
Kommiſſion gewählt werden um das Statut auszu— 
arbeiten und mit beſtimmten Anträgen an die 
Provinzialverwaltung heranzutreten, oder ſoll ſie nur 
gewählt werden, um mit der Provinzialverwaltung auf 
Grund der heutigen Beſchlüſſe Verhandlungen zu 
pflegen? Ich würde dem Herrn Referenten dankbar 
ſein, wenn er in dieſer Beziehung dem Vorſtande einige 
Weiſungen gäbe. 

Berichterftatter, Bürgermeiſter Ulüller-Dt. Krone: 
Ich werde mir geſtatten, auf die Einwendungen, die 
ich gehört habe, einige kurze Worte zu erwidern. 
zunächſt die von den beiden Herren Vorrednern berührte 
Frage anlangt, weshalb nicht der Provinzialverband 
ſelbſt für die Kaſſe als Mitglied in Rechnung gezogen 
ſei, ſo gebe ich dahin Auskunft, daß es ſich auch in 
der Rheinprovinz nur um eine Ruhegehaltskaſſe der 
Stadtgemeinden und der Kreis-Kommunalverbände 
handelt, und daß die Provinz ihr fern ſteht. Nach 


Was 
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den Juformatiouen, die mir zuteil geworden find, beiißt 
auch die hieſige Provinzial-Verwaltung, das heißt, der 
Herr Landeshauptmann zunächſt keine Neigung, einer 
ſolchen Kaſſe beizutreten. Ich hätte aber natürlich 
nichts dagegen, wenn Sie den Beſchluß darauf aus— 
dehnten, daß auch die Provinz erſucht werden ſoll, 


mit ihren Beamten der Kaſſe beizutreten, denn 
ich verkenne es nicht: Je größer der Verband iſt, deſto 
beſſer. Es würde der Sache nicht ſchaden, 


wenn meine zweite Theſe in dem genannten Sinne 
erweitert würde. 


Nun hat Herr Oberbürgermeiſter Delbrück 
gemeint, daß unter den Kaſſen, die ich zum Vergleich 
heranzog, ſich auch ſolche befänden, die Staatszuſchüſſe 
erhielten. Dazu ſollen insbeſondere die Lehrerruhegehalts— 
kaſſen gehören. Ich habe das Geſetz über die Errichtung 
von Lehrerruhegehaltskaſſen nicht genau im Kopfe und 
entſinne mich augenblicklich nicht, etwas von einem 
Staatszuſchuß darin gefunden zu haben. Ich ſtelle. 
das Geſetz zur Verfügung, ich habe es hier. (Zuruf: 
Aber das Reliktengeſetz!) Auf das Reliktengeſetz habe 
ich überhaupt nicht Bezug genommen. Was die Kaſſe 
der Landbürgermeiſtereien anbelangt, ſo ſtellt freilich 
die rheiniſche Kreisordnung feft, daß die Dotierung dieſer 
Kaſſen auch zu den Aufgaben des Provinzialverbandes 
gerechnet werden könne, daß das aber ſeitens der Provinz 
wirklich geſchehen iſt, das habe ich nicht ermitteln können. 
Er kann es thun, aber er thut es nicht, nach dem, 
was ich weiß. Nun wandte Herr Oberbürgermeiſter 
Delbrück ein, daß die Stadtgemeinden in der freien 
Verfügung über ihr Beamtenmaterial inſofern beſchränkt 
werden würden, als ſie nicht mehr Beamte, deren Ent— 
fernung aus dem Dienſte der Stadt im Wege der 
Penſionierung ihnen nützlich ſcheine, ſo bequem entfernen 
könnten, wie jetzt. Ja, da frage ich: Wenn Sie jetzt 
einen ſolchen unbequemen Beamten entfernen, dann 
thun Sie es doch auf Ihre Koſten. Wenn Sie jemandem, 
ohne die Verpflichtung zu haben, ein Ruhegehalt geben 
wollen, ſo können Sie ſich das ja auch in Zukunft 
leiſten; daran hindert Sie die Ruhegehaltskaſſe gar nicht. 
Und, meine Herren, wenn der Staat für die Kriminal— 
kommiſſare 30% fordert, jo beweiſt das wenig. Ich habe 
alle Hochachtung vor der Finanzverwaltung unſeres 
Staates, aber zum größten Teile aus dem Grunde, weil ſie 
gewöhnlich nicht zu wenig fordert. Wenn fie 30% 
fordert, dann kann man überzeugt ſein, daß ſie nicht 
ſchlecht dabei wegkommt, daß ſie unter keinen Umſtänden 
etwas zuſetzt, ſondern daß die Wahrſcheinlichkeit ganz 
erheblich zu gewinnen für ſie ſehr viel größer iſt, als 
die Wahrſcheinlichkeit, etwas zu verlieren. Durchſchlagende 
Gründe gegen mein Projekt ſind, meine ich, nicht 
vorgebracht worden. Was die von mir gegebenen 
Zahlen anbelangt, ſo machte der erſte Herr Vorredner 
aufmerkſam auf den auſcheinenden Mangel an Ueber- 
einſtimmung zwiſchen dem von mir bezüglich der Land— 
bürgermeiſtereien angeführten Zahlen mit denen, die 
ihm über dieſelben bekannt ſind. Mir liegt die Vorlage 
des rheiniſchen Provinziallandtages, betreffend die 
Gründung der Kaffe, vor, und aus ihr find mir die 
Zahlen bekannt. Dieſe Zahlen ergeben für 12 Jahre 


zuſammen 60,40 % der ruhegehaltsberechtigten Gehälter; 
das ergiebt, durch 12 dividiert, genau die Summe, die 
ich genannt habe. Ich habe ebenſo recht, wie Herr 
Bürgermeiſter Steinberg; ich habe nur den Durch— 
ſchnitt der geſamten 12 Jahre genommen, während er 
einzelne Jahre herausgegriffen hat. 


Dann möchte ich noch auf die Anfrage des Herrn 
Vorſitzenden antworten. Ich würde ja dem Vorſtande 
durchaus dankbar ſein, weun er ſich bereit erklärte, 
nach der Annahme der Theſen das Weitere ſelbſt zu 
veranlaſſen und damit die Wahl einer beſonderen Kom— 
miſſion unnötig machte. Ich bin nur auf den Wunſch, 
eine Kommiſſion zu wählen, deshalb gekommen, weil 
mir die Stellung des Vorſtandes zu meinem Antrage 
keine ſo günſtige zu ſein ſchien, daß ich die Hoffnung 
hegen durfte, der Vorſtand wolle ſich dieſer Mühe 
unterziehen. Wenn aber der Vorſtand dazu bereit iſt, 
in Ausführung dieſer Theſen das Erforderliche zu ver— 
anlaſſen, dann würde ich ſehr damit zufrieden ſein, 
denn mit der Annahme der Theſen wird der einzu— 
ſchlagende Weg hinreichend feſtgelegt, und wir würden 
nur noch in der zweiten Theſe den Kreiskommunalver— 
bänden den Provinzialverbaud hinzuzufügen haben. 


Erſter Bürgermeiſter Dr. Kerflen-Thorn: Der 
Herr Berichterſtatter wollte es gegenüber Herrn Ober— 
bürgermeiſter Delbrück nicht zugeben, daß für die 
Lehrerpenſionskaſſen Staatszuſchüſſe gezahlt werden, 
er räumte das nur hinſichtlich der Reliktenkaſſen ein. 
Ich ſtelle dem gegenüber feft, daß der § 26 des be- 
treffenden Geſetzes ausdrücklich beſtimmt, daß der Staat 
bis zur Höhe von Mark 600, einen Zuſchuß zu jeder 
Peuſion gewährt. Es ift damit erwieſen, daß der 
Staat zu dieſen Penſionskaſſen ganz erheblich beiſteuert 
und daß deshalb die Zahlen, die der Vorredner an— 
führte, nicht maßgebend ſein können für die Kaſſe, die 
er gründen will. Die Kaſſe der rheiniſchen Landbür— 
germeiſtereien iſt ſo neu, daß man daraus beſtimmte 
Schlußfolgerungen für die Zukunft nicht mit Sicher— 
heit ziehen kann. N 


Im Allgemeinen hat ſchon unſer Herr Vorſitzen⸗ 
der die Bedenken zum Ausdruck gebracht, die geſtern 
im Vorſtande laut geworden ſind, und die auch von 
anderen Seiten erhoben werden. Ich möchte nur noch 
weniges hinzufügen. Der Herr Referent iſt, meine ich, doch 
nicht ſcharf genug auf die Mängel eingegangen, die 
ſich aus der Gründung eines ſolchen Ruhegehaltskaſſen— 
verbandes ergeben können. Meines Erachtens würde 
dadurch auf der einen Seite den einzelnen Kommunen 
eine zu große Freiheit gegeben werden, ihre Beamten 
zur Unzeit zu penſionieren, und andererſeits würde 
wieder die Freiheit der Bewegung, die fich die Kom- 
munen doch wahren ſollen und müſſen, ſehr gehemmt 
werden. Der Herr Kollege Müller hat vorhin er— 
klärt, gegen ein ſolches, frühzeitiges und unrechtmäßiges 
Penſionieren nicht gefallender und nicht recht brauch- 
barer Kräfte könne ja der Kaſſe ein Mittel gegeben 
werden dadurch, daß ſie ſich das Kündigungsrecht 
vorbehält. Das iſt doch ein zweiſchneidiges Schwert. 
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Wenn ich ſo und ſolange Beiträge gezahlt habe zu 
der Kaſſe, und der Vorſtand dieſer allgemeinen Kaſſe 
kommt, im Falle fih einmal die Penuſionierungen in 
einer Kommune häufen, zu der Ueberzeugung, daß die 
betreffende Kommune, wie der Herr Referent ſich aus— 
drückte, frivol gehandelt habe und dann ebenſo, wie 
das jetzt die Unfallverſicherungsgeſellſchaften ſo oft 
thun, wenn ſie ein, zweimal Prämien zahlen müſſen, 
ſagt: wir danken für deine Beiträge, du biſt aus der 
Kaſſe ausgeſchloſſen, dann iſt das doch ein ſo unſicherer 
Standpunkt, daß ſich wohl kaum eine Kommune darauf 
wird begeben wollen. Es ſind doch auch nur Menſchen, 
die darüber zu entſcheiden haben ſollen, ob eine Kom— 
mune korrekt gehandelt hat oder nicht mit der Pen— 
ſionierung, und da kaun es ſehr leicht vorkommen, 
wenn ſie das Unglück hat, einmal mehrere Penſionierungen 
hinter einander vornehmen zu müſſen, daß ihr da zu 
Unrecht eine frivole Handlungsweiſe zugeſchoben und 
von der Kündigung Gebrauch gemacht wird. 


Die Bewegungsfreiheit wird auch weſentlich ge— 
hemmt. Der Herr Vorſitzende hat ſeine bezüglichen Aus— 
führungen auf die größeren Städte eingeſchränkt, ich 
glaube aber, es kann ebeuſo gut auch in einer kleinen 
Kommune vorkommen, daß es im Intereſſe der Stadt 
liegt, einen Beamten im Wege der Penſionierung aus 
ſeiner Stelle zu entfernen, der im Wege des Diszipli— 
narverfahrens nicht beſeitigt werden kann, daß ſich die 
Kommune ſagt: ich zahle gern etwas dafür, wenn ich 
den Mann los werde und eine beſſere Kraft bekomme. 
Das würde in Zukunft wegfallen, es würde ſich keine 
allgemeine Kaſſe gefallen laſſen, daß Sie ſolche Ab— 
machungen treffen. Wenn Sie ſich mit einem ſolchen 
Mann einigen, ſo wird die Penſionskaſſe ſagen: Mit 
nichten, wollt ihr das, fo zahlt auch die volle Penſion 
ſelber, wir treten mit keinem Pfennig für ihn ein. Es wird 
das namentlich vorkommen bei dem Wechſel der Bürger— 
meiſter. Es wird oft der Verſuch gemacht werden, die 
Wiederwahl eines Bürgermeiſters, nach dem er 12 Jahre 
im Amt geweſen iſt, zu hintertreiben. Perſönliche 
Rückſichten werden oft dazu führen, daß man ſich leichten 
Herzens ſagt: Wir wollen den Bürgermeiſter nicht 
mehr wählen, wir können einen bekommen der uns 
beſſer paßt, die Penſion zahlt ja der allgemeine Ver— 
band. Das Moment, daß der Kaſſe ein Kündigungs— 
recht zuſteht, kann gegenüber dem Schaden, den ich 
eben erwähnt habe, nicht als Aequivalent angeſehen., 
werden. Es iſt ein Schade, der ebenſo die betreffen— 
den Bürgermeiſter, wie die Städte ſelbſt angeht. 
Wenn Sie ſich z. B. einen Bürgermeiſter wählen wollen, 
ſo wird es ſehr oft vorkommen, daß der betreffende 
Herr beſtimmte Anſprüche auf Regelung ſeiner Penſions— 
verhältniſſe ſtellt. Es handelt ſich doch oft um ältere 
Herren, die nun nicht mehr von der Pieke auf ſich 
ihre Penſion erdienen wollen. Dann wird Ihnen 
auch da das Recht genommen, mit ſolchen Herren Verträge 
abzuſchließen. Das fällt weg. Die Kaſſe kann jo 
etwas nicht übernehmen und wird es nicht thun. Sie 
werden aljo auch in dieſer Beziehung in Ihrer Be- 
wegungsfreiheit gehemmt, und es wird leicht vorkommen, 
daß Ihnen infolgedeſſen tüchtige Kräfte entgehen. Nun 


wird Herr Müller jagen: Ja, das können wir doch 
nebenbei thun. — Ja, meine Herren, wenn ich ſchon 
immer die Beiträge zahlen ſoll, dann will ich auch voll 
und ganz gedeckt ſein und nicht für jeden Ausnahmefall, 
der ſehr leicht eintreten kann, wieder in meine Taſche 
greifen. 


Es ſind alſo ſchwerwiegende Bedenken, die gegen 
den Antrag des Referenten ſprechen, und ich wollte auf 
dieſe Bedenken nur hinweiſen, um nicht die Meinung 
aufkommen zu laſſen, daß die zu Gunſten des An— 
trages angeführten Thatſachen und Urteile ſo maß— 
gebend ſeien, daß ihnen außer vom Vorſtande nicht 
widerſprochen werde. Ich würde mich nicht in der 
Lage befinden, für eine ſolche Penſionskaſſe einzutreten, 
und würde deshalb auch nicht dafür ſein, eine Kom— 
miſſion zu wählen, ſondern dafür, es beim alten zu 
belaſſen, daß jede Stadt ſelbſt für ihre Beamten ſorgt. 
Ich meine auch nicht, daß das zu erheblichen Miß— 
ſtänden führen kann. Wenn die Stadt will, kann ſie 
ſich ja ſelbſt einen Penſionsfonds zurücklegen, und daß 
die Penſionsempfänger ſich getroffen fühlen, wenn fie 
ſich von der Stadt ihr Ruhegehalt auszahlen laſſen, 
das kann ich auch nicht zugeben. Was ich mir ehrlich 
verdient habe durch meinen Dienſt, das nehme ich auch 
an, und es iſt mir gleichgiltig, ob jemand darüber 
ſchmollt oder nicht. Ich bin überzeugt, daß die Kom— 
munen dem Beamten das Ruhegehalt, das er ſich 
verdient hat, auch gönnen, und daß einzelne Redens— 
arten nicht ſo niederdrückend auf den Penſionsempfänger 


wirken dürfen, wie Herr Müller es geſchildert hat. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone: 
Das letzterwähnte iſt ja lediglich Gefühlsſache. Ich 
bin nicht ſo veranlagt wie der Herr Vorredner und 
würde es ſehr ſchmerzlich empfinden, wenn ich dieſer 
Penſionsempfänger wäre. Dann meine Herren, ſchwimmt 
Herr Erſter Bürggrmeifter Kerſten mit dem Wider- 
ſpruche, den er geäußert hat, ganz gegen den Strom 
der Zeit. Wir leben doch im Zeitalter der Genoſſen— 
ſchaften, und es iſt doch allſeitig anerkannt, daß gerade 
durch das Genoſſenſchaftsweſen Gelegenheit geboten 
wird, wichtige Dinge zu erreichen oder zu verbeſſern, 
die der einzelne allein nicht erreichen oder verbeſſern kann. 
Auch mit der Gründung eines Ruhegehaltsverbandes 
wird nichts anderes erſtrebt, als die Vereinigung 
der Städte und anderen Verbände zu einer Genoſſen— 
ſchaft. Daß die Verbandskaſſe der Lehrer für uns 
nicht in Betracht kommen kann, habe ich von vornherein 
betont; ſie kann es nicht, weil ſie in eigenartiger Weiſe 
ihre Mittel aufbringt, weil ſie Teile des Gehalts außer 
Rechnung läßt, während andererſeits wieder Teile der 
Penſion vom Staate übernommen werden. Ich habe 
auch von vornherein nur geſagt: „Soviel ich mich 
entſinne, leiſtet der Staat keinen Zuſchuß; ich habe 
es nicht definitiv in Abrede geſtellt.“ Das möchte ich 
feſtſtellen. Ich habe ferner gebeten, nicht in eine Be- 
ratung der Satzung einzutreten; ich verkenne aber nicht 
daß es ſich in mancher Beziehung nicht vermeiden laſſen 
wird, ihren Inhalt zu berühren. Nun iſt ja leider in 
dieſer Welt nichts vollkommen, und es ift mir darübe 
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kein Zweifel, daß auch der geplanten Kaſſe ebenſo 
Mängel anhaften werden, wie allen irdiſchen Dingen; 
ich kann es aber nicht als richtig anerkennen, daß man 
die Ausnahme als die Regel aufſtellt. Wir penſionieren 
doch nicht alle Tage einen Beamten, blos deshalb, weil 
wir ihn im Disziplinarverfahren nicht entfernen können. 
Ich glaube, daß das ſelbſt in großen Kommunen, wie 
Thorn höchſt ſelten vorkommt. Und wenn es vorkommt, 
wenn ſich eine Gemeinde ſo etwas außergewöhnliches 
leiſten will, daun muß ſie natürlich in Zukunft ebenſo 
die Laſten tragen, wie heute. Ich möchte nun noch 
einen Widerſpruch feſtſtellen in den Ausführungen des 
Vorredners. Er tadelte es einmal, daß den Städten 
die Freiheit, ungeeignete Beamte vorzeitig zu penſionieren 
beſchränkt werde, während er andererſeits dieſe Bewegungs- 
freiheit doch beſchränkt wiſſen will bei der Bürger— 
meiſterwahl. Einmal wünſcht er, daß die Städte zu 
einer gewiſſen Marſchroute gezwungen bleiben durch 
die Furcht, die Penſion bezahlen zu müſſen, daß fie es 
ſich nicht geſtatten ſollten, leichten Herzens, weil die 
Pflicht der Penſionszahlung auf die Kaſſe übergeht, 
einen Bürgermeiſter nicht wieder zu wählen, das iſt 
doch ein Widerſpruch in ſich und dann wieder will er 
ihnen das Recht wahren, beliebich zu penſionieren. 


In der Hauptſache aber betone ich, man darf 
das, was hier und da einmal als ſeltene Ausnahme 
vorkommt, nicht als Regel aufſtellen. Ich halte mich 
in keiner Weiſe durch die Ausführungen des Herrn 
Dr. Kerſten widerlegt. Wenn die Vertretung 
der Rheinprovinz, die Städte der Rheinprovinz, die 
Kreiskommunalverbände der Rheinprovinz, wenn ferner 
der Miniſter des Innern und der Kultusminiſter in der 
gleichen Sache hinſichtlich der Rheinprovinz geſagt 
haben: Jawohl die Sache iſt von Nutzen, wir erkennen 
das an, wir, die Miniſter, indem wir die Satzungen 
genehmigen, ſo ſpricht das ſo ſtark für meinen Antrag, 
daß ich mich jeder weiteren Ausführung enthalten 
darf. (Beifall). 


Bürgermeiſter Handfuchs-Marienburg: Bevor wir 
nicht eine ungefähre Gleichmäßigkeit in den Gehältern 
haben, wird ſich eine ungerechte Form der Beitrags: 
erhebung ſchwer vermeiden laſſen. Bei den Lehrern 
haben wir doch ziemlich gleichmäßige Gehälter. Sehen 
Sie ſich einmal darauf hin den Beſoldungsplan an, 
Sie müſſen doch wenigſtens eine Einteilung nach Ser— 
visklaſſen ſchaffen; ohne das wären Ungerechtigkeiten 
nicht zu verhindern. Bevor wir eine ähnliche Gleich— 
mäßigkeit nicht haben, halte ich eine ſolche Kaſſe für 
verfrüht. Ich bitte daher dem Antrage nicht zu zuſtimmen. 


Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee: Der Referent 
hat zahlenmäßig ausgeführt, daß der Verband der 
Rheinprovinz für die Penſionierung ungefähr 6% des 
penſionspflichtigen Gehalts als Beitrag erhebt, und er 
hat weiter ausgeführt, daß die großen Städte unſerer 
Provinz 9 bis 13 % des penſionspflichtigen Gehalts 
zu Penſionierungen aufwenden. Er ſagte dann: Dieſe 
großen Städte werden, wenn der Verband für die 
ganze Provinz Weſtpreußen ins Leben tritt, ſich 
günſtiger ſtehen, als es bisher der Fall war. Ja, 
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auf weſſen Koſten würde das geſchehen? Doch nur auf 
Koſten der kleineren Städte! Bei uns find die Gehälter 
weſentlich kleiner als in den großen Städten, dem— 
entſprechend auch die Penſionen, und wir würden 
lediglich dazu beitragen müſſen, daß ſich die Penſions— 
verhältniſſe der großen Städte günſtiger geſtalten. 
Deshalb halte ich von meinem Standpunkte aus die 
Sache durchaus nicht für aufgeklärt genug, um jo weit- 
gehende Beſchlüſſe zu faſſen, wie es in der zweiten 
Theſe verlangt wird. Wir ſollen beſchließen, daß wir 
nach dem Vorbilde der Rheinprovinz hier eine Kaſſe 
gründen. Ich würde mich für eine ſolche nur dann 
ausſprechen können, wenn die Gewißheit beſteht, daß 
ſämtliche Kommunalverbände der Provinz und auch 
die Provinz ſelbſt jowie alle Kreisverbände zum Bei— 
tritt bereit wären. Da es aber nicht anzunehmen iſt, 
daß das ſchnell geſchehen wird, ſo beantrage ich die 
Theſe 2 abzulehnen. 

Erſter Bürgermeiſter Dr. Berſten-Thorn: Gegen— 
über Herrn Sandfuchs möchte ich bemerken, daß es 
auf die Gleichmäßigkeit der Gehaltszahlung nicht an— 
käme, denn der Beitrag wird ja nach den Prozenten 
des Gehalts erhoben. In der Hauptſache will ich mich 
aber gegen Herrn Müller wenden und möchte zu— 
nächſt nur erklären, daß ich, was Zartgefühl anlangt, 
hinter ihm nicht zurückſtehe. Trotzdem muß ich an 
meiner früheren Erklärung feſthalten, daß ich das, was 
ich mir redlich und ehrlich im Staatsdienſt oder Kom— 
munaldienſt verdient habe, daß ich das auch ohne 
jeden Hintergedanken und Schmerzgefühl anzunehmen 
berechtigt bin und jederzeit annehmen werde. Ich 
glaube, daß ein Zartgefühl, das darüber hinausgeht, 
zu weit führt. Herr Kollege Müller führte dann 
aus, daß ich gegen den Strom ſchwimme, inſofern, als 
ich dem Genoſſenſchaftsweſen entgegen wäre. Das iſt 
nicht der Fall, ich bin ſehr für Genoſſenſchaften, und 
habe das in früheren amtlichen Stellen bewieſen. Ich 
glaube aber, daß hier der Vergleich mit den Genoſſen— 
ſchaften nicht zutrifft. Die Genoſſenſchaften ſollen 
verbilligen und beſſeres ſchaffen. Das wird hier nicht 
eintreten. Die Verwaltung wird ſehr verteuert 
werden. Die einzelne Gemeinde braucht jetzt gar keine 
Aufwendungen zu machen für die Verwaltung ihrer 
Penſionskaſſe, die allgemeine Kaſſe aber wird viele 
Beamte umfaſſen müſſen, ſie wird eines großen Ver— 
waltungsapparats bedürfen, der ganz gehörige Koſten 
verurſachen wird. Den zu erhoffenden Vorteilen 
werden alſo auch nach dieſer Richtung weſentliche 
Nachteile gegenüberſtehen, und ich bin noch in keinem 
Punkte durch die Gegenausführungen des Referenten 
überzeugt worden. 


Herr Kollege Müller ſagte dann, daß ich in 
Widerſtreit geraten ſei mit meinen Bemerkungen über 
die Bewegungsfreiheit. Ich glaube, daß das nicht der 
Fall ift. Herr Müller erklärte, ich wollte die Stadt- 
verordneten-Verſammlungen hindern, ungeeignete Kräfte 
auszumerzen, ich wollte ſie zwingen, mit Rückſicht auf 
die drohenden Penſionszahlungen dieſe ungeeigneten 
Kräfte zu behalten. Ich habe aber nur erklärt, es 
könne ſehr oft vorkommen, daß auch geeignete und 


tüchtige Kräfte aus perſönlichen oder anderen Rück— 
ſichten nicht zur Wiederwahl gelangen würden, ſobald 
eine ſolche allgemeine Penſionskaſſe da iſt. 

Wenn Sie einen Bürgermeiſter haben, der nichts 
thut, dann werden Sie ihn ohnehin nicht wiederwählen, 
aber die Befürchtung liegt nahe, daß auch geeignete 
Kräfte durch die Kaſſe herausgedrängt werden. 


Profeſſor Boethke-Thorn: Von dem Vortrage 
des Referenten iſt noch immer ein Punkt ſtehen ge— 
blieben, der in den Erwiderungen nicht angefochten 
werden konnte, nämlich der Uebelſtand, daß beſonders 
in den kleineren Städten durch ein plötzliches Anſchwellen 
der Penſionszahlungen ſowohl finanzielle Verlegenheiten 
als auch unangenehme Mißſtimmungen hervorgerufen 
werden. Es handelt ſich hier alſo, genau genommen, 
um dieſelbe Sache, die auch zur Begründung von 
Feuer- und Lebensverſicherungsgeſellſchaften Anlaß ge— 
geben hat. Daß alſo die Gründung einer ſolchen 
Kaſſe wünſchenswert iſt, würde durch dieſen Punkt 
doch immer noch bewieſen ſein. Die Erwiderungen, 
die bis jetzt erfolgt ſind, laſſen ſich vielleicht doch durch 
eine angemeſſene Geſtaltung der Statuten beſeitigen. 
Nun kennen wir aber die Statuten der Verbände, 
von denen der Herr Refereut geſprochen hat, nicht, 
und wir würden auch ſchwerlich mit der Beurteilung, 
ob ſie zweckmäßig ſind, hier fertig werden. So un— 
gern ich ſonſt für Verſchiebungen und Vertagungen 
bin, in dieſem Falle bin ich daher doch der Meinung, 
daß die Sache nicht recht ſpruchreif für uns iſt und 
auch nicht ſehr raſch ſpruchreif werden dürfte, und daß 
deshalb eine Vertagung zu empfehlen iſt. Es ſind in 
der That ſchwierige Punkte inbetreff der Bewegungs— 
freiheit und auf anderen Gebieten hier zu überlegen, 
und da will ich noch auf einen Punkt aufmerkſam 
machen, der bisher blos geſtreift worden iſt. Die Ge— 
noſſenſchaft, welche nach dem Vorſchlage des Referenten 
hier begründet werden ſoll, müßte doch wohl eine 
Zwangsgenoſſenſchaft ſein, und ich halte es doch für 
ſehr fraglich, ob die Verſammlung geneigt ſein würde, 
einer ſolchen Zwangsgenoſſenſchaft von vornherein das 
Wort zu reden. Mancher denkt vielleicht, die Städte 
werden gewiß mit beiden Händen zugreifen, ich halte 
das aber für ſehr zweifelhaft. Die Gefahr einer 
plötzlichen Anſchwellung des Penſionsfonds iſt größer 
in den kleineren Gemeinden als in den größeren. Ich 
bin dieſer Anſicht im Gegenſatze zu Herrn Bürger— 
meiſter Hartwich. Die größeren Städte haben meines 
Erachtens ein geringeres Intereſſe an einer ſolchen 
Genoſſenſchaftskaſſe als die kleineren, denn je größer 
der Verwaltungsapparat einer Gemeinde iſt, um ſo— 
mehr hat eine Gemeinde ſchon eine gewiſſe Aehnlichkeit 
mit einem Verſicherungsverbande. Mir würde es am 
meiſten zuſagen, wenn ein ſolcher Verband in ähnlicher 
Weiſe entſtände, wie die privaten Feuer- und Lebens- 
verſicherungsgeſellſchaften, daß fich jede Gemeinde an- 
ſchließen kann oder nicht, je nach ihrem Belieben. Es 
könnte dann immerhin vorkommen, daß ſich auch Ge— 
meinden, die keinen Vorteil aus der Sache haben, 
denen vielleicht hier und da ſogar ein kleiner Nach— 
teil droht, ſich doch im Intereſſe der großen Geſamt— 


heit der Kaſſe anſchließen. Die Sache kommt meines 
Erachtens darauf hinaus, daß wir die Vorlegung eines 
Statuts abwarten und ferner weitere Erwägungen 
darüber, ob es ſich wirklich um einen Provinzial- 
Zwangs⸗Verband handeln foll, oder um die Gründung 
einer Genoſſenſchaft mit durchaus freiwilligem Beitritt. 


Oberbürgermeiſter Jelbrück-Danzig: Nach meiner 
Anſicht liegt die Sache doch ſo: Wenn ein Teil der 
heute hier anweſenden Vertreter der Städte der An— 
ſicht iſt, daß ſich eine derartige Ruhegehaltskaſſe für 
ihre Kommunen nicht eigne, jo ift das nicht präjudi— 
eierend für diejenigen, welche die Gründung einer 
ſolchen Kaſſe für wünſchenswert halten, denn anders 
als in der Form des freiwilligen Beitritts, etwa in 
der Weiſe, wie die Provinzial⸗Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe zuſtande gekommen ift, kann die Sache nicht ge- 
dacht werden. Auf Grund welcher geſetzlichen Be— 
ſtimmungen eine Zwangsgenoſſenſchaft zur Penfions: 
zahlung an Beamte gegründet werden ſollte, iſt mir 
nicht recht erſichtlich. Ich würde es für ſehr be- 
denklich halten, wenn wir hier darüber beſtimmten, ob 
eine ſolche Kaſſe gegründet werden ſoll oder nicht; wir 
müſſen doch den Städten die volle Aktionsfreiheit laffen, 
ob ſie ſich anſchließen wollen oder nicht. Nun hofft 
der Herr Referent auf die Beteiligung der Provinz 
in erheblichem Umfange, denn wenn die Provinz auch 
materiell nichts leiſten ſoll und er die Einbeziehung 
ihrer Beamten in den Verband nicht vorausſetzt, ſo 
rechnet er doch damit, daß die Provinz als ſolche 
bereit ſein würde, die Führung der Kaſſengeſchäfte in 
dieſer oder jener Form zu übernehmen, in ähnlicher 
Weiſe, wie es in der Rheinprovinz geſchieht. Wie 
weit dieſe Annahme zutrifft, kann ich nicht vollſtändig 
überſehen. Ich glaube die Beſtimmungen der öſtlichen 
Provinzialordnungen weichen von denen der weſt— 
lichen ab. In den Beſtimmungen der weſtlichen Proz 
vinzial⸗ und Kreisordnung iſt als zu den Aufgaben 
der Provinz gehörend aufgeführt, daß ſie ſolche Kaſſen 
übernehmen darf, — oder es ſteht im Kommunal— 
beamten-Geſetz. Jedenfalls glaube ich, daß das Kom- 
pelle zur Uebernahme derartiger Einrichtungen im 
Rheinlande größer war als hier. Wenn die Sache 
überhaupt zu einem Ziele führen ſoll, dann müſſen 
wir erft einmal den Landeshauptmann fragen, wie- 
weit er bereit ſein würde, den Wünſchen des Referenten 
näher zu treten. Wenn hier Einhelligkeit über die 
Theſen beſtände, ſo könnte der Vorſtand ſehr leicht er— 
ſucht werden, fich mit dem Landeshauptmann in Ber- 
bindung zu ſetzen, da das aber nicht der Fall iſt, ſo 
möchte ich nach Lage der Verhältniſſe empfehlen, zu 
erwägen, ob es nicht zweckmäßig ift, auf eine Beſchluß⸗ 
faſſung über die Theſen zu verzichten. Ich würde es 
nicht für zweckmäßig halten, wenn ſie hier per majora 
zur Entſcheidung gebracht würden. Vielleicht zieht es 
der Herr Referent vor, wenn eine Kommiſſion gewählt 
wird, die durch Verhandlungen mit der Provinzial- 
verwaltung es feſtzuſtellen hätte, ob die Grundlagen 
für die Begründung eines ſolchen Verbandes nach dem 
von dem Referenten vorgeſchlagenen Muſter in Weſt— 
preußen gegeben ſind. Ich würde Ihnen empfehlen, 
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dieſe Kommiſſion aus drei Mitgliedern beſtehen zu 
laſſen, und zwar aus Mitgliedern, aus dem Kreiſe 
derjenigen Herren, die ſich beſonders für die Sache 
intereſſieren. Ich ſchlage Ihnen alſo vor, über die 
Theſen nicht abzuſtimmen, ſondern eine Kom— 
miſſion zur weiteren Bearbeitung der Sache ein— 
zuſetzen, und würde empfehlen, morgen beim Eintritt 
in die Verhandlungen die Wahl vorzunehmen, damit 
die Herren ſich inzwiſchen darüber einigen können, 
wen ſie wählen wollen. Das iſt eine Löſung, die ſich 
ſowohl empfiehlt für diejenigen, welche ſchon jetzt bereit 
ſind, die Sache durchzuführen, als auch für diejenigen, 
die freie Hand behalten wollen. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 
Der Weg, den Herr Kollege Hartwich betreten will, 
ſcheint mir völlig ungangbar zu ſein. Er wollte erſt 
vorgehen, wenn er wüßte, daß alle Stadtgemeinden 
und ſonſtigen Verbände ſich anſchließen. Ja, wenn 
wir das vorher wiſſen, dann brauchen wir nicht erſt 
zu verhandeln. Das wollen wir doch gerade erfahren. 
Nun ſchlägt der Herr Vorſitzende vor, eine Abſtimmung 
über die Theſen nicht vorzunehmen und eine Kommſſion 
von drei Mitgliedern mit der nochmaligen Prüfung 
der Sache zu betrauen. Ja, meine Herren, dann ſind 
wir genau ſoweit, wie vor einem Jahre, dann ſind 
wir nicht weiter gekommen. Wenn die Theſen nicht 
angenommen werden, dann hat alles Anfragen keinen 
rechten Zweck. Es muß doch eine Grundlage geſchaffen 
werden dadurch, daß ſich der Städtetag ganz oder im 
Prinzip mit den Theſen einverſtanden erklärt. Ich ſchlage 
deshalb vor, über die Theſen abzuſtimmen. Fallen die 
Theſen, dann ſchaffen wir damit die Sache aus der Welt. 
Ich ſehe nicht ein, warum wir ſie noch ein Jahr weiter 
ſchleppen ſollen. Wenn aber die Theſen angenommen 
werden, dann iſt der modus procedendi für die Zukunft 
ſehr einfach. In der Rheinprovinz iſt man ſo vorge— 
gangen, daß der Landeshauptmann der Provinz, als 
der Provinzialausſchuß an ihn mit dem bezüglichen 
Erſuchen herantrat und die 91 Verbände ihre prin— 
zipielle Geneigtheit beizutreten erklärten, mit 5 Bürger: 
meiſtern und 5 Landräten zu einer Kommſſion zuſammen— 
trat, daß dieſe Kommiſſion die Satzungen der 
Ruhegehaltskaſſe entwarf, daß dann der Provinziallandtag 
dieſe Satzungen genehmigte und ſie denmächſt den 
intereſſierten Miniſtern zur Beſtätigung eingereicht 
ſind. Aehnlich würde ich mir auch hier das Vorgehen 
denken für den Fall, daß der Provinzialausſchuß und 
der Landeshauptmann ſich bereit erklären ſollten, die 
Verwaltung der Kaſſe zu übernehmen. Ich kenne die 
Sätze, die die Provinzialverwaltung für die Verwaltung 
ſolcher Kaſſen nimmt, und ich kann Ihnen zu Ihrer 
Beruhigung jagen, daß diefe Sätze z. B. für die Ver- 
waltung der Provinzial-Witwen- und Waiſenkaſſen 
keine erheblichen ſind. Die Verwaltung einer ſolchen 
Kaſſe iſt ſehr auch einfach. An der rheiniſchen Kaſſe ſind 
91 Verbände beteiligt; die machen jährlich in einer 
Summe ihre Zahlung. Da wären alſo 91 Zahlungen 
zu verbuchen. Nun kämen noch hinzu die vierteljqähr⸗ 
lichen Zahlungen an die Penſionsempfänger; es hätten 


alfo im Jahre viermal nur noch die Umbuchungen für 
die einzelnen Städte ſtattzufinden. Eine ungeheure 
Verwaltungsarbeit ift alfo nicht zu bewältigen. Es 
könnte ſchlimmſtenfalls ein halber Kaſſenaſſiſtent damit 
beſchäftigt werden, aber der würde auch noch ſehr viel 
freie Zeit übrig behalten. Ich bleibe bei meinem 
Antrage, über die Theſen abzuſtimmen. 

Erſter Bürgermeiſter Dr. KRerſten-Thorn: Meine 
Herren! Ich glaube, gerade diejenigen, die aus der 
Sache etwas werden laſſen wollen, müßten dem Vor— 
ſchlage des Herrn Vorſitzenden zuſtimmen. Eine ſolche 
Kommiſſion könnte ſich doch mit dem Landeshauptmann 
in Verbindung ſetzen, und wenn dieſer und der 
Provinzialausſchuß ſagen: wir ſind der Sache günſtig, 
dann kann ſie weiter die Kommunen befragen: Wollt 
ihr euch anſchließen oder nicht? Iſt dann die Be— 
teiligung groß genug, jo wird die Kaffe gegründet. 
Was wir durch die Annahme der Theſen weiter er: 
reichen könnten, weiß ich nicht. Selbſt wenn wir die 
Annahme einſtimmig beſchlöſſen, hätten wir nichts davon, 
denn wenn wir nach Hauſe kommen und unſere 
Magiſtrate und Stadtverordneten ſind anderer Meinung 
als wir, dann ſtoßen fie doch wieder alles um. Ich 
meine, die ganze heutige Beratung hat doch nur den 
Zweck, Aufklärung zu ſchaffen, das Für und Wider 
einer ſolchen Kaſſe zu beleuchten. Das iſt ausreichend 
geſchehen, und wenn wir nun den Weg einſchlagen, 
den der Herr Vorſitzende vorſchlägt, ſo wird das der 
einzige ſein, auf dem der Referent zum Ziele gelangen 
kann, wenn bei dem Landeshauptmann und den ein— 
zelnen Stadtvertretungen Neigung für ſeine Sache vor— 
handen iſt. Stellt die Kommiſſion feſt, daß das nicht 
der Fall iſt, ſo wird er nicht zum Ziele gelangen. 


Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig: Ich habe 
gerade mit meinem modus procedendi dem Referenten 
eine Brücke bauen wollen; ich habe es verhindern 
wollen, daß auf Grund einer bei aller Ausführlichkeit 
oberflächlichen Beſprechung der Sache, ohne Gutachten 
von Sachverſtändigen, ohne ſicher feſtſtehende Zahlen, 
hier ein Urteil darüber gefällt werden ſoll, ob eine 
Einrichtung zweckmäßig iſt oder nicht. Wenn wir die 
Theſen annehmen, ſo ſchwebt die Sache in der Luft 
wie im vorigen Jahre, ſolange ſich der Herr Landes— 
hauptmann nicht dazu geäußert hat, und wenn dieſer 
dann ſagt: ich will nichts mit der Sache zu thun 
haben, dann werden wir das hier mitteilen und können 
uns weiter den Kopf zerbrechen. Wenn wir aber eine 
Kommiſſion einſetzen, in der Herr Kollege Müller als 
Mitglied des Provinzialausſchuſſes den Vorſitz über- 
nehmen kann, ſo kann er auf den Landeshauptmann 
ſeinen Einfluß auszuüben ſuchen und kann durch deſſen 
Vermittelung auch einmal mit den Kreiskommunalver— 
bänden über die Angelegenheit korreſpondieren, für die 
ja die Sache ebenſo wichtig iſt, wie für die Städte. 
Ich würde es alſo immer für das richtigſte halten, 
daß wir heute von einer Beſchlußfaſſung über die 
Theſen abſehen, und daß nun diejenigen Herren, die 
ſich jetzt ſchon für die Sache intereſſieren, ſich durch 
eine ſtillſchweigende itio in partes darüber einigen, 
wen ſie in die Kommiſſion gewählt wiſſen wollen. 
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Der Städtetag iſt doch kein Parlament. Es gilt hier 
nur Meinungen auszutauſchen und Ihnen Gelegenheit 
zu geben, ſich zuſammenzuthun und uns diejenigen 
Herren zu nennen, die Sie mit der Vertretung der 
Sache betrauen wollen. Das iſt der einzige Weg, der 
es verhindert, daß wir mit der age e auf einen 
toten Strang geraten. 

Bürgermeiſter Steinberg-Culm: Ich ſchlage vor, 
daß die itio in partes nicht ſtillſchweigend vor ſich 
geht, ſondern daß durch Aufſtehen feſtgeſtellt wird, 
wer der Sache ſympathiſch gegenüber ſteht. 

Oberbürgermeiſter Delbrück⸗Danzig: Wir find 
zwar kein Parlament, aber doch auch keine Verſammlung, 
deren Aufgabe es iſt, Sympathiebezeugungen von ſich 
zu geben. Das Für und Wider der ganzen Angele- 
genheit iſt erörtert. Ich bin vom Standpunkte meiner 
Stadt vielleicht auch grundſätzlich nicht für die Sache 
gewonnen, ich halte es aber trotzdem für unrichtig, 
daß man eine Sache, für die hier lebhaftes Intereſſe 
vorhanden iſt, ohne weiteres von der Tagesordnung 
verſchwinden läßt. Gerade deshalb ſchlage ich vor, 
von einer Beſchlußfaſſung über die Theſen abzuſehen 
und eine Kommiſſion zu wählen. Durch eine Sympa— 
thiekundgebung für die Sache würden wir nur, wenn 
ſie nicht einſtimmig erfolgt, das Anſehen dieſer Kommiſſion 
ie wir wollen doch die Kommiſſion mit der 
Autorität des ganzen Städtetages verſehen. 

Verichterſtatter, Bürgermeiſter Müller⸗Dt. Krone: 
Nachdem ich den Herrn Vorſitzenden des Städtetages 
ſeinen Vorſchlag, eine Kommiſſion zu wählen, dahin 
habe erläutern hören, daß dieſe Kommiſſion ſich auch 
mit der Provinzialverwaltung, den Kreiſen und Stadt— 
gemeinden in Verbindung ſetzen ſoll wegen des Beitritts 
zu der Ruhekaſſe, und nachdem er erklärt hat, daß die 
Kommiſſion gerade in der Thatſache ihrer vom Städte- 
tage möglichſt einhellig beſchloſſenen Einſetzung einen 
Rückhalt haben ſoll, kann es mir nicht mehr ſo ſehr 
auf die Annahme meiner Theſen ankommen. Um 
eine möglichſte Einſtimmigkeit zu erzielen, mache ich 
ſeinen Antrag nun auch zu dem meinigen und formuliere 
ihn dahin: 

Ich beantrage, 

eine Kommiſſion zu wählen, welche ſich mit 
der Provinzialvertretung und den Kreis-Kom⸗ 
munalverbänden und Stadtgemeinden wegen 
Errichtung und Verwaltung bezw. Beitritt 
zu einer provinziellen Ruhegehaltskaſſe in 
Verbindung zu ſetzen hat. 

Stadtverordneten-Vorſteher horn Elbing: Ich 
ſchließe mich dem veränderten Antrage des Herrn Re⸗ 
ferenten an, möchte aber den Zweck der Kommiſſion 
auch auf die eventl. Ausarbeitung der Statuten ang- 
gedehnt wiſſen. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller- Di. Krone. 
Den Antrag acceptiere ich auch. 

Vorſttender, Oberbürgermeiſter Delbrük: Danzig. 
Die Sache liegt jetzt geſchäftlich foldendermaßen: Der 
Referent hat ſeinen Antrag auf Abſtimmung über die 
Theſen zurückgezogen und an W Stelle folgenden 
neuen Antrag eingebracht: 


Ich beantrage, 

eine Kommiſſion zu wählen, welche ſich mit 
der Provinzial-Vertretung und den Kreis— 
Kommunalverbänden und Stadtgemeinden 
wegen Einrichtung und Verwaltung bezw. Hei- 
tritt zu einer provinziellen Ruhegehaltskaſſe 
und eventl. Ausarbeitung der Statuten in 
Verbindung zu ſetzen hat. 

Meine Herren! Andere Anträge liegen nicht 
vor. Wenn. kein Widerſpruch erfolgt nehme ich an, 
daß der Antrag des Referenten angenommen iſt. — 
Das iſt der Fall. 

Damit würde dieſer Punkt der Tagesordnung 
erledigt ſein. Sie haben vorhin beſchloſſen, die Herren 
Rechnungsreviſoren zum Zwecke der 


Entlaſtungserteilung 

am Schluſſe der heutigen Sitzung zu hören; die 
Herren ſind aber bereit, uns ihren Bericht ſchon jetzt 
zu erſtatten. Ich bitte ſie das Wort zu nehmen. 
ö Stadtverorduetenvorſteher Horn- Elbing. Wir 
haben die Rechnung revidiert, die Beläge geprüft und 
alles für richtig befunden. Wir ſchlagen vor, dem 
Herren Rechnungsführer Entlaſtung zu erteilen. Wir 
können aber die Bemerkung nicht unterdrücken, daß 
eine Kommune nicht bloß mit dem Beitrage für 1901 
ſondern auch noch mit dem für 1900 im Rückſtande 
iſt, und daß wir dieſe heranzuziehen bitten. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück⸗Danzig. 
Es ſind häufig Kommunen im Rückſtande geblieben, die 
den Städtetag nicht beſchickt haben, und wir ſind uns 
im Vorſtande darüber einig geworden, daß wir in 
denjenigen Fällen, in denen eine Kommune den Städte⸗ 
tag nicht beſchickt, von der Heranziehung zu einer 
Beitragsleiſtung abſehen wollen. — Wenn kein Wider: 
ſpruch erfolgt, nehme ich an, daß Sie mit dieſem Bor- 
ſchlage des Vorſtandes einverſtanden ſind und daß 
Sie gleichzeitig dem Herren Rechnungsführer nach dem 
Antrage der Herren Reviſoren Entlaſtung erteilen. 
— — Ich ſtelle das feſt. 

Meine Herren! Es iſt eben ein Telegramm in 
meine Hände gelangt, das ich verleſe: 

Zu meinem Bedauern an der Beiwohnung 
des diesjährigen Weſtpreußiſchen Städtetages 
dienſtlich behindert, ſende ich meine beſten Wünſche 
für einen gedeihlichen und nutzbringenden Ver— 
lauf ſeiner Verhandlungen. 

Oberpräſident. 
Wir nehmen dankend von dem Gruße des Herren 
Oberpräſidenten Kenntnis. , 
»Wir kommen nun zu Punkt 5 der Tagesordnung: 


Vortrag, betreffend die Frage der Einrichtung 

eines Kaſſenreviſtons-Verbandes unter den Städten 

der Provinz Weſtpreußen und die Anſtellung ge- 
meinſamer Kaſſenreviſoren. 


Ich bitte den Referenten, Herrn Stadtrat 
Dr. Mayer, das Wort zu nehmen. N 
Berichterſtatter, Stadtrat Dr. Mayer-Danzig: 


Meine Herren! Auf der letzten Tagung des Weſt⸗ 
preußiſchen Städtetages zu Elbing im Auguſt v. J. 


hielten Herr Bürgermeiſter Steinberg-Culm und als 
Mitberichterſtatter der Kämmerer von Graudenz Herr 
Stadtrat Tettenborn einen Vortrag über die Frage: 

a) Iſt es empfehlenswert, die ſtädtiſchen Kaſſen 
in gewiſſen Perioden durch einen nicht der 
Verwaltung angehörigen Kaſſenſachver— 
ſtändigen revidieren zu laſſen? und 

b) auf welche Weiſe iſt die Beſtellung eines 
derartigen Reviſors am zweckmäßigſten 
durchzuführen? 

Beide Herren Berichterſtatter gelangten zu einer 
Bejahung des erſteren Teiles der Frage, wenigſtens 
für die Mehrzahl der kleineren und mittleren Städte, 
und fanden dabei, ſoviel der Druckbericht ergiebt, auch 
keinen Widerſpruch. 

Ueber den zweiten Teil der Frage, auf welche 
Weiſe nämlich die Beſtellung eines gemeinſamen Kaſſen— 
reviſors am zweckmäßigſten durchzuführen ſei, gelangte 
man in den vorjährigen Verhandlungen aber noch 
nicht zur vollſtändigen Klarheit. 

An Einrichtungen, die anderwärts bereits zur 
Löſung der Frage getroffen ſeien, wurden erwähnt: 

a) die Zweckverbände der ſächſiſchen 
Städte, von denen ſich je 5 bis 10 zur 
Anſtellung eines gemeinſamen Reviſors 
zuſammen geſchloſſen hätten, 

b) die Reviſionsverbände der Sparkaſſen und 
die der Erwerbs- uud Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften, von denen für eine ganze Provinz 
oder einen noch größeren Landesteil ge— 
meinſame Reviſoren beſtellt ſeien. 

Keine der beiden Einrichtungen glaubten die 
Herren Berichterſtatter als für die hieſigen Verhält— 
niſſe und die hier zu erſtrebenden Zwecke praktiſch 
brauchbar empfehlen zu können, ſchlugen vielmehr zu— 
nächſt vor, ſich mit der Provinz wegen eventueller 
Einrichtung einer „Provinzialrechnungskammer“ 
in Verbindung zu ſetzen. 

Im Laufe der Verhandlungen überzeugte man 
ſich aber, daß dieſer Weg nicht gangbar ſei, und daß 
man die Frage, wenn überhaupt, wie anderwärts, ſo 
auch hier nur auf dem Wege der freiwilligen 
Verbandsbildung löſen könne. Um aber zu ſehen, 
ob eine ſolche hier durchführbar ſei, hielt man es für 
erforderlich, zunächſt durch eine bezügliche Umfrage 
bei den einzelnen Städten feſtzuſtellen, ob und inwie— 
weit fie geneigt feien, fi) an einer bezüglichen Ein- 
richtung zu beteiligen und zu den Koſten beizuſteuern. 
Aus dieſem Grunde wurde die Angelegenheit dem 
Vorſtande zur weiteren Erledigung überwieſen. 

Der Vorſtand ſeinerſeits hat mich beauftragt, 
die bezügliche Umfrage in die Wege zu leiten. 

Die Umfrage iſt, wie Sie wiſſen, inzwiſchen ge— 
halten, und mir liegt es nun heute ob, Ihnen mitzu— 
teilen, welches Ergebnis dieſelbe gehabt hat, und mich 
darüber zu äußern, ob und eventuell was in dieſer 
Angelegenheit weiter zu veranlaſſen ſein wird. 

Vorweg will ich bemerken, daß das Ergebnis 
der gehaltenen Umfrage für die Vornahme weiterer 
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Schritte in dieſer Angelegenheit keineswegs beſonders 
ermutigend iſt. 

Von den 50 dem Städtetag angehörigen Städten, 
an welche die Anfrage gerichtet iſt, haben 32 jede Be— 
teiligung abgelehnt und 4 überhaupt nicht geantwortet, 
14 Städte dagegen haben ihre Beteiligung unter ge- 
wiſſen Bedingungen zugeſagt bezw. in Ausſicht geſtellt, 
und zwar 2 für beide Arten der Organiſation, ſowohl 
für eine ſolche nach Art der ſächſiſchen Städte, als für 
eine ſolche nach Art der Sparfaffenverbände, die 
übrigen dagegen nur für eine Art nämlich 6 für die 
erſtere, und 6 für die zweite. Faſt alle Städte machen 
aber ihre Zuſtimmung von der Höhe der ent— 
ſtehenden Koſten abhängig und dabei bemeſſen ſie 
— ſoweit ſie überhaupt Zahlen nennen — die zu 
zahlende Höchſtſumme ſo gering, daß ſich vorausſichtlich 
damit nichts wird anfangen laſſen. Von den Städten 
z. B., die ſich für eine Einrichtung nach Art der 
ſächſiſchen Städte erklären, würde nach den abgegebenen 
Erklärungen höchſtens ein Geſamtbetrag von rund 
1600 Mk. zur Verfügung ſtehen, ein Betrag der zur 
Einrichtung eines Kaſſenreviſionsverbandes nach Art 
der ſächſiſchen Städte jedenfalls nicht annähernd aus— 
reichend ſein würde, da nach den Erfahrungen der 
letzteren ein Betrag von etwa i. Sa. rund 4000 Mk. 
wohl mindeſtens erforderlich ſein dürfte. 

Von den Städten, die ſich für Errichtung eines 
Reviſionsverbandes nach Art der Sparkaſſen— 
verbände erklärt haben, iſt nur ein geringer Bruch— 
teil zur Zahlung eines Beitrages bis zu 100—150 Mk. 
bereit. Die überwiegende Anzahl begrenzt ihre Höchſt— 
leiſtung auf 50—75 Mk. für jede der alljährlich vor: 
zunehmenden Reviſionen. Da nach den Erfahrungen 
der Sparkaſſenverbände eine 3—4 tägige Reviſion im 
Durchſchnitt einen Koſtenaufwand von etwa 100—150 
Mark erfordert, ſo dürfte klar ſein, daß mit den hier 
zur Verfügung geſtellten Beträgen die Veranſtaltung 
von Reviſionen mittels gemeinſamer Reviſoren nicht 
durchführbar iſt. Angeſichts dieſes Ergebniſſes der 
Umfrage muß man ſich fragen, ob es überhaupt einen 
Zweck hat, daß der Städtetag die Augelegenheit noch 
weiter verfolgt. 

Der Städtetag wäre an ſich wohl in der Lage 
zu ſagen: „Es thut mir ſehr leid, aber angeſichts der 
ablehnenden oder zurückhaltenden Stellung der meiſten 
Städte, bin ich nicht im Stande, etwas weiteres in 
dieſer Sache zu veranlaſſen.“ 

Ich glaube aber, daß ein derartiges Schlußer— 
gebnis unſerer Verhandlungen und Ermittelungen für 
eine große Anzahl der hier vertretenen Städte ſehr 
wenig befriedigendes hätte. 

Ich perſönlich ſtehe denn auch auf einem anderen 
Standpunkte. Ich glaube, daß der Städtetag, trotz 
des nicht ſehr günſtigen Ergebniſſes der Umfrage, die 
Angelegenheit doch nicht gänzlich fallen und auf ſich 
beruhen laſſen ſollte. 

Ein gewiſſes Bedürfnis nach Anſtellung 
eines gemeinſamen Reviſors ſcheint mir auch durch die 
gehaltene Umfrage erwieſen zu ſein. Denn immerhin 
haben 14 Städte einer ſolchen zugeſtimmt, wenn ſie 


auch nur unzureichende Opfer dafür zu bringen ſich 
bereit erklärt haben. 

Ich glaube aber, daß in der That das Bedürf— 
nis ſehr viel größer iſt, als es vielleicht nach dieſer 
Umfrage ſcheinen könnte. 

Die Verhältniſſe in kleinen und mittleren Kaſſen 
hat uns ja Herr Bürgermeiſter Steinberg-Culm 
auf der vorjährigen Tagung des Städtetages in über— 
aus anſchaulicher Weiſe geſchildert und damit in durch— 
aus überzeugender Weiſe dargethan, daß für eine 
große Anzahl kleinerer und mittlerer Städte die Mn- 
ſtellung gemeinſamer Reviſoren ein dringendes Bedürf— 
nis iſt. 

Ich ſelbſt kann dem aus eigener Erfahrung nur 
wenig hinzufügen. Ich weiß nur, daß durch derartige 
Reviſoren wiederholt erhebliche Unterſchleife aufgedeckt 
und die größten Uuregelmäßigkeiten zu Tage gebracht 
ſind. Ich weiß auch aus den auf Verbandstagen der 
Sparkaſſen wie der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften über die ſtattgehabten Reviſionen erſtatteten 
Generalberichten, daß die Reviſionen regelmäßig bei 
einer großen Anzahl von Kaſſen zu einer ganz erheb— 
lichen Reihe von Erinnerungen Beranlaffung gegeben 
haben, und ich weiß endlich, daß wiederholt derartige 
Reviſionen den Anſtoß zu einer vollſtändigen Umge— 
ſtaltung des Kaſſen- und Rechnungsweſens der be— 
treffenden Stadt geführt haben. | 

Letztere Thatſache legt freilich die Frage nahe, 
ob die Urſache für die vorgekommenen Unregelmäßig— 
keiten und Unterſchleife nicht thatſächlich in der mangel- 
haften Organiſation des Kaſſenweſens über— 
haupt, anſtatt gerade ſpeciell in dem Fehlen eines 
ſachverſtändigen und nach jeder Richtung hin fad- 
männiſch durchgebildeten Reviſors gelegen hat. 

Darauf iſt zu erwidern: Die Hauptſache bleibt 
freilich immer ein zweckmäßig eingerichteter Kaſſenbe— 
trieb, der ſich gewiſſermaßen in ſich ſelbſt kontrolliert. 
Aber, meine Herren, ein Hauptzweck derartiger Revi— 
ſionen iſt es ja gerade, auf eine zweckmäßige 
Orgauiſierung des Kaſſenweſens hinzuwirken, wo ſolche 
noch nicht vorhanden iſt, und dort, wo ſolche vor— 
handen iſt, dafür zu ſorgen, daß die gegebenen Kontroll— 
vorſchriften auch wirklich fortgeſetzt in gehöriger Weiſe 
zur Anwendung gelangen. Denn, meine Herren, 
das werden Sie alle mir beſtätigen, die weiſeſten und 
zweckmäßigſten Anordnungen können ergehen, ſie bleiben 
wirkungslos und führen ein Scheindaſein lediglich auf 
dem Papiere, wenn nicht durch geeignete Kontrollmaß— 
regeln dafür Sorge getragen wird, daß die Maßregeln 
auch wirklich zur Durchführung gelangen. Deshalb 
glaube ich, daß auch die beſtorganiſierte Kaſſe der 
Kontrolle durch einen außerhalb derſelben 
ſtehenden Reviſor — ſei es nun einen von der 
Stadt ſelbſt oder vom Verbande augeſtellten — gar 
nicht entbehren kann, und daß, auch wenn der Reviſor 
bei der Kaſſe keinerlei zu erinnern findet, dies durch— 
aus kein Beweis für die Entbehrlichkeit der Reviſion 
iſt. Vielmehr wird man ſagen müſſen, daß ſchon die 
bloße Exiſtenz der Reviſionseinrichtung die Tendenz 
hat, dahin zu wirken, daß den beſtehenden Vorſchriften 


gemäß verfahren wird und alles in Defter Ordnung 
verläuft. Dieſe Erkenntnis in Verbindung mit der 
Thatſache, daß es einer großen Anzahl kleinerer Städte 
nicht gut möglich iſt, einen eigenen Reviſionsbeamten 
bei ſich anzuſtellen, hat die Frage nach der Anſtellung 
gemeinſamer Kaſſenreviſoren ja auch immer wieder auf— 
tauchen laſſen. Auf den verſchiedenſten Verbandstagen 
iſt ſie bereits behandelt worden. 

Außer dem weſtpreußiſchen Städtetage haben 
bereits der oſtpreußiſche, der brandenburgiſche, der 
heſſiſche und rheiniſche Städtebund ſowie die ſächſiſchen 
Städte ſich mit ihr beſchäftigt. Das Bedürfnis 
hat man überall anerkannt. Maßnahmen aber, um 
dieſem Bedürfnis abzuhelfen, hat man nicht überall 
ergriffen. Man iſt vor den Schwierigkeiten der Aus— 
führung vielfach zurückgeſchreckt. Aber, meine Herren, 
wenn wir ein dringendes Bedürfnis für eine ſolche 
Anſtellung wirklich anerkennen müſſen, — was, glaube 
ich, nach allem, was bisher darüber ausgeführt 
iſt, wohl der Fall ſein dürfte, — dann, meine ich, 
müßten ſich auch Mittel und Wege finden laſſen, um 
dieſes Bedürfnis zu befriedigen. Der Verſuch muß 
wenigſtens gemacht werden. Und wenn wir auch zu 
der Ueberzeugung gelangen, daß es nicht möglich iſt, 
etwas vollkommenes auf dieſem Gebiete zu ſchaffen, 
ſo darf das uns meines Erachtens doch nicht abhalten, 
das unter den gegebenen Verhältniſſen Erreichbare 
ins Werk zu ſetzen. 

Aus dieſem Grunde möchte ich Sie bitten, mir 
trotz des nicht ſehr günſtigen Ergebniſſes der Umfrage 
zu geſtatten, daß ich die verſchiedenen Verſuche, 
die zur Löſung der Frage anderwärts bereits gemacht 
ſind, noch kurz einer näheren Prüfung unterziehe 
und daran meine Vorſchläge knüpfe. 

Bei dieſen Verſuchen muß man zwei, bereits im 
Eingang dieſes Vortrages kurz gekennzeichnete, Grund— 
formen unterſcheiden, nämlich 

1. die bei den ſächſiſchen Städten zur Durch— 
führung gelangte, 

2. die bei den Sparkaſſen-Verbänden und ebenſo 
bei den Unterverbänden der deutſchen Erwerbs— 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften übliche Form. 

Die nähere Einrichtung dieſer beiden Arten von 
Veranſtaltungen brauche ich hier wohl nicht im Einzelnen 
zu ſchildern. Ich kann mich bezüglich dieſes Punktes 
lediglich auf die vorjährigen Verhandlungen beziehen, 
in denen alles weſentliche darüber mitgeteilt iſt. 

i Ich will nur Eins hervorheben. Der haupt- 
ſächliche ſachliche Unterſchied beruht meines Erachtens 
darin: Bei deu ſächſiſchen Städten ift die Reviſion 
eine ſehr eingehende, ſie beſchränkt ſich in der Regel 
nicht auf eine eigentliche Kaſſenreviſion, ſondern um— 
faßt meiſtens auch die Prüfung der geſamten Jahres: 
rechnungen, ſie nimmt infolgedeſſen für jede Kaſſe eine 
ziemlich erhebliche Zeit (1 — 2 Monate und darüber) 
in Anſpruch und verurſacht dadurch der einzelnen Kaſſe 
naturgemäß auch nicht ganz unerhebliche Koſten (jährlich 
300 — 1200 Mk. und darüber je nach der Größe der 
Stadt). Bei den Verbänden der Sparkaſſen und der 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften beſchränken ſich 
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dagegen die Reviſionen auf die eigentliche Kafjenrevi- 
ſion, ſie nehmen deshalb für die einzelne Kaſſe auch nur 
wenige Tage in Anſpruch und kommen deshalb der 
betreffenden Stadt verhältnißmäßig ſehr viel billiger 
zu ſtehen (höchſtens etwa 100 — 150 Mk. pro Reviſion), 
das umſomehr, als hier meiſtens nicht eine alljährliche 
Reviſion üblich iſt, ſondern eine ſolche in einem mehr— 
jährigen (3 oder gar 5 jährigen) Turnus. 

Von dieſen beiden Arten der Reviſion kann meines 
Erachtens, ſoweit es ſich um Maßnahmen handelt, die 
der Städtetag als ſolcher ergreifen ſoll, nur die 
letztere Art in Frage kommen. Die diesbezüglichen 
Einrichtungen der ſächſiſchen Städte erſcheinen mir dafür 
nicht geeignet. Denn die Einrichtungen der ſächſiſchen 
Städte ſind meines Erachtens ganz und gar zugeſchnitten 
auf kleinere Zweckverbände, die ſich ſpeziell zur 
Anſtellung eines gemeinſamen Kaſſenreviſors zuſammen— 
thun. 

Ich kann das hier nicht näher ausführen. Ich 
würde es aber nicht für zweckmäßig oder auch nur 
ausführbar halten, daß der Städtetag ſeinerſeits Reviſoren 
mit den Befugniſſen und Obliegenheiten, wie ſie die 
ſächſiſchen Verbandsreviſoren haben, anſtellt. 

Der Städtetag hat, glaube ich, bezüglich einer 
ſolchen Einrichtung vollſtändig ſeiner Aufgabe genügt, 
wenn er ſeine Mitglieder auf dieſelbe aufmerkſam macht 
und auf ihre Licht- und Schattenſeiten gebührend hin— 
weiſt. Im Uebrigen muß er es den einzelnen Städten 
überlaſſen, zu prüfen, ob und wieweit es ſich für ſie 
empfiehlt, von der zu ihrer Kenntnis gebrachten Ein— 
richtung Gebrauch zu machen und ſich zu dieſem Zwecke 
mit anderen in gleicher Lage befindlichen Städten zu— 
ſammenzuſchließen. 

Hiernach bleibt, meines Erachtens, für den Städte— 
tag nur noch die Frage zur Entſcheidung übrig, ob er 
etwa ſich bereit finden laſſen ſoll, Einrichtungen zu 
treffen, wie ſie die Sparkaſſenverbände und die Unter— 
verhände der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
für ſich getroffen haben, d. h. ob er ſeinerſeits ein 
Abkommen mit geeigneten Sachverſtändigen treffen ſoll, 
wonach dieſe den dem Städtetag angehörigen Städte 
zur Reviſion ihrer Kaſſen gegen Zahlung der Reiſe— 
koſten und beſtimmter Gebühren auf Wunſch zur Ver— 
fügung ſteheu. 

Ich möchte das meinerſeits empfehlen. Ob es 
hier möglich ſein wird, einen oder gar mehrere Zweck— 
verbände nach Art der ſächſiſchen Städte ins Leben zu 


rufen, erſcheint mir nach dem Ergebnis der Umfrage 


doch mehr wie zweifelhaft und iſt zum mindeſten heute 
noch völlig ungewiß. 

Aber, ſelbſt wenn es möglich ſein ſollte, ſo würde 
doch immer noch eine größere Zahl von Städten übrig 
bleiben, die ſich an ſolchem Verbande nach Lage der 
Verhältniſſe weder beteiligen können noch wollen und 
die doch andererſeits das unleugbare Bedürfnis nach 
einem außerhalb der Kaſſe ſtehenden Reviſor haben, 
ohne ſelbſt einen ſolchen für ſich allein anſtellen zu können. 

Ich ſtelle dehalb den Antrag: 

a) „Der Vorſtand wird erſucht, dafür zu ſorgen, 

daß den dem Weſtpreußiſchen Städtetag anz 


gehörigen Städten zum Zwecke der Reviſion 
ihrer Kaſſen geeignete Sachverſtändige auf 
Wunſch zur Verfügung ſtehen.“ — 

b) „Der Städtetag iſt damit einverſtanden, daß 
von den Koſten, die durch die Kaſſenreviſion 
von Seiten des Städtetag-Reviſors enſtehen, 
10 auf die Kaſſe des Städtetages genommen 
werden, und nur der Reſt mit ¼10 von der 
revidierten Kaſſe ſelbſt getragen wird.“ 

Ich glaube, daß Sie alle, meine Herren, wenig— 
ſtens dem erſten Teile meines Antrages unbedenklich 
zuſtimmen können. Der Städtetag bürdet dadurch 
ſeinem Vorſtande zwar eine vielleicht nicht ganz gering zu 
veranſchlagende Mühewaltung auf, verſchafft dafür aber 
auch, ohne ſelbſt irgend welche Laſten oder Verbind— 
lichkeiten zu übernehmen, einer größeren Zahl ſeiner 
Mitglieder die Möglichkeit, einem von ihnen ſchwer 
empfundenen Mangel ihrer Verwaltung abzuhelfen. 

Fraglich bleibt ja immerhin, ob und inwieweit 
der Beſchluß praktiſch durchführbar iſt. 

Der oſtpreußiſche Städtetag hat es ſ. Z. im 
Jahre 1892 abgelehnt, auf einen ähnlichen Antrag 
einzugehen, hauptſächlich aus dem Grunde, weil es, 
wie man meinte, nicht gelingen würde, einen geeigneten 
Reviſor zu finden. Und, meine Herren, es iſt ohne 
weiteres zuzugeben, daß die Hauptſchwierigkeit in der 
Perſonenfrage liegt. Von ihr hängt eigentlich 
alles ab. Finden Sie keinen geeigneten Reviſor, — 
als welcher meines Erachtens nur ein praktiſch erfah— 
rener Kaſſenbeamter in Betracht kommen kann — ſo 
ift der ganze Wert der Reviſion illuſoriſch. Durch 
einen ungeeigneten Beamten kann die ganze Einrichtung 
ſehr leicht in Mißkredit geraten. Eine geeignete Per- 
ſönlichkeit zu finden, wird aber gewiß nicht leicht ſein. 
Darin hat der oſtpreußiſche Städtetag offenbar recht. 

Es wird um ſo ſchwieriger fein, als unſere Ruffen- 
beamten, die für die Stelle doch in erſter Linie in Frage 
kämen, die geſicherte Lebensſtellung, in der ſie ſich. be— 
finden, kaum werden aufgeben wollen, um einen Poſten 
zu übernehmen, der ihnen weder ein gewiſſes Ein— 
kommen von beſtimmter Höhe, noch irgend welche 
Sicherheit für die Zukunft zu gewähren vermag. Daß 
es aber bei uns unmöglich ſein ſollte, geeignete 
Perſönlichkeiten zu gewinnen, wenn man nur einen 
genügend hohen Gebührenſatz gewährt, möchte ich doch 
nicht ohne weiteres annehmen, jedenfalls nicht bevor 
der praktiſche Beweis dafür erbracht iſt. Der Ver— 
ſuch muß meines Erachtens unbedingt gemacht werden. 
Denn was anderen Verbänden, z. B. dem branden— 
burgiſchen Sparkaſſenverbande und dem rheiniſchen 
Städtebund gelungen iſt, warum ſollte das nicht mög— 
licherweiſe auch uns gelingen? 

Auf welche Weiſe der Vorſtand hierbei zu 
Werke gehen und welche Entſchädigung er für den 
Reviſor feſtſetzen will, möchte ich demſelben ganz über- 
laſſen. Insbeſondere möchte ich es ganz ſeinem Er— 
meſſen anheimſtellen, ob er zunächſt — ſo lange die 
Zahl der Reviſionen noch keine erhebliche ift, und den 
nach dem Ergebnis der Umfrage zu erwartenden Um— 
fang nicht weſentlich überſteigt — verſuchen will, von 
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den Kaſſen- oder Kontroll-Beamten der 
größeren Städte den einen oder den anderen für 
den fraglichen Poſten im Nebenamte mit Genehmi— 
gung ſeiner vorgeſetzten Behörde zu gewinnen und 
dadurch die Schwierigkeiten, die in der Beſchaffung 
einer geeigneten Perſönlichkeit für den Poſten eines 
Reviſors liegen, zu überwinden. Es erſcheint ja frei— 
lich zweifelhaft, ob und welche größeren Städte bereit 
und in der Lage ſein werden, geeignete Beamte für 
den fraglichen Zweck zur Verfügung zu ſtellen. Und 
abgeſehen hiervon, hat dieſe Art der Durchführung des 
Planes auch unleugbar große Mängel gegenüber der 
Anſtellung eines eigenen Reviſors im Vollamte. Vor 
allem iſt es bei dieſer Einrichtung, da ein feſt ange— 
ſtellter Beamter von ſeiner Verwaltung immer nur 
auf eine verhältnißmäßig kurze Zeit im Jahre wird 
beurlaubt werden können — ſobald die Zahl der 
Reviſionen ein gewiſſes, nicht zu hoch bemeſſenes Maß 
überſchreitet — unvermeidlich, daß eine größere 
Anzahl von Reviſoren, womöglich aus ver— 
ſchiedenen Städten innerhalb desſelben Verbandes 
thätig ift, als es im Intereſſe der Einheit— 
lichkeit des Verfahrens bei der Rerviſion 
und der dabei zu beobachtenden Grundſätze wünſchens— 
wert iſt. Und ferner iſt mit dieſer Einrichtung der 
Uebelſtand verknüpft, daß es bei ihr ſich durchaus 
nicht immer ermöglichen läßt, ein und die— 
ſelbe Kaſſe ſtets durch denſelben Reviſor 
revidieren zu laſſen, was doch aus dem Grunde ſehr 
wünſchenswert ift, weil eine wirklich ſachgemäße und 
den Beſonderheiten der einzelnen Stadt gerecht werdende 
Reviſion nur bei genauerer Kenntnis der betreffenden 
Stadt und ihrer Einrichtungen zu erwarten iſt, wie ſie 
ſich in, vollkommener Weiſe jedenfalls nur durch 
wiederholte Reviſion erreichen läßt. 

Sie ſehen, meine Herren, ich verſchließe meine 
Augen durchaus nicht vor den Mängeln, die dieſer 
Einrichtung anhaften. Aber ich ſage mir als Ver— 
waltungsbeamter immer: das Beſſere iſt der Feind des 
Guten. 

Die Anſtellung eines eigenen Reviſors iſt zwar 
wunderſchön, ſie hat nur den einen Fehler, daß ſie 
wahrſcheinlich für uns, wenigſtens z. Zt., noch nicht 
durchführbar iſt. Denn ſie ſetzt meines Erachtens 
voraus, daß eine viel größere Anzahl von Städten, 
als ſich bisher dazu gemeldet haben, ſich einer regel— 
mäßigen Reviſion alljährlich oder in einem beſtimmten 
mehrjährigen Turnus unterwerfen, weil der betreffende 
Reviſor nur dann auf eine gewiſſe Höhe des Ein— 
kommens mit einiger Sicherheit rechnen kann. 


Aber, meine Herren, ich will durchaus für den 
Vorſtand keine beſtimmte Marſchroute vorgeſchrieben 
wiſſen. Gelingt es ihm, auch unter den gegenwärtig 
obwaltenden Verhältniſſen, eine beſondere geeignete 
Kraft für den fraglichen Zweck zu gewinnen, ſo werde 
ich das mit Freuden begrüßen. Ich wollte für meinen 
Teil nur dem Wunſche Ausdruck geben, daß, wenn fid 
dieſer Weg etwa als nicht gangbar erweiſen ſollte, es 
nicht unterlaſſen werden möchte, nach der anderen 
Richtung hin geeignete Schritte zu thun. Und ich 


wollte ferner dabei darauf hinweiſen, daß man ander: 
wärts, z. B. im oſtpreußiſchen und brandenburgiſchen 
Sparkaſſenverbande, ſich bereits in dieſer Weiſe that⸗ 
ſächlich geholfen hat und zwar, ſo viel ich weiß, 
durchaus mit befriedigendem Erfolge. 

Beiden Arten der Durchführung des fraglichen 
Plans ſteht freilich ferner das weitere, nicht ganz u- 
wichtige Bedenken entgegen, daß der Vorſtand mit der 
Auswahl des betreffenden Reviſionsbeamten eine 
gewiſſe Verantwortung dafür übernimmt, daß 
derſelbe die Reviſion auch gut und ſachgemäß zur 
Ausführung bringt. 

Der oſtpreußiſche Städtetag glaubte f. Z. feinem 
Vorſtande die Uebernahme einer derartigen Verant- 
wortung nicht zumuten zu können. Ich halte das aber 
meinerſeits für eine etwas übertriebene Aengſtlichkeit. 
Gewiß übernimmt der Vorſtand mit der Auswahl des 
betreffenden Reviſionsbeamten eine gewiſſe Berant- 
wortung. Er wird deshalb eingehend und ſorgfältig 


prüfen müſſen, ob die betreffende Perſönlichkeit ihrem, 


Bildungsgange und ihrem ganzen Vorleben nach für 
den fraglichen Poſten geeignet ericheint. 

Damit hat er meines Erachtens aber auch alles 
gethan, was billiger Weiſe von ihm verlangt werden 
kann. Eine Garantie-Uebernahme für eine 
wirklich gute und ſachgemäße Vornahme der Reviſion 
wird kein Verſtändiger von ihm beanſpruchen, und der 
Vorſtand braucht deshalb meines Erachtens durchaus 
in keiner Weiſe zu befürchten, daß man ihn zur Ver— 
antwortung ziehen werde, falls wirklich einmal ein 
Beamter — was ja trotz aller Vorſicht paſſiren kann 
— die in ihn geſetzten Erwartungen täuſchen und ſich 
als unfähig erweiſen ſollte. 

Ich glaube deshalb, die Verantwortung, die der 
Vorſtand mit der Auswahl der betreffenden Perſönlich— 
keit übernimmt, iſt wirklich nicht ſo ſchlimm, daß man 
um deswegen die ganze Einrichtung verwerfen ſollte. 

Das gewichtigſte Bedenken, auf das ich 
zum Schluß etwas näher eingehen will, und von dem 
zweifelhaft erſcheint, ob und wie man es beſeitigen kann, 
bleibt meines Erachtens der leidige Koſtenpunkt. 

Soviel ſcheint mir feſtzuſtehen, daß mit den 
Mitteln, die die einzelnen Städte gelegentlich der Umfrage 


beizuſteuern fich bereit erklärt haben, die Sache nicht, 


durchführbar iſt. Es würden erheblich höhere Mittel 
aufgebracht werden müſſen. 

Ich würde es auch an ſich für durchaus gerecht— 
fertigt halten, wenn ſich die in Frage kommenden Städte 
hierzu entſchlöſſen, denn ich halte nichts für übler 
angebracht, als einefalſche Sparſamkeit auf dieſem Gebiete. 

Aber nach den anderwärts gemachten Erfahrungen 
und bei der finanziell bedrängten Lage, in der ſich 
eine große Zahl unſerer kleineren Städte befindet, 
bezweifle ich ſehr ſtark, daß es möglich ſein wird, die 
Stadtverwaltungen, insbeſondere die Stadtverordneten— 
Verſammlungen, der kleineren Städte zu weſentlich 
höheren Aufwendungen für den fraglichen Zweck zu 
beſtimmen. 

Deshalb fragt es ſich, und damit komme ich 
zu dem zweiten Teile meines Antrages, ob 
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nicht der Städtetag als jolcher, wenn er ſeinerſeits Die 
Einrichtung für eine gute und ſegenbringende, ja not— 
wendige, anſieht, dieſelbe den einzelnen Städten dadurch 
etwas ſchmackhafter machen ſoll, daß er ihr etwas von 
dem bitteren, metalliſchen Beigeſchmack, den fie unzweifel⸗ 
haft für die einzelnen hat, benimmt, indem er einen 
Teil der Koſten auf ſeine eigene Kaſſe ſchlägt. 

Ich meines Teils würde das befürworten. Es 
würde dies meines Erachtens nicht nur die Vornahme 
der Reviſion bei den Städten, die ſich jetzt ſchon dazu 
gemeldet haben, überhaupt erſt ermöglichen, ſondern 
entſchieden dazu beitragen, der Reviſion auch in den 
Städten Eingang zu verſchaffen, die bisher ſich ganz 
ablehnend verhalten haben. Denn ich glaube, eine 
größere Anzahl von Städten wird ſich dann wohl 
ſagen: Wenn ich ſowieſo zu den Koſten der Einrichtung 
beitrage, dann will ich dieſelbe auch benutzen und meine 
Kaſſen gleichfalls revidiren laſſen. Und dieſer Erfolg 
wäre meines Erachtens mit Freuden zu begrüßen. 

Ueber die Höhe, auf welche der Koſtenanteil des 
Städtetages zu bemeſſen wäre, kann man ja natürlich 
ſtreiten. Ich für meine Perſon gehe davon aus, daß 
es richtig iſt, wenn der zu revidirenden Kaſſe ſelbſt, 
die ja entſchieden das größte und unmittelbarſte Intereſſe 
an der Sache hat, auch der Löwenanteil der Koſten 
zufällt, während die Städtetagskaſſe ihrerſeits nur eine 
Beihülfe, wenn auch immerhin keine ganz unweſentliche, 
gewährt. Ich habe deshalb geglaubt, den vom Städte: 
tag zu tragenden Koſtenanteil nach Vorgang des 
Brandenburgiſchen Städtetages auf ¼ der Geſamt⸗ 
koſten bemeſſen zu ſollen. Doch bin ich gerne geneigt, 
auch anderen Vorſchlägen Gehör zu ſchenken, wenn Sie 
nur prinzipiell dem zweiten Teile meines Antrages 
zuſtimmen. 

Ich glaube wohl, daß der Städtetag das vor 
ſeinem Gewiſſen wird rechtfertigen können, wenngleich 
ich mir nicht verhehle, daß auch hier gewiſſe Bedenken 
ſich erheben. 

Der Städtetag iſt geſchaffen, um die gemeinſamen 
Intereſſen der dieſer Provinz angehörigen Städte wahr— 
zunehmen und zu vertreten. Die Sonderintereſſen 
einzelner oder gewiſſer Gruppen unter ihnen zu verfolgen, 
gehört dehalb nicht in den Kreis ſeiner Aufgaben. 

Hieran anknüpfend könnte vielleicht die eine oder 
die andere Stadt einwenden: Wie komme ich dazu, 
Koſten für eine Einrichtung aufzuwenden, die ich ſelbſt 


niemals zu benutzen gedenke, ja, die zu gebrauchen, ich 


Wo bleibt da 


vielleicht niemals in die Lage komme? 
die Gemeinſamkeit der Intereſſen? Wenn man's fo 
hört, möcht's leidlich ſcheinen. Das Intereſſe einer 
ſolchen Stadt an der fraglichen Einrichtung iſt in der 
That auf den erſten Blick nicht ganz klar zu Tage 
liegend. Aber es um deswillen ganz zu leugnen, geht 
doch nicht an. 

Ein gewiſſes mittelbares Intereſſe hat, glaube 
ich, jede einzelne Stadt unſeres Provinzialverbandes 
daran, daß in den übrigen Städten der Provinz, mit 
denen ſie doch mehr oder weniger in einem gewiſſen 
Zuſammenhange ſteht, gut und ordnungsmäßig gewirt⸗ 
ſchaftet wird. Jedenfalls können größere Unregelmäßig⸗ 
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keiten bei einzelnen ſtädtiſchen Sparkaſſen oder Kämmerei— 
kaſſen, beſonders wenn ſie ſich öfters wiederholen und 
einen größeren Umfang annehmen, unter Umſtänden 
ſehr wohl geeignet ſein, das Vertrauen zu den 
ſtädtiſchen Verwaltungen und ihren Kredit überhaupt 
zu ſchädigen oder ſie in ihrer Selbſtſtändigkeit 
und Bewegungsfreiheit dadurch zu beeinträch— 
tigen, daß tie die Aufſichtsbehörden zur Čin- 
führung einer ſtrengeren Kontrolle durch ſtaatliche 
Organe auf den Plan rufen. Wir haben in jüngſter 
Zeit Erfahrungen nach dieſer Richtung an den 
Vorkommniſſen in der deutſchen Bankwelt machen können. 
Unter dem Mißtrauen des Publikums, das durch 
Unregelmäßigkeiten bei einzelnen Inſtituten wachgerufen 
wurde, hatten nicht nur dieſe Inſtitute, ſondern die 
geſamte Bankwelt zu leiden. 

Ein gewiſſes ſolidariſches Intereſſe an der Ge— 
währleiſtung regelmäßiger und ordnungsmäßiger Kaſſen— 
reviſionen unter den Städten der Provinz wird man 
hiernach vielleicht anzuerkennen vermögen. 

Abgeſehen hiervon, würde der größte Teil der— 
jenigen Städte, welche die Einrichtung ſelbſt direkt nicht 
benutzen können oder wollen, doch inſofern einen ge— 
wiſſen, nicht zu unterſchätzenden Vorteil von ihr 


haben können, als ſie aus dem Generalbericht, 


den der Verbandsreviſor über die abgehaltenen Revi— 
ſionen und die vorgefundenen Mängel auf den Ver— 
bandstagen zu erſtatten hätte, mancherlei auch für ſich 
würden verwerten können. 

Ich habe wiederholt ſolchen Berichten ſowohl 
auf Sparkaſſenverbandstagen, als auf den Verbands- 
tagen der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
zugehört und ſtets gefunden, daß ſie außerordentlich 
lehrreich waren. 

Man erhält die verſchiedenſten Anregungen und 
nimmt aus der Beſprechung dieſes oder jenes von dem 
Reviſor gezogenen Monitums gerne Anlaß zu prüfen, 
ob nicht vielleicht auch in der eigenen Kaſſe — ſo vor— 
trefflich ſie auch im Uebrigen eingerichtet ſein mag — 
ſich der gerügte Mangel eingeſchlichen hat oder die 
vorgeſchlagene Verbeſſerung ſich anbringen läßt. 

Ich bin feſt überzeugt, daß der Generalbericht 
über die ſtattgehabten Reviſionen — falls ſolche, wie 
auch bei uns ſich als einen der beliebteſten und inter— 
eſſanteſten Punkte der Tagesordnung des Städtetages 
einbürgern wird, zumal dieſer nebenbei den Vorzug 
haben würde, daß er dem Vorſitzenden bezw. dem 
Vorſtande keine Kopfſchmerzen in Bezug auf die Wahl 
eines geeigneten Themas und eines Referenten ver— 
urſachte, was ich nicht zu unterſchätzen bitte. 

Hiernach glaube ich wohl annehmen zu dürfen, 
daß es ſich mit den Zwecken und Aufgaben des 
Städtetages, die ja freilich in der Hauptſache die 
Erörterung praktiſcher Fragen zum Gegenſtande 
haben, wohl vereinigen läßt, eine ſolche gemein: 
ſchaftliche Einrichtung ins Leben zu rufen und 
an den entſtehenden Koſten die ſtärkeren Schultern der 
größeren, leiſtungsfähigeren Städte zu Gunſten der 
kleineren, ſchwächeren mit tragen zu laſſen. 
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Wenn der Städtetag, wie ich hoffe, gleich dem 
brandenburgiſchen Städtetag ſich hierzu entſchließen 
ſollte, ſo würde damit freilich unvermeidlich eine 
Erhöhung der Beiträge zur Städtetags— 
kaſſe, die heute 5 Mark für jeden ſtimmberechtigten 
Vertreter betragen, verknüpft ſein. Dieſe Erhöhung 
würde aber, ſo viel ich überſehe, nicht ſo ungeheuerlich 
ſein, daß fie uns davon zurückſchr ecken könnte, die Auf- 
gabe in die Hand zu nehmen. 


Wenn man berückſichtigt, daß bei dieſer Art Çin- 
richtung die meiſten Städte ſich nicht regelmäßig jedes 
Jahr, ſondern nur in einem Zwiſchenraum von 3—5 
Jahren revidieren laſſen, ſo würden meines Erachtens 
auf das Jahr nicht mehr als etwa 20 Reviſionen zu 
rechnen fein. Auch wenn man den höchſten Betrag 
der Koſten, auf die man etwa bei Anſtellung eines 
eigenen Reviſors zu rechnen hätte, zu Grunde legt, 
würde man auf keinen höheren Betrag als etwa 100 
bis 150 Mk. für die einzelne Reviſion kommen. 20 
Reviſionen würden danach insgeſamt höchſtens 2000 
bis 3000 Mark koſten. Davon ½¼0 auf die Kaſſe 
des Städtetages gerechnet, müßten jährlich etwa 600 
bis 900 Mark mehr aufgebracht werden, d. h. pro 
Vertreter ſtatt bisher 5 Mk. der Betrag von 9,41 Mk. 
bis 11,62 oder rund 10—12 Mark. 

Dieſe Steigerung iſt ja gewiß, relativ ge— 
nommen, d. h. im Vergleich zu der Höhe der bis— 
herigen Beiträge nicht ganz unerheblich, aber ich meine, 
an und für ſich ſteigen dadurch die Beiträge zur 
Städtetagskaſſe noch nicht auf eine ſolche Höhe, daß 
einem dadurch etwa die Freude am Städtetag verleidet 
werden könnte. 

Ich kann mir nicht denken, daß ſich eine Stadt 
finden würde, die aus dieſem Grunde etwa ihren 
Austritt erklärte. 

Herr Oberbürgermeiſter Fritſche bemerkte ſ. Z. 
auf dem brandenburgiſchen Städtetage, als ihm dieſer 
Einwand gemacht wurde, meines Erachtens ſehr richtig: 
„Wenn eine Stadt dies zum Anlaß nehme, um aus 
dem Städtetage auszuſcheiden, jo fei das in Wirklich— 
keit nicht der wahre Grund, ſondern dann ſuche die 
betreffende Stadt nur nach einem Grunde zum Austritt.“ 


Die Stadt Danzig z. B., welche ja die erheb— 
lichſte Steigerung erfahren würde, hätte ſtatt jetzt 45 
Mark ſpäter 85—105 Mk. zu zahlen, oder die Stadt 
Elbing ſtatt bisher 30 Mk. ſpäter 57—70 Mk. 


Glauben Sie nun wirklich, daß um deswegen 
dieſe Städte die Fahne des Städtetages im Stiche 
laſſen werden, weil die Laſten zu einer unerträglichen 
Höhe angewachſen ſeinen? Bevor ich es nicht geſehen, 
glaube ich es nicht, meine Herren. 


Viel eher bin ich geneigt zu glauben: Dieſe 
Einrichtung wird eine jo ſtarke Anziehungskraft au- 
üben, daß Städte, die bisher noch nicht dem Städtetag 
beigetreten ſind und zagend, zaudernd und zweifelnd 
abſeits ſtehen, angeſichts einer ſo praktiſche Vorteile 
bietenden Einrichtung ſchleunigſt ihren Beitritt erklären 
werden. 


Wie dem aber auch fei, meine Herren, jedenfalls 
brauchen wir wegen der fraglichen Erhöhung der Beiträge 
eine zu ſtarke Lichtung unſerer Reihen kaum befürchten. 


Deshalb ſtimmen Sie, bitte, meinem Antrage zu. 
Ich glaube, Sie werden es nicht bereuen. Mit Annahme 
des Autrages iſt ja freilich noch nicht viel erreicht. 
Es iſt damit nur der erſte Schritt gethan, — der 
hier vielleicht nicht einmal, wie ſonſt im Leben, der 
ſchwerſte ift, — der erſte Schritt zu einem praktiſchen 
Verſuch. Denn mehr als ein Verſuch kann und 
ſoll es nicht ſein, meine Herren, was ich Ihnen por] chlage. 
Das iſt mir vollſtändig klar. Aber ein einziger praktiſcher 
Verſuch bringt einen im Leben oft weit mehr vorwärts, 
als ſtundenlange Erörterungen, die im Sande verlaufen 
und nichts Poſitives zeitigen. 


Auch diejenigen, welche die Sache nicht für 
durchführbar halten, welche glauben, daß es unter den 
gegebenen Verhältniſſen nicht gelingen werde, einen 
geeigneten Reviſor zu finden, können ſich meinem Vor⸗ 
ſchlage auſchließen und werden gut daran thun, ſich ſo zu 
verhalten. Denn ſo lange nicht der pr aktiſche Beweis 
der Unmöglichkeit erbracht iſt, werden die Freunde 
der Sache, die von der Durchführbarkeit ſich überzeugt 
halten, nicht zur Ruhe kommen. Theoretiſche Gründe 
ſind ein ſchlechtes Beruhigungsmittel. „Der Andere 
hört vor Allem nur das Nein.“ — Deshalb machen 
Sie, bitte, den Verſuch. Gelingt er, jo werden Sie 
etwas Segensreiches jchaffen: mißlingt er, ſo haben wir 
wenigſtens das beruhigende Bewußtſein, Alles gethan 
zu haben, was in unſeren Kräften ſtand. (Beifall.) 


Oberbürgermeiſter Deth ri k- Danzig. Ich habe 
keinen Korreferenten beſtellen können für dieſe Sache, 
wir haben aber geſtern im Vorſtande, weil ſie den 
Städtetag intenſiv angeht, eingehend darüber geſprochen. 
Wir teilen im Vorſtande das Bedauern, das aus den 
letzten Aeußerungen des Referenten herausklingt, daß. 
ſo wenig aus der Sache herausgekommen iſt, aber 
noch größer iſt das Bedauern, daß wir auch dieſem 
wenigen, was er vorſchlägt, unſere Zuſtimmung ver⸗ 
ſagen müſſen. Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo ſind 
wir im Vorſtande einig geweſen, daß die Ausführungen 
der beiden Referenten des vorigen Städtetages über 
die Zweckmäßigkeit derartiger Reviſionen kleinerer 
ſtädtiſcher Kaſſen abſolut zutreffen; ich kann es auch 
aus meiner perſönlichen Erfahrung als Landrat nur 
beſtätigen, daß Reviſionen in einer größeren Zahl von 
Fällen den betreffenden Kommunen zum Segen ge— 
reichen würden, wenn ſie in der Lage wären, ſich dazu 
von Zeit zu Zeit auswärtiger mit den ſtädtiſchen Ju- 
tereſſen wohl vertrauter Reviſionsbeamten zu bedienen. 
Es wäre auch wünſchenswert, wenn man noch weiter 
gehen könnte, wenn man ihnen nicht blos die Reviſion 
der Kaſſen, ſondern auch die Reviſion der geſamten 
Jahresrechnungen übertragen würde. Daß hier eine 
ſachverſtändige Hand ſehr nutzbringend thätig ſein 
kann, darüber iſt kein Streit geweſen, weder auf dem 
vorjährigen Städtetage noch im Vorſtande. Darüber 
find wir uns einig, daß es fich dabei um einen ge- 
ſunden und zweckmäßigen Gedanken handelt und daß 


der Provinz her verſchreiben? 


die Erreichung des Zieles, das ſich die Referenten 
geſteckt hatten, wohl des Schweißes der Edlen wert 
iſt. Nun hat es ſich aber herausgeſtellt durch die 
Umfrage, daß die Zahl der Städte, die bereit ſind, 
den Verſuch mit ſolchen periodiſchen Kaſſenreviſionen 
zu machen, bei uns ſo gering iſt, daß man darauf 
nicht eine ſolche Einrichtung baſieren kann, wie ſie die 
ſächſiſchen Städte beſitzen, nämlich die Gründung eines 
Verbandes, der ſich Reviſoren anſtellt und dieſe herum— 


ſchickt. Das iſt nach dem Ergebnis der Umfrage aus— 
geſchloſſen. Nun iſt der Referent auf die Idee ge— 


kommen, den Vorſtand zu erſuchen, er ſolle den Städten 
die erforderlichen Reviſoren zur Verfügung ſtellen. Ja, 
wie ſoll der Vorſtand das machen? Wenn Sie mir 
die Ehre erweiſen, mich wieder zum Vorſitzenden zu 
wählen, dann drücken mir die Herren Kollegen vom 
Vorſtande die Hand und ich ſehe ſie vor dem nächſten 
Jahre nicht wieder. Wo ſoll ich da die Sachver— 
ſtändigen herbekommen? Soll ich ſie von außerhalb 
Das würde ja unter 
Umſtänden gehen, weil es ſich um eine ſtändige Ein— 
richtung handelt; aber wenn ſich auch in dem einen 
Jahre vielleicht eine größere Zahl von Städten zu— 
ſammenfindet, ſo melden ſich in dem nächſten vielleicht 
nur zwei oder drei Städte. Wie ſoll ich da einen 
Sachverſtändigen von auswärts her anſtellen? Ich 
werde angewieſen ſein, auf die allernächſte Nähe, es 
wird mir nichts anderes übrig bleiben, als zu unſerem 
Kämmerer zu gehen, und ihm zu ſagen: Wir wollen 
einmal gute Jungen ſein und unſern Rendanten hits 
ſchicken und ihn der Stadt auf ein paar Tage borgen. 
Sie ſoll die Reiſekoſten bezahlen. Ich meine aber, 
dann iſt es doch beſſer, es den kleinen Städten ſelber 
zu überlaſſen, daß ſie ſich an die großen Städte mit 
der Bitte wenden, ihnen gegen Erſatz der Reiſekoſten 
und gegen Diäten Beamte abzugeben. Wir würden, 
wenn das nicht überhand nimmt, es ſehr gern thun, 
und die kleinen Städte würden ebenfalls zu dem er— 
wünſchten Ergebnis kommen. Und wo wir nicht helfen 
können, aljo wenn beiſpielsweiſe au den Regierungs— 
präſidenten die Bitte gerichtet werden würde, er möchte 
einen qualifizierten Rentmeiſter mit der Reviſion einer 
kleinen Kaſſe und mit der Abgabe von Vorſchlägen 
über die Einrichtung einer ſolchen betrauen, ſo würde 
dieſer wahrſcheinlich auch keine erheblichen Schwierig— 
keiten machen. Alſo, wir ſind geſtern zu dem Ergebnis 
gekommen, daß es der Vorſtand des Städtetages kaum 
übernehmen kann, Beamte zur Verfügung zu ſtellen, 
zumal er weder weiß, wie oft ſich die Reviſionen 
wiederholen ſollen, noch wo er die nötigen Sach— 
verſtändigen her bekommen ſoll. Wir können Ihnen nur 
empfehlen, daß ſich diejenigen wenigen Städte, die ſich 
zu ſolchen Reviſionen bereit gefunden haben, ſelber 
an die größeren Städte in der Nachbarſchaft mit der 
Bitte herantreten, ihnen den ſachverſtändigen Kaffen- 
beamten für eine Reviſion zu leihen und den be— 
treffenden Beamten zur gutachtlichen Aeußerung über 
die Einrichtung der Kaſſe ermächtigen. Das iſt mit 
wenig Mitteln zu erreichen und wird vielleicht die 
Grundlage für die zukünftige Entwickelung bilden. 


tod) größere Schwierigkeiten als bei dem eben be: 
handelten Teile des von dem Herrn Referenten ge- 
ſtellten Antrages wären bei der Nummer 2 ſeines 
Antrages zu überwinden. Ich will hier keine Be— 
trachtung darüber anſtellen, ob es in der That den Stadt— 
verordneten gleichgiltig ſein würde, ob ſich die Beiträge 
zur Kaſſe des Städtetages ungefähr verdoppelt würden, 
damit einigen wenigen unter uns die Wohlthat einer 
Reviſion ihrer Kaſſen zu Teil wird; ich will aber ein 
mal annehmen, die Stadtverordneten wären alle ſo 
mildthätig und freundnachbarlich geſinnt, daß ſie ſagen: 
gut, wir wollen den Nachbarn zu Hilfe kommen, — 
dann würde aber für mich nicht das praktiſche ſondern 
das grundſätzliche Bedenken maßgebend ſein, daß hier 
unſerer Städtetag auf unbeſtimmte Zeit Leiſtungen 
übernehmen ſoll, deren Höhe er garnicht überſehen 
kann und von denen er nicht weiß, ob er das Geld 
dazu einbekommt. Jetzt leiſtet die Kämmerei-Kaſſe in 
Danzig alle Zahlungen für den Städtetag vorſchuß— 
weiſe, bis die Beiträge eingegangen ſind. Wenn nun 
die Ausgaben des Städtetages durch die Uebernahme 
eines Teils der Koſten dieſer Reviſionen erheblich an— 
ſchwellen, wohin ſollen wir dann kommen, wenn 
plötzlich drei Viertel der Städte erklären, wir kommen 
zum nächſten Städtetag nicht, oder wir treten aus? 
Dann ſtehen wir mit unſeren Auslagen in der Luft. 
Der Städtetag iſt doch de kacto nichts weiter als ein 
Kongreß, auf dem wir zuſammenkommen, um Meinungen 
auszutauſchen und uns wichtigere kommunale Neue— 
rungen anzuſehen. Damit ift unſere Thätigkeit erſchöpft, 
und unſere ganze Kaſſenverwaltung beſteht darin, daß 
wir die Koſten für die Druckſachen u. ſ. w. einziehen. 
Wenn Sie aber jetzt von dem Vorſtande verlangen 
wollten, er ſoll die Reviſionsbeamten beſorgen und 
zum Teil auch für ihre Beſoldung Sorge tragen, dann 
könnte man vielleicht im nächſten Jahre auch auf den 
Gedanken kommen, der Vorſtand ſolle Wanderinſtruk— 
toren für freiwillige Feuerwehren beſchaffen, und dann 
könnte auch der Verein zur Förderung der Knaben— 
handarbeit kommen und ſagen: Bitte, Städtetag, 
ſchicke doch einen oder zwei Lehrer in die kleinen 
Städte und halte Kurſe in der Kerbſchnitzerei ab! 
Alle dieſe Dinge würde ich für ungemein wünſchens— 
wert halten, und ſie ſtehen meinem Herzen ſo nahe, 
wie die Kaſſenreviſionen, aber es iſt doch undurch— 
führbar, daß der Städtetag ſo etwas ſelbſt in die 
Hand nimmt. Ich bitte Sie im Namen des Vor— 
ſtandes, den zweiten Teil des Antrages unter allen 
Umſtänden abzulehnen und, wenn möglich, uns vor 
dem erſten in Gnaden zu bewahren. Ich bin ja gern 
bereit, mit den Magiſtraten der großen Städte in 
Verbindung zu treten und anzufragen, ob ſie geneigt 
ſind, ihre Beamten den kleineren Städten zur Ver— 
fügung zu ſtellen, ich meine aber, es wird einer der— 
artigen Korrespondenz gar nicht bedürfen, ſondern die 
Vorſtände der größeren Gemeinden werden ohnehin 
bereit ſein, den kleineren Nachbargemeinden, ſoweit es 
mit den dienſtlichen Verhältniſſen vereinbar iſt, auf 
deren Anſuchen entgegenzukommen. Die Anregung der 
Gründung eines Verbandes iſt ja wunderſchön, aber 
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ſie läßt ſich jetzt nicht durchführen. Wer ſo lange wie 
ich gearbeitet hat auf ſtädtiſchen Gebieten, der weiß, 
daß es maßlos ſchwer iſt, irgend etwas Neues in Gang 
zu bringen, namentlich, wenn es ſich um die Gründung 
von Verbänden und Vereinen mit Beitragspflicht der 
Mitglieder handelt. In Sachſen haben die Leute 
mehr Schneid, ſie ſind beweglicher als bei uns. Es 
bleibt alſo nur der einzige Weg übrig, den ſechs Ge— 
meinden, die ſich gemeldet haben, anheim zu geben, 
ſich unmittelbar an ihre größeren Nachbarſtädte zu 
wenden. Sie werden dann erreichen, was ſie wollen. 
Und wenn ſie dann den Segen dieſer Reviſionen ge— 
fühlt haben, und die Sache mehr Anhänger gewinnt, 
dann werden wir vielleicht in 6 bis 8 Jahren, vielleicht 
noch ſpäter, zu dem ſchönen Ziele gelangen, das die 
Referenten des vorigen Städtetages in ihrem Idealis— 
mus und Optimismus als in einem Jahre erreichbar 
hingeſtellt haben. 


Stadtrat Tettenborn-Graudenz: Meine Herren! 
Es iſt ja von dem, was der Referent Steinberg und 
ich im vorigen Jahre vorgeſchlagen haben, nicht ſehr 
viel übrig geblieben, und die Umfrage, die an die 
Städte gerichtet iſt, hat ja ein keineswegs ermutigendes 
Reſultat ergeben, ſie iſt aber meines Erachtens auch 
nicht ganz entmutigend ausgefallen. Aller Anfang iſt 
ſchwer, und auch das Gute und Notwendige muß ſich 
häufig ſehr langſam Bahn brechen, zum Teil ſogar direkt 
aufoktroyirt werden. Wenn fich bisher auch nur 6 
Städte bereit erklärt haben, ihre Kaſſen einer periodiſchen 
Reviſion zu unterwerfen, ſo wollen wir von ſeiten des 
Städtetages dieſen Städten wenigſtens die Möglichkeit 
verſchaffen, es zu thun, und es handelt ſich um den 
Weg, den wir einzuſchlagen haben. Ich bin von vorn— 
herein in Uebereinſtimmung mit dem Herrn Vorſitzenden 
der Anſicht, daß die Kaſſe des Städtetages zu den 
Koſten nicht herangezogen werden fol. So wünſchenswert 
es wäre, das Intereſſe der einzelnen Städte dadurch 
zu wecken, ſo handelt es ſich hier doch nur zunächſt 
um einen kleinen Kreis, und für deſſen Intereſſen wird 
die Geſamtheit nicht beitragen können und wollen. Da— 
gegen halte ich den erſten Punkt des Antrages, daß 
der Vorſtand erſucht wird, dafür zu ſorgen, daß den 
dem weſtpreußiſchen Städtetage angehörigen Städten zum 
Zwecke der Reviſion ihrer Kaſſen geeignete Sachver— 
ſtändige auf Wunſch zur Verfügung ſtehen, nicht für 
ſo ſchwer ausführbar. Es handelt ſich doch zunächſt 
nicht darum, Beamte anzuſtellen, ſondern darum, über— 
haupt Jemanden zu finden, der die Reviſionen vor- 
nimmt. Ich möchte hierbei darauf zurückkommen, was 
ich in dieſer Beziehung am Schluſſe meines vorjährigen 
Vortrages ausführte. Es wird vorausſichtlich möglich 
ſein, aus der Zahl der penſionierten Staats- oder 
Gemeindebeamten (Rentmeiſter, Hauptkaſſenrendanten 
und Kämmerer), die zum ja Teil gern neben der Penſion 
noch etwas verdienen wollen und im Kaſſen- und 
Rechnungsweſen durchaus erfahren ſind, die erforder— 
lichen ſachverſtändigen Kaſſenreviſoren zu gewinnen, die 
ſehr wohl fich 5 bis 6 Monate im Jahre dieſer Reviſions⸗ 
thätigkeit widmen können. Solche penſionierten Beamten 
werden auch bei uns in Weſtpreußen vorhanden ſein. 


Wenn fie aber vorhanden find, dann halte ich es für 
beffer, für diefe 6 Städte einen ſolchen Beamten angu- 
ſtellen, als daß ſie ſich leihweiſe von den größeren 
Städten einen Reviſor zu beſchaffen ſuchen. Zunächſt 
ſind meines Wiſſens überhaupt nur 4 Städte in der 
Provinz vorhanden, die ganz eigene Reviſoren und 
Kalkulatoren haben. Auf Dirſchau kann ich hierbei 
nicht exemplifizieren. Herr Dembski wird mir vielleicht 
entgegnen: Dirſchau hat einen Reviſor, ich habe aber 
weder im Etat, noch im Verwaltungsbericht Ihrer 
Stadt etwas davon gefunden. Von Graudenz weiß 
ich, daß wir uns feiner Zeit der hohen Koſten wegen 
ſehr ſchwer dazu entſchloſſen haben, einen ſolchen Reviſor 
anzuſtellen. Jetzt iſt er vorhanden, er iſt ſeit 3 Jahren 
im Amt, er hat ſich ſehr gut bewährt, es ſind ihm 
auch die kleinen Nebenkaſſen übertragen worden und 
es iſt eine ſo ungeheure Arbeitslaſt für ihn vorhanden, 
daß es auf die Dauer vielleicht gar nicht mit ihm allein 
gehen wird. Wir haben infolgedeſſen auch die Anfrage 
einer Nachbarſtadt, ob wir ihr unſeren Reviſor für 
kurze Zeit überlaſſen können, in verneinendem Sinne 
beantworten müſſen. So wird es vielleicht bei den 
anderen Städten, die einen eigenen Reviſor haben, 
auch ſein. 

Ich faſſe deshalb meine Ausführungen dahin 
zuſammen, daß ich beantrage: 

Der Vorſtand des Städtetages wolle ver— 
ſuchen, aus der Zahl penſionierter Beamten einen 
Sachverſtändigen zu ermitteln und den Städten 
auf Wunſch namhaft zu machen, um Kaffen- 
oder Rechnungsreviſionen vorzunehmen. 

Ich glaube, wenn auch zunächſt nur wenige 
Städte den Verſuch gemacht haben werden, dann wird 
ſich die außerordentliche Brauchbarkeit des Inſtituts 
der Reviſoren ſo bald weiteren Kreiſen bemerkbar 
machen, daß wir in abſehbarer Zeit, vielleicht ſchon in 
kürzerer Friſt als in 6—8 Jahren, zu einer feſten 
Einrichtung gelangen werden. 

Oberbürgermeiſter Delbrück⸗Danzig. Ich bin ja 
gern bereit, für den Fall, daß Sie mich wieder zum Vor— 
ſitzenden wählen, den Verſuch zu machen, Ihnen einen 
ſolchen Reviſor zu beſchaffen und er wird ſich ja auch 
wohl aus der Zahl der penſionierten Beamten beſorgen 
laſſen. Ich müßte aber feierlich erklären, daß ich es 
nur thun kann, ohne jede Garantie für 
letne Fähigkeiten. Wir wollen es ja gerne ver- 
uchen, die Adreſſen ſolcher Leute zu ermitteln und fie 
denjenigen Städten, die Wert darauf legen, zur Ver— 


fügung ſtellen. 


Berichterſtatter, Stadtrath Dr. Haner - Danzig. 
Ich war ja von vornherein darauf gefaßt, daß eventuell 
mein Antrag einer ablehnenden Stimmung begegnen 
würde, beſonders bezüglich des zweiten Teils. Ich 
war nur nach dem Reſultat der Umfrage zu dem Er— 
gebnis gelangt, daß es wahrſcheinlich nicht möglich 
jem würde, mit den Mitteln der einzelnen zunächſt in 
Betracht kommenden Städte die Sache durchzuführen. 
Mir erſchien ſie aber ſo wichtig, daß ich nach einem 
Wege ſuchte, um ebenſo wie der brandenburgiſche 
Städtetag etwas Gemeinſames zu ſtande zu bringen. 
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Wenn aber hier keine Gegenliebe dafür vorhanden iſt, 
die Koſten gemeinſam aufzubringen und man hier der 
Anſicht iſt, daß die beteiligten Städte die Koſten allein 


tragen müſſen, ſo lege ich meinesteils auf den zweiten 


bitte ich dem erſten Teil zuzuſtimmen. 
den 


Teil des Antrages kein ſo erhebliches Gewicht. Dagegen 
Daß man es 
Städten ſelbſt überläßt, ſich den Reviſor zu 
beſorgen, halte ich für keine praktiſche Löſung. Das 
iſt ſchon deshalb nicht zweckmäßig, weil der Vorſtand 
einen beſtimmten Reiſeplan für den Reviſor aufſtellen 
muß. Wenn der Mann jedes Mal erſt von ſeinem 


Wohnorte ausreiſen muß, dann ſtellen ſich die 
Reviſionen viel teurer. Die Reiſekoſten ſpielen 
ſicherlich dabei eine ganz erhebliche Rolle. Für ſo 


ungeheuer ſchwierig, wie Herr Oberbürgermeiſter 
Delbrück es hingeſtellt hat, halte ich es nicht, einen 
penſionierten Beamten oder von den Beamten der größeren 
Städte den einen oder anderen im Nebenamte für den Re— 
viſorpoſten zu gewinnen. Die Erfahrungen anderer Ver— 
bände habengelehrt, daß das durchaus nicht undurchführbar 
iſt. Im Uebrigen kann meines Erachtens der praktiſche 
Verſuch allein entſcheiden. Die Wichtigkeit der 
Sache iſt von allen Seiten anerkannt. Den Verſuch 
iſt ſie alſo wert. Dieſen Verſuch können und müſſen 
Sie meines Erachtens um ſo mehr wagen, als derſelbe 
nichts, als ein wenig Mühe koſtet. Wenn Sie ſich 
darauf beſchränken, dem erſten Teil meines Antrages 
zuzuſtimmen, ſo muten Sie damit jedenfalls dem 
Stäotetag nichts Ungeheuerliches zu. Nehmen Sie des- 
halb bitte, im Jntereſſe der Sache, wenigſtens den erſten 
Teil meines Antrages, der vollſtändig harmlos iſt, an. 

Bürgermeiſter Dembski-Dirſchau. Ich möchte nur 
Herrn Stadtrat Tettenborn bemerken, daß unſer 
Reviſor in der Zahl der ſtädtiſchen Beamten ſitzt und 
daß in dem Verwaltungsbericht nicht jede Funktion 
unſerer Beamten aufgezählt wird. Im Uebrigen iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß der Verwaltungsbericht weſentlich 
zur Information der in unſerer eigenen Verwaltung 
thätigen Perſonen beſtimmt iſt. Ich möchte nur hinzu— 
fügen, es war ſeiner Zeit, auf dem vorigen Städte— 
tage, eigentümlich, daß von dem Vertreter einer Kommune, 
die ſich ſelbſt ausſchließt von dieſem Projekt, diejenigen 
Städte namentlich genaunt wurden, die ſolche Reviſionen 
nötig hätten, trotzdem ihm die Verhältniſſe dieſer Städte 
garnicht bekannt waren. — Zur Sache ſelbſt habe ich 
nichts zu bemerken. 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig: 
Es hat ſich Niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich 
ſchließe die Debatte. Ich frage den Herrn Referenten, 
ob er das Wort noch wünſcht. Der Referent verzichtet. 

Es liegen vor: Der Antrag des Herrn Referenten 
in zwei Nummern und außerdem der Antrag Tetten— 
born. Der letztere iſt eigentlich nur eine Umſchreibung 
der Nummer 1 des vom Referenten geſtellten Antrages. 
Ich werde in der Weiſe procedieren, daß ich abſtimmen 
laſſe über die beiden Teile des vom Referenten geſtellten 
Antrages, und falls dieſer abgelehnt werden ſollte, über 
den Antrag Tettenborn. Sollte auch dieſer abgelehnt 
werden, dann iſt ſich der Städtetag einig, daß in der 
Sache nichts geſchehen ſoll. 


Die Anträge des Referenten find ja gedruckt in 
Ihren Händen, ich brauche ſie nicht mehr zu verleſen. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche die Nummer 1 des 
Antrages annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit. — Dann frage 
ich, wer die Nummer 2 des Antrages annehmen will. 
— Das iſt Niemand. — Der Antrag des Referenten 
iſt in beiden Teilen abgelehnt. 


Jetzt bitte ich diejenigen Herren, die den Antrag 


Tettenborn annehmen wollen, ſich von den Plätzen 


zu erheben. — Auch das ift die Minderheit; der An- 
trag iſt abgelehnt. 

Damit wäre auch dieſer Teil der heutigen Tages— 
ordnung erledigt. Ich ſchließe die Sitzung. 


— 
fi 


Schluß der Sitzung gegen 2 Uhr. 


. Zweiter Sitzungstag. 
Dienflag, den 27. Anguſt. — 10% Ahr Vormittags. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig: 
Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung. Das Büreau 
funktioniert in derſelben Beſetzung wie geſtern. — 
Bezüglich der weiteren Abwickelung der Tagesordnung 
erlaube ich mir zu bemerken, daß wir zunächſt den noch 
ausſtehenden Vortrag entgegennehmen, dann die Wahl 
der Kommiſſion inbetreff der Gründung des Ruhe— 
gehaltskaſſenverbandes vornehmen und dann die Tages— 
ordnung, wie ſie gedruckt Ihnen vorliegt, weiter er— 
ledigen wollen. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Referenten, 
Stadtrath Meckbach zu ſeinem Vortrage: 

Alters- und Hinterbliebenenverſorgung der in den 
ſtädtiſchen Betrieben beſchäftigten Arbeiter. 

Berichterſtatter, Stadtrat Keckbach⸗Danzig. Meine 
ſehr geehrten Herren! Die Frage, welche ich mir zum 
Gegenſtande meiner Erörterungen erwählt habe, iſt eine 
verhältnismäßig noch junge, ſie iſt überhaupt erſt in 
den letzten Jahren Gegenſtand von Erörterungen ge— 
worden; namentlich iſt ſie in weſt- und ſüddeutſchen 
Städten, die ja in allen dieſen Angelegenheiten infolge 
der hohen Entwickelung ihrer Induſtrie die Führung 
übernommen haben, auf der Tagesordnung geweſen 
und hat dortſelbſt zur Beſchlußfaſſung meiſt unter 
lebhaften Erörterungen geführt. Von den Wellen dieſer 
Bewegung iſt eigentlich in unſere Regionen wenig ge— 
drungen, immerhin ſind es aber auch im Norden und 
Oſten einige Städte, die mit der Alters- und Hinter- 
bliebenenverſorgung der in den ſtädtiſchen Betrieben 
beſchäftigten Arbeiter bereits vorgegangen ſind. 

Es wird vielleicht manchen unter Ihnen geben, 
der der Auſicht iſt, daß dieſe Frage ein akutes Intereſſe 
für ſeine Verwaltung nicht habe, und ich muß das für 
kleinere Städte, die noch nicht in dem mehr oder 
minder glücklichen Beſitz eines Elektrizitätswerks oder 
von Gas: und Aeetylenanſtalten find, in gewiſſen 
Grenzen zugeben, aber ich glaube doch, daß die Sache 
ſoviel allgemein Intereſſantes bietet, daß auch dieſe 
Herren getroſt meinen Ausführungen werden folgen 
können, umſomehr als das Thema ſtrenge genommen 
zu eng gefaßt iſt, inſofern es nur von Arbeitern ſpricht, 
während ſich meine Ausführungen auf die Verſorgung 


aller derjenigen ſtädtiſchen Bedienſteten beziehen follen 
welche nicht als Beamte penſionsberechtigt ſind. 

ö An den Anfang meiner Betrachtung möchte ich 
einen allgemein bekannten Umſtand ſetzen, der aber für 
das Thema von grundlegender Bedeutung iſt. Das 
iſt die Thatſache, daß die Perſonen, welche im Bereiche 
der ſtädtiſchen Verwaltungen dieſen ihre Arbeitskräfte 
zur Verfügung ſtellen, in zwei große Gruppen zerfallen. 
Es ſind auf der einen Seite die eigentlichen Beamten, 
die durch den öffentlich rechtlichen Akt der Anſtellung 
in den ſtädtiſchen Dienſt getreten ſind und deren Rechte 
und Pflichten als die mittelbarer Staatsdiener nach 
öffentlich rechtlichen Geſichtspunkten zu beurteilen ſind; 
und es ſind auf der anderen Seite die Nichtbeamten, 
insbeſondere die Techniker, Werkmeiſter und anderen 
Perſonen, die in den ſtädtiſchen Betrieben thätig ſind, 
bis zum Arbeiter herunter, welche Perſonen, ſei es 
vorübergehend oder dauernd, zur Verrichtung beſtimmter 
Arbeiten von der Stadt nicht ſo in ihrer Eigenſchaft 
als Behörde, ſondern vielmehr als bloßer privatrecht— 
licher Arbeitgeberin durch einen rein privatrechtlich zu 
beurteilenden Dienſtvertrag angenommen ſind. Die 
Beamten haben weſentlich öffentliche Aufgaben zu er— 
füllen, während die Nichtbeamten ebenſo gut von einem 
wirtſchaftlichen Unternehmer angeſtellt ſein könnten, und 
ihre Funktionen auch im weſentlichen wirtſchaftlicher 
und privatrechtlicher Natur ſind. Dieſer Geſichtspunkt 
bildete früher das hauptſächlichſte Unterſcheidungs⸗ 
merkmal zwiſchen den beiden Klaſſen, weshalb die 
Grenzen naturgemäß äußerſt ſchwankend waren. Erſt 
durch das neue Kommunalbeamtengeſetz iſt auch ein 
äußeres Merkmal gegeben, das jederzeit eine Hand- 
habe bietet, die beiden Klaſſen genau zu unterſcheiden 
und allen Zweifeln ein Ende macht, nämlich durch die 
Beſtimmung, daß die Anſtellung als Beamter ang: 
drücklich als ſolcher unter Aushändigung einer Urkunde 
geſchehen muß. 

In der Frage der Alters- und Hinterbliebenen: 
Verſorgung ſtehen dieſe beiden großen Gruppen der 
Perſonen, die in den Verwaltungen beſchäftigt werden, 
verſchieden da. Hinſichtlich der ſtädtiſchen Beamten 
iſt der letzte Schritt durch das Kommunalbeamtengeſetz 


gethan, durch welche fie mit den unmittelbaren Staats- 
beamten hinſichtlich der Alters- und Hinterbliebenen- 
Verſorgung völlig gleich geſtellt ſind; bei den Nicht— 
beamten ſehlt es dagegen bisher an jeder geſetzlichen 
Regelung, und es bleibt den Gemeinden überlaſſen, 
entweder von Fall zu Fall zu entſcheiden, oder durch 
Gemeindebeſchluß Grundſätze feſtzulegen, nach denen 
dieſe Perſonen behandelt werden ſollen. Letzteres iſt 
in einer nicht mehr geringen Zahl von größeren 
Städten geſchehen, und es iſt überall als erſter Grund 
für die Regelung dieſer Frage die Behauptung auf— 
geſtellt worden, daß es an einer inneren Urſache, 
weshalb die beiden Kategorien der in den ſtädtiſchen 
Verwaltungen beſchäftigten Perſonen bezüglich der 
Alters- und Hinterbliebenen-Verſorgung verſchieden 
behandelt werden, fehlt. Es muß daher zunächſt 
unterſucht werden, ob dieſe Behauptung richtig iſt. 


Wenn man fragt, worin bei den Beamten der 
innere Grund für die Alters- und Hinterbliebenen— 
Verſorgung liegt, ſo muß man auf den Begriff des 
Beamten, wie er fih jeit Friedrich Wilhelm I. in 
Preußen ausgebildet hat, eingehen, auf den Begriff, 
wie er nicht nur thatſächlich verſtanden wird, ſondern 
auch in den Entſcheidungen der höchſten Gerichtshöfe 
rechtliche Feſtlegung gefunden hat. Da iſt hervorzu— 
heben, daß dieſer Begriff ſich nicht erſchöpfen läßt 
durch die Gegenüberſtellung von Leiſtung und Gegen— 
leiſtung, der Arbeit auf der einen, der Vergütung 
auf der anderen Seite, ſondern daß vielmehr dieſe 
Geſichtspunkte beim Beamten dahin ſich erweitern, 
daß durch das Amt, durch die öffentlichen Aufgaben, 
die dem Beamten zu erfüllen obliegt, die ganze Perſon 
des Beamten mit ſeinen phyſiſchen, intellektuellen und 
idealen Fähigkeiten ergriffen wird, und demgemäß 
dieſen Pflichten des Beamten die Pflicht der Behörde 
bezw. des Staates gegenüberſteht, nun auch die ganze 
Fürſorge für die betreffende Perſon zu übernehmen, 
ſodaß der Beamte als Aequivalent für die Geſamtheit 
ſeiner Dienſte einen angemeſſenen Lebensunterhalt und 
die volle Fürſorge für ſeine wirtſchaftliche Exiſtenz 
erhält. Daraus folgt, daß nicht die Arbeit eines 
Monats etwa durch die Monatsrate des Gehalts 
ausgeglichen wird, ſondern daß man im Ganzen der 
Hingabe der Perſönlichkeit die Uebernahme der Sorge 
für die wirtſchaftliche Exiſtenz gegenüberſtellen muß. 
Aus dieſem Geſichtspunkte ergiebt es ſich, daß mit der 
Beendigung der Ausübung des Amtes das Verhältnis 
noch nicht erſchöpft iſt, vielmehr das volle Aequivalent 
für das Darbieten der ganzen Perſönlichkeit erſt dann 
gegeben iſt, wenn auch für die Zeit des Alters des 
Beamten und weiterhin, wie aus der engen Zuſammen— 
gehörigkeit der Familie folgt, auch für ſeine Hinter- 
bliebene Ehefrau und die Kinder geſorgt iſt, für Letztere 
ſolange bis ſie in der Lage ſind, ſelbſt für ſich zu 
ſorgen. So läßt ſich uus dem Begriff des Beamten 
die jetzt beſtehende Alters- und Hinterbliebenen-Ver⸗ 
ſorgung entwickeln. Allerdings muß Dabei Hervor- 
gehoben werden, daß das wirkliche Gewähren dieſer 
Verſorgungen hiſtoriſch keineswegs die unmittelbare 
Folge der Durchführung des Beamtenbegriffs geweſen 
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iſt — es hat ſehr lange Zeit Beamte ohne ſolche 
Verſorgungen gegeben, — ſondern daß es vielmehr 
erſt praktiſche Gründe und Anforderungen geweſen 
find, welche allmählich die Penſionsberechtigung in 
ihrer heutigen Geſtalt herbeigeführt haben. So ſei 
erwähnt, daß die Beiträge der Beamten für die Alters— 
verſorgung erſt im Jahre 1868, für die Hinterbliebenen 
Verſorgung erſt im Jahre 1888 abgeſchafft ſind. 

Wenn man nun hiermit zunächſt nur theoretiſch 
und prinzipiell die Verhältniſſe der Nichtbeamten ver- 
gleicht, ſo ergiebt ſich da allerdings, daß die Gründe, aus 
denen für jene auf den genannten Gebieten geſorgt 
wird, nicht ohne weiteres auf dieſe übertragen werden 
können. Es darf jedoch nicht überſehen werden, daß 
die Anforderungen der Treue und Hingebung der 
ganzen Perſönlichkeit beim Beamten ſich doch eigentlich 
nur als ſolche darſtellen, die ideal genommen an jedes 
dauernde Dienſtverhältnis zu ſtellen ſind. Wenn auch 
nur bei den Beamten mit Rückſicht auf ihre öffent— 
lichen Aufgaben dieſe Anforderungen eine feſte rechtliche 
Geſtalt gewonnen haben, ſo wird man doch, wenn 
man die Doctrin verläßt und in das praktiſche Leben 
blickt, auch anderwärts die gleichen Anforderungen ge— 
ſtellt und erfüllt ſehen. In der That wird man, 
wenn z. B. ein Maſchiniſt bei einem Waſſerwerk oder 
einer Pumpſtation im Kanaliſationsweſen thätig iſt, 
ſagen müſſen, daß derſelbe auch im öffentlichen Inter— 
eſſe ſeine ganze Thätigkeit darauf richten muß, daß 
die wertvollen Maſchinen ſtets in beſtem Zuſtande 
ſind, daß die Betriebsſicherheit gewahrt iſt u. ſ. w. 
Einen ſolchen Mann wird man, wenn er arbeitsun— 
fähig ift und darauf hinweiſt, daß z. B. ein Kanzliſt 
die Penſionsberechtigung beſitzt, nicht mit dem Hinweis 
abſpeiſen können, der Kanzliſt ſtelle als Beamter ſeine 
ganze Perſönlichkeit in den Dienſt der Stadt, während 
es ſich bei dem Maſchiniſten nur um Leiſtung und 
Gegenleiſtung handele und mit dem Aufhören der einen 
die andere fortfalle. 

Hiernach iſt der für die Motivierung der Alters— 
Verſorgung auch der Nichtbeamten an die Spitze ge— 
ſtellte Satz: „Was dem Einen recht iſt, iſt dem Andern 
billig“ als den Anforderungen des praktiſchen Lebens 
entſprechend anzuſehen, und es ergiebt fich die Konje- 
quenz, daß für die Verwaltung thatſächlich Grund 
vorliegt, die Nichtbeamten im Hinblick auf die Alters- und 
Hinterbliebenen-Verſorgung ähnlich zu behandeln, wie 
die Beamten. 

Es drängt ſich nun ſofort die Frage auf, ob nicht 
das, was die Beamten aus der Alters- und Hinter- 
bliebenen⸗Verſorgung erhalten, den Nichtbeamten bereits 
auf anderem Wege zuteil wird, nämlich durch die 
reichsgeſetzlichen Invaliden- und Altersrenten, die den 
Nichtbeamten in faſt allen Fällen zuſtehen, weil ſie 
faſt alle verſicherungspflichtig ſind. 

Da iſt zunächſt von der prinzipiellen Seite aus 
darauf hinzuweiſen, daß der Grund der Reute aus den 
Verſicherungsgeſetzen nicht durchaus der gleiche ift, wie 
der der Beamtenpenſion, denn bei den Beamten— 
penſionen iſt das Verhältnis des Beamten zu dem 
ſpeziellen Arbeitgeber, der Behörde, die Grundlage des 


Anspruchs, nicht aber bei der Verſicherungsrente, da hier 
der Verſicherte jede Woche einen anderen Arbeitgeber gehabt 
haben kann. Aber der prinzipielle Unterſchied könnte ja auf 
ſich beruhen, wenn die Rente thatſächlich einen Erſatz der 
Beamtenpenſion bildete. Für die Unterſuchung dieſer 
Frage will ich vergleichen, was ein Beamter mit 
Tauſend Mark Gehalt und ein Arbeiter mit Tauſend 
Mark Lohn als Penſion bezw. als Invalidenrente 
bekommt. In den unteren Stufen alſo bei kurzer 
Dienſt⸗ oder Arbeitszeit iſt hier der Unterſchied nicht 
zu erheblich. Die Penſion des Beamten beträgt nach 
10 jähriger Thätigkeit 250 Mk., die Invalidenrente 
würde nach 10 Jahren, vorausgeſetzt daß ſie voll 
gewährt wird, 193 Mk. betragen, alſo rund drei 
Viertel von dem, was der Beamte bekommt. Dieſes 
Verhältnis ändert ſich aber ſehr raſch mit dem Auf— 
ſteigen des Dienſtalters zu Ungunſten der Renten, und 
ſchon nach 20 Jahren iſt die Penſion bis auf an— 
nähernd den doppelten Betrag der Invalidenrente ge— 
ſtiegen, und ſie ſteigt nachher im Verhältnis noch 
weiter. Im Ganzen kann man jagen, daß der Mr- 
beiter aus der Reichsverſicherung etwa die Hälfte 
von dem bezieht, was der Beamte mit gleichem Ein— 
kommen als Penſion erhält. Das iſt nicht genau 
berechnet, aber es trifft ſchließlich in der Hauptſache zu. 
Was die Hinterbliebenen-Verſorgung anlangt, ſo war 
ſchon bei der Emanierung der Reichsverſicherungsgeſetze 
die Rede davon, auch dieſe in den Bereich der Geſetz— 
gebung zu ziehen. Die Sache iſt nicht ſoweit gediehen, 
weil große Schwierigkeiten zu überwinden ſind, und 
ſo ſtehen wir auch heute noch auf dem Standpunkte, 
daß die Reichsverſicherungsgeſetze — abgeſehen vom 
Unfallverſicherungsgeſez — nur für das Alter des 
Arbeiters ſorgen, nicht aber für die Hinterbliebenen. 
Das Ergebnis iſt alſo, daß der Arbeiter und Nichtbeamte 
in ſtädtiſchen Betrieben aus der Invalidenrente zwar 
einen teilweiſen Erſatz für den Mangel an Penſion 
erhält, etwa die Hälfte, daß er aber auf dem Gebiete 
der Hinterbliebenenverſorgung gar keinen Erſatz für 
das bekommt, was dem Beamten gewährt wird. 

Da es ſich nun von ſelbſt verbietet, daß eine 
Stadt ihre altgedienten Arbeiter und deren Angehörige 
einfach der Armenpflege anheim fallen laſſen kann, ſo 
hat ſich ſchon längſt die Notwendigkeit ergeben, in 
größeren Städten mit größeren induſtriellen Betrieben. 
hier helfend einzugreifen. Zu Anfang wurde über die 
Notwendigkeit, ob eine Unterſtützung zu gewähren ſei 
oder nicht, meiſt von Fall zu Fall entſchieden. Das 
ift jedoch auf die Dauer umſoweniger augängig, je 
größer eine Verwaltung iſt. Daher hat das Bedürfnis 
nach feſten Grundſätzen in den letzten Jahren eine 
große Zahl von Städten dazu geführt, Beſtimmungen 
zu erlaſſen, welche die Gewährung feſtſtehender Ruhe— 
lohnbeträge an altgediente Arbeiter oder ſonſtige 
Nichtbeamte und zugleich die Verſorgung ihrer Hinter— 
bliebenen regeln. : 

Die Entwickelung datiert, ſoweit bekannt, feit 4 
bis 5 Jahren. Den Anfang hat Frankfurt a. M. 
gemacht, wo im September 1897 der betreffende Ge- 
meindebeſchluß gefaßt wurde, andere weſtliche Gemein- 
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den ſind dann gefolgt und ferner iu letzter Zeit auch 
Berlin und Königsberg. 

Ich möchte nun einen Ueberblick darüber geben, 
nach welchen Geſichtspunkten dieſe allgemeine Regelung 
in den verſchiedenen Städten ſtattgefunden hat, und 
demnächſt eine Kritik, ob dieſe Geſichtspunkte als zu— 
treffend anzuſehen ſind. Vorweg hebe ich dabei 
hervor, daß ich auf die finanzielle Seite der Frage 
wenig oder garnicht eingehen kann, die natürlich in 
praxi die Hauptrolle ſpielt. Es iſt ſehr ſchwer zu 
ſagen, wie die finanzielle Belaſtung der einzelnen Ge— 
meinden ſein wird, denn die Einrichtung iſt noch recht 
neu und die hinſichtlich der Beamtenpenſionierung ge- 
ſammelten Erfahrungen können ſchlecht zum Vergleiche 
herangezogen werden, ſchon weil dort die Konkurrenz 
der Invalidenrente wegfällt. 


Die Beſchlüſſe der einzelnen Gemeinden, durch 
welche ſie die Sache geregelt haben, ſind verſchieden 
ausgefallen, insbeſondere nach 3 Geſichtspunkten. 
Erſtens nämlich, ob ſie ſich auf den Standpunkt 
ſtellten, daß der Arbeiter und Nichtbeamte dem Beamten 
völlig gleich geſtellt werden ſolle, oder ob ſie aner— 
kannten, daß zwiſchen den beiden Gruppen Unterſchiede 
vorliegen, die zu berückſichtigen wären. Der zweite 
Geſichtspunkt iſt das Verhältnis zu dem Bezuge der 
Invalidenrenten. Es iſt natürlich eine beſonders 
wichtige Frage, ob man dieje Renten anrechnen foll 
auf das was die Stadt gewährt, oder ob man fie als 
außerhalb der Sache ſtehend anſehen will. Der dritte 
Geſichtspunkt iſt der, ob die betreffende Stadt ſich auf 
die Regelung des Ruhelohns beſchränkt, oder ob ſie 
zugleich die Hinterbliebenenverſorgung in den Kreis, 
ihrer Beſchlüſſe zieht. 


Was zunächſt den Ruhelohn anlangt, ſo hat ſich 
Frankfurt a. M. im Weſentlichen angelehnt an das, 
was für die Beamten gilt mit kleinen Unterſchieden, 
deren Grund ich nicht habe feſtſtellen können. Frant- 
furt a. M. giebt dem Nichtbeamten nach zehnjähriger 
Thätigkeit einen Ruhelohn von 20% des Jahresein— 
kommens, während der Beamte nach einem gleichen 
Zeitraum 25 % des Gehalts an Penſion erhält. Der 
Ruhelohn ſteigt, wie beim Beamten, allmählich bis 
auf 75 %; es wird aber das Maximum bei dem 
Nichtbeamten erſt nach 47 Jahren erreicht, während 
es der Beamte ſchon nach 40 Jahren erhält. Die 
Renten werden voll angerechnet; es wird das, was 
die Stadt giebt, gekürzt um den Betrag, den der 
Nichtbeamte aus der Invalidenverſicherung erhält. 
Das iſt natürlich ein Grundſatz, der die Sache finanziell 
ſehr erleichtert. 


Dieſer Regelung ſchließen fich mehrere Städte 
an, ich nenne Eſſen und Worms, auch Darmſtadt, nur 
daß dieſes mit 25 %, alfo wie beim Beamten, den 
Ruhelohn beginnen läßt. In Darmſtadt kommt aber 
eine Abweichung hinſichtlich der Anrechnung der In— 
validenrente hinzu, und es iſt beſonders intereſſant, 
die Entwickelung zu verfolgen, die die Sache dort 
genommen hat. Nämlich zu Anfang wurde durch Be— 
ſchluß vom 5. Mai 1898 beſtimmt, daß die Anrechnung 


genau jo wie in Frankfurt voll geichehen ſoll; es hat 
ſich dann aber der Gedanke geltend gemacht, daß 
darin eine große Unbilligkeit liege, und man hat ſchon 
im Januar 1900 den Beſchluß dahin geändert, daß 
nur noch die halbe Rente in Anrechnung zu bringen 
ſei, offenbar unter Berückſichtigung der Thatſache, daß 
der Arbeiter ſich zur Hälfte durch ſeine Beiträge ſelber 
die Rente erworben hat. Dadurch, daß man dieſen 
Grundgedanken, die halbe Rente gehöre dem Arbeiter, 
erſt nachträglich hineingebracht hat, iſt man in Darm— 
ſtadt im ſchließlichen Ergebnis zu beſonders hohen 
Sätzen gelangt, den höchſten von allen. Für einen 
Arbeiter, der 40 Jahre im Dienſt war, und ein Ein— 
kommen von 850 Mk. hatte, beläuft ſich der Ruhelohn 
inel. Rente in Darmſtadt auf 740 Mk., während in 
Frankfurt a. M. nur 553 Mk. herauskommen. 


Es kommen weiter eine Reihe von Städten in 
Betracht, die ſich in noch ſtärkerem Maße als die 
bisher genannten an die für die Beamten geltenden 
Beſtimmungen angeſchloſſen haben, indem ſie die voll— 
ſtändige Gleichſtellung der beiden Kategorien durch— 
führen, unter Anrechnung der Rente in vollem Umfange, 
ſodaß im Endergebnis der Arbeiter genau dasſelbe wie 
der Beamte erhält. Das iſt Breslau und Charlotten— 
burg. Eine Abweichung liegt jedoch in Breslau 
inſofern vor, als die Reutenanrechnung in den unterſten 
Stufen (bis zur Grenze von 450 Mk.) aus nahe— 
liegenden Billigkeitsgründen nicht ſtattfindet. Dann 
kommt Berlin, wo erſt im vorigen Winter die Sache 
geregelt ift. In Berlin hat man fich urſprünglich 
auf denſelben Boden ſtellen wollen, wie Breslau; man 
hat auch dort aufänglich das Ziel verfolgt, eine voll— 
ſtändige Gleichberechtigung zwiſchen Arbeitern und 
Beamten eintreten zu laſſen. Es iſt aber im Laufe 
der Verhandlungen allmählich etwas ganz anderes 
herausgekommen. Als es nämlich zur endgültigen 
Beſchlußfaſſung kam, lag bereits das neue Invaliden— 
verſicherungsgeſetz vor, welches den Gemeinden bei 
Regelung der Angelegenheit eine beſondere Schwierig— 
keit bereitet. Es wird darin eine Grenze gezogen für 
die Anrechnung der Invalidenrente. In dem Geſetz 
iſt beſtimmt — die Motive liegen mir nicht vor — 
daß, wenn der Arbeiter von der Gemeinde einen Ruhe— 
lohn bezieht und der Ruhelohn einſchließlich der Rente 
eine gewiſſe bei den einzelnen Lohnklaſſen verſchieden 
bemeſſene Höhe erreicht hat, dann der über— 
ſchießende Betrag der Rente „ruht“, d. h. nicht gezahlt 
wird. Die feſtgeſetzte Grenze iſt bei einem Arbeiter, 
der 850 Mk. Lohn bekommt, 600 Mk. Alſo, wenn 
der Ruhelohn, den er aus irgend einem Grunde 
bezieht, plus Rente 600 Mk. überſteigt, ſo behält der 
Staat den Ueberſchuß der Rente ein, ohne Rückſicht 
darauf, daß der Arbeiter zum Teil ſelbſt die Beiträge 
dazu geleiſtet hat. Mit Recht ift in einzelnen Kom- 
mentaren zu dem Geſetze hervorgehoben, daß hierin eine 
große Unbilligkeit liege, und zugleich eine Unzweckmäßig— 
keit, weil ſie den Gemeinden die Regelung der Ruhe— 
lohnfrage erſchwere. Dieſe Erſchwerung tritt, wie 
nähere Betrachtung ſogleich erkennen läßt, inſofern 
ein, als die Stadt in den über die angegebene Grenze 


33 


hinausgehenden Fällen weder, wenn ſie bei Gewährung 
des Ruhelohns Anrechnung der Rente, noch wenn ſie 
Nichtanrechnung der Rente ſtatuiert, ihren und der 
Arbeiter berechtigten Intereſſen gerecht werden kann, 
da in jedem dieſer Fälle die Rente entweder zum 
Schaden der Arbeiter, oder zum Schaden der Stadt 
nicht zur Auszahlung gelangt. In Berlin iſt man 
nach langen Beratungen eben wegen dieſer Beſtimmung 
des Invalidenverſicherungsgeſetzes zu einem von der 
ursprünglichen, auf thatſächliche Gleichſtellung mit den 
Beamten hinauslaufenden Abſicht, völlig abweichenden 
Ergebnis gelangt, indem man nämlich beſchloß den 
nach den Sätzen der Beamten bemeſſenen Ruhelohn 
neben der Rente zu gewähren, ſoweit dies nach dem 
Geſetz möglich iſt, alſo ſoweit beide neben einander 


beſtehen bleiben. Daraus ergiebt ſich thatſächlich 
Folgendes: Ein Arbeiter mit 850 Mk. Jahreslohn 


erhält bei 10 jähriger Dienſtzeit // des Einkommens 
als Ruhelohn mit 213 Mk. und außerdem die Rente 
mit 170 Mk., mithin zuſammen 383 Mk. = 45 % 
ſeines Dienſteinkommens, gegen 25% beim Beamten. 
Nach 30 Jahren beträgt der Ruhelohn 310 und die 
Rente 290 Mk., es iſt dann mithin die aus dem In— 
validenverſicherungsgeſetz ſich ergebende Maximalgrenze 
von 600 Mk. erreicht. Von nun an ſteigt der Bezug 
des Arbeiters nicht mehr, da ſonſt ein Ruhen der Rente 
eintreten würde, vielmehr tritt in Folge des weiteren 
Steigens der Rente bei längerer Dienſtzeit nur eine 
Verſchiebung inſofern ein, als weiterhin der Anteil, 
den die Stadt von den 600 Mk. zahlt, ſich verringert. 
Bei höheren Lohnſätzen als 850 Mk. tritt dieſes Er— 
reichen der Maximalgrenze des Invalidengeſetzes und 
damit das Aufhören weiterer Steigerung nicht unerheb— 
lich früher ein. Es ergiebt ſich alſo, daß man in 
Berlin, während man zunächſt die Abſicht hatte, die 
Arbeiter den Beamten gleich zu ſtellen, zu einem 
Ergebnis gelangt iſt, das ſie vollkommen anders ſtellt, 
ſie bekommen nicht den von 10 bis 40 Jahren ſteigen— 
den Ruhelohn von 25 — 75%, wie die Beamten, 
ſondern ſie fangen erheblich höher, in unſerem Beiſpiel 
mit 45 % an und ſteigen nur bis längſtens zum 
30. Jahre und höchſtens auf 70%. 


Dieſes von vornherein nicht beabſichtigte Er— 
gebnis ſtimmt ziemlich überein mit der Regelung, die 
eine ſüddeutſche Stadt, Karlsruhe, aus innern Gründen 
vorgenommen hat. Dort hat man ſich von vornherein 
geſagt, daß es nicht richtig ſei, die Arbeiter mit den 
Beamten vollkommen gleichzuſtellen, und hat deshalb eine 
beſondere Skala für die Arbeiter aufgeſtellt. Die 
Skala iſt in Karlsruhe in der Weiſe feſtgeſetzt, daß 
der Ruhelohn nach 10 Jahren 40% beträgt und dann 
langſamer als bei den Beamten ſteigt bis anf 70 %, 
Das deckt ſich mit den Ergebniſſen, die mehr zufällig 
in Berlin heraus gekommen ſind, und, wie noch dar— 
zulegen, entſprach es einem ſehr geſunden Gedanken, 
den Ruhelohn für die jüngeren Dienſtalter beim Ar— 
beiter höher zu dotieren. 

Die Frage der Anrechnung der Renten, die in 
Darmſtadt eine ſo eigenartige Entwickelung herbeige— 
führt hat, ſtellt am beſten auf ein zweifelloſes Funda— 
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ment die Stadt Mainz, die den Ruhelohn als einen 
Zuſchuß, als eine Ergänzung zur Rente gewährt, ſo 
daß damit die Anrechnung von vornherein klargeſtellt 
iſt. In Mainz kommt man auch hinſichtlich der Höhe 
ungefähr auf die Sätze von Karlsruhe. 


Bei allen bisher erwähnten Städten iſt inſofern 
eine Gleichheit mit den Verhältniſſen der Beamten 
herbeigeführt, als wie beim Beamten ſo hier auch 
beim Arbeiter die Familienverhältniſſe nicht berück— 
ſichtigt ſind. Bei den Beamten iſt es bekanntlich ganz 
gleich, ob er Junggeſelle oder Familienvater iſt, er 
bekommt die gleiche Penſion; ebenſo auch der Arbeiter 
in den genannten Städten. Anders haben dieſes Ver— 
hältnis zwei Städte geregelt, die eine im Süden, die 
andere- im hohen Norden: Ulm und Königsberg. 
Dieſe haben eine Berückſichtigung der perſönlichen 
Verhältniſſe des betreffenden Arbeiters oder Nicht— 
beamten durchgeführt, allerdings in verſchiedener Weiſe. 
In Ulm iſt ein Grundbetrag des Ruhelohns feſtgelegt, 
der nebenbei bemerkt 220 Mk. beträgt und bei 10 Jah- 
ren Dienſtzeit gewährt wird. Zu dem Grundbetrag 
kommt für jedes Dienſtjahr ein prozentualer Zuſchlag, 
und dieſer Zuſchlag iſt verſchieden bemeſſen nach der 
Familiengröße, wobei ſchon ein verheiratheter aber 
kinderloſer Arbeiter beſſer geſtellt wird, als ein Un— 
verheiratheter. Während alſo hier bei zehnjähriger 
Dienſtzeit eine Berückſichtigung der Familienverhält— 
niſſe noch nicht ſtattfindet, vielmehr nur das Wachſen 
der Rente mit längerer Dienſtzeit je nach der Familien- 
größe ſtärker oder ſchwächer iſt, wird in Königsberg 
ſchon von vornherein, alſo bei 10 Jahren Dienſtzeit 
das Vorhandenſein von Kindern berückſichtigt, jedoch 
nicht durch prozentuale Zuſchläge, ſondern indem in 
allen Fällen pro Kind ein feſter Satz von 30 Mk. 
jährlich bezahlt wird. Das Vorhandenſein einer Frau 
bleibt in Königsberg im Gegenſatz zu Ulm unberück— 
ſichtigt. Was die Rente anlangt, ſo wird ſie in Ulm 
voll angerechnet, in Königsberg zur Hälfte. 

Ich bemerke hierbei, daß das Material, das ich 
hier vorgetragen habe, keineswegs vollſtändig iſt, und 
daß auch einiges von dem, was ich als feſtſtehend 
vorgetragen habe, mir erſt in Vorlagen an die 
Stadtverordnetenverſammlungen vorliegt. 


Die finanzielle Belaſtung bei dieſen einzelnen 
Städten iſt naturgemäß der Verſchiedenheit der Skala 
entſprechend, ſehr verſchieden. Frankfurt a. M. zahlt 
3. B. etwa nur die Hälfte von dem, was Mainz und 
Darmſtadt und wohl auch Königsberg gewährt. 

Was nun die Hinterbliebenen-Fürſorge betrifft, 
ſo wird dieſe von einigen der genannten Städte über— 
haupt nicht geregelt. Sie haben ſich geſagt, daß das 
einer ſpäteren Zeit vorbehalten bleiben müſſe, und 
haben zunächſt nur den allgemeinen Grundſatz aufge— 
ſtellt, daß die Hinterbliebenen nicht der Armenpflege 
zur Laſt fallen ſollen, ſondern daß ihnen in beſcheide— 
nen Grenzen Unterſtützung aus den Fonds der Be— 
triebsverwaltungen gewährt werden jol. Die Städte, 
welche die Hinterbliebenenverſorgung geregelt haben, 
haben ſich entweder den Beamten voll angeſchloſſen, 
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d. h. fie gewähren dieſelbe in Prozenten des Ruhelohns, 
alſo wie bei dem Beamten abhängig von der Höhe des 
Einkommens und dem Dienſtalter, oder ſie machen die 
Witwenpenſion lediglich abhängig von dem Dienſtein— 
kommen des Verſtorbenen, ſodaß die Witwe eines Ar— 
beiters, der 10 Jahre im Dienſte war, genau ebenſo 
viel bekommt, wie die eines Ae Arbeiters 
mit 40 Dienſtjahren. 


Wenn man nun die verſchiedenen Arten, in denen 
die Alters- und Hinterbliebenenverſorgung in den 
einzelnen Städten geregelt worden iſt, kritiſch beurteilt, 
jo wird es zweckmäßig ſein, die Frage des Verhältuiſſes 
zu den Verſicherungsrenten vorwegzunehmen, denn das 
wird ja immer zuerſt feſtgelegt werden müſſen: giebt 
man den Ruhelohn außerhalb der Rente oder rechnet 
man ſie an und in welcher Weiſe, ehe man auf die 
eigentliche Skala deſſen, was der Nichtbeamte bekommt, 
definitiv eingehen kann. Es iſt klar, daß die Rente in 
irgend einer Weiſe berückſichtigt werden muß, denn die 
Stadt hat einmal die Hälfte der Beiträge gegeben zu 
dem, was die Rente ſchließlich darſtellt und anderer— 
ſeits würde es ja auch über das Ziel der ganzen 
Maßnahme hinausgehen, wenn der Arbeiter etwa die 
Sätze der Beamten als Ruhelohn bekäme und die 
Rente auch noch, denn dann würde er ja erheblich 
beſſer geſtellt werden, als die Beamten. 


Die Berückſichtigung der Rente kann ſtattfinden 
in der Weiſe, daß ſie entweder voll angerechnet wird, 
oder daß ſie halb angerechnet wird, oder in der Weiſe 
wie in Mainz, daß die Rente zwar nicht im Einzelnen 
angerechnet, aber im Allgemeinen in der Höhe der 
Sätze berückſichtigt wird. 

Wenn die volle Rente angerechnet wird, ſo iſt 
der Vorteil klar, daß dies finanziell ſehr günſtig iſt. 
Wir haben geſehen, daß beinahe die Hälfte dadurch 
geſpart wird. Und dann wird dadurch auch erreicht, 
daß der Ruhelohn im Endergebnis genau auf das 
herauskommt, was der Beamte bekommt. 


Es liegen aber doch auch eine Reihe von Be— 
denken vor, die ſich an der Entwickelung in Darmſtadt 
gezeigt haben. Eines dieſer Bedenken iſt die Unbilligkeit, 
die aus allgemeinen Geſichtspunkten betrachtet, in 
dieſem Verfahren liegt. Und zwar iſt es unbillig, 
weil der Arbeiter aus eigenem Vermögen die Hälfte 
der Beiträge bezahlt hat, zweitens deshalb, weil ja 
die Rente ſich nicht blos aus dieſen Beiträgen zu— 
ſammenſetzt, ſondern auch noch aus einem Zuſchuß 
von 50 Mark der von Seiten des Reichs gegeben 
wird, und von dem es eher anzunehmen iſt, daß er 
im Intereſſe des Arbeiters als des Arbeitgebers ge— 
währt wird. Schließlich iſt noch ein Geſichtspunkt zu 
beachten, das iſt der, daß die Rente keineswegs ihrem 
Grunde nach auf das Arbeitsverhältnis bei der Stadt 
zurückgeführt werden muß. Wenn ein Arbeiter erſt 
20 Jahre bei einem anderen Arbeitgeber thätig war 
und 10 Jahre bei der Stadt, dann iſt ja die Rente 
zu zwei Dritteln bei einem anderen erworben, und es 
wäre unbillig, wenn auch dieſe zwei Drittel nun von 
der Stadt uſurpiert werden. Dieſes prinzipielle Be- 
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denken ift auch nicht blos theoretiſcher Natur, ſondern 
es weiß ſich, wie die Entwickelung in Darmſtadt ge— 
zeigt hat, in praxi Geltung zu verſchaffen, und führt 
dann leicht zu einem Ergebnis, das von vornherein 
nicht gewollt war. 


Man kann der Sache ſchon in höherem Maße 
gerecht werden, weun man nicht die volle Rente an— 
rechnet, ſondern nur die halbe. Das trägt dem 
Umſtande Rechnung, daß Arbeitgeber und Arbeiter je 
zur Hälfte die Rente aufbringen. Aber ganz gerecht 
iſt dieſe Regelung doch nicht, weil es ja auch bei der 
Hälfte möglich iſt, daß ſich der Arbeiter einen Teil 
derſelben aus anderer, nicht bei der Stadt zugebrachter 
Arbeitszeit erworben hat und ebenſo bleibt das Be— 
denken hinſichtlich des Reichszuſchuſſes beſtehen. So 
läßt es ſich nicht vermeiden, daß bei dieſer Regelung 
auch immer etwas ungerecht ſein wird. 


Darum erſcheint es mir am beſten, ähnlich vor— 
zugehen wie in Mainz, daß man ſagt: wir berückſich— 
tigen im Allgemeinen bei Bemeſſung der Renten den 
Umſtand, daß diejenigen, die nicht als Be emte ſchon 
peuſionsberechtigt find, in allen Fällen rentenberechtigt 


ſein werden, — was man ohne großen Fehler be— 
haupten kann — und unter Berückſichtigung dieſes 


Umſtandes ſtellen wir feſte Sätze auf und gewähren 
dieſe dann ohne Berückſichtigung, ob und in 
welcher Höhe in den einzelnen Fällen eine 
Rente da ift. In Mainz iſt nur der Fehler gemacht 
worden, daß man den Ruhelohn als Zuſchuß zur Rente, 
das hei von dem Beſtehen einer Rente abhängig, gewährt 
und ſich dadurch in gewiſſer Hinſicht von den Verſicherungs— 
inſtanzen abhängig gemacht hat. Das iſt mehr ein 
Schönheitsfehler, immerhin hat es andere Städte davon 
abgehalten, Mainz auf dieſem Gebiete zu folgen: aber 
der Fehler kann leicht korregiert werden, indem man 
wie geſagt, den Ruhelohn ſelbſtändig und nicht als 
Zuſchuß gewährt. Man hat dann bei dieſer Regelung 
den Vorteil, daß die Anrechnungsfrage von vornherein 
ausgeſchloſſen iſt, daß die Berechnungen weſentlich verein- 
facht werden, und daß die ſubjektiven in individuellen 
Verſchiedenheiten begründetem Unterſchiede in den Renten— 
höhen wirkſam bleiben. Wenn z. B. in einzelnen 
Fällen wegen teilweiſer Erwerbsfähigkeit nicht die 
volle Rente gewährt wird, ſo kommt das bei dieſer 
Regelung auch zum Ausdruck, während es bei voller 
Rentenzurechnung für den Arbeiter gleichgültig wird 
und ganz ungerechtfertigter Weiſe der Stadt zur Laſt 
fällt. Entſprechend, nur umgekehrt, bleibt bei dieſer 
Regelung dem Arbeiter der Vorteil einer höheren 
Rente aus anderweiter Arbeitszeit, und geht nicht wie 
bei der vollen Anrechnung ohne Grund auf die 
Stadt über. 


Nun ift noh ein zweiter Geſichtspunkt zu be- 
achten. Es fragt fich, ob man bei der Ruhelohnsſkala die 
Skala der Beamtenpenſionen innehalten ſoll, oder ob es 
notwendig ſein wird, mit Rückſicht auf die verſchiedenen 
Lebensverhältniſſe der Beamten und Arbeiter größere 
Unterſchiede zu machen. Die Gleichſtellung mit den 
Beamtenpenſionen würde allerdings verwaltungsmäßig 


und zur Abſchneidung aller Vergleichungen von Vor- 
teil ſein, aber es fragt ſich doch, ob nicht weſentliche 
Unterſchiede ſozialer und wirtſchaftlicher Natur dabei 
unberückſichtigt blieben. Bei dem Beamten ſteigt ja 
die Penſion bedeutend, von /¼ bis ¼, und das liegt 
großenteils darin begründet, daß die Ausgaben des 
Beamten für ſeine Familie im Laufe der Jahre 
wachſen; die Kinder brauchen mehr, wenn ſi älter 
werden. Bei dem Arbeiter liegt die Sache gerade um— 
gekehrt; bei dem Arbeiter ſind die Kinder früher in 
der Lage, ſich eigenen Erwerb zu ſchaffen, und ſie 
ſind, wenn ſie älter werden, für die Eltern eher ein 
Rückhalt als eine Belaſtung; die größten Koſten der 
Erziehung der Kinder entfallen bei dem Arbeiter ge— 
rade auf die erſte Zeit. 


Es iſt alſo das Richtige, wenn man ſo wie in 
Süddeutſchland und im Endergebnis auch in Berlin den 
Ruhelohn des Arbeiters hoch beginnen läßt und ihn 
langſam ſteigert, und nicht daß man ihn wie beim 
Beamten niedriger anfangen läßt und ſchneller ſteigert. 


Mau muß aber auch dem beipflichten, was in 
Ulm und Königsberg geſchieht, daß die ganzen Familien— 
verhältniſſe des Arbeiters berückſichtigt werden. Das 
Vorhandenſein von Kindern wird am beſten wie in 
Königsberg durch einen geeigneten feſten Zuſchlag in 
Rückſicht gezogen, dagegen wird es nicht richtig ſein 
wie in Ulm das Vorhandenſein einer Ehefrau zu 
berückſichtigen, denn die Frau des Arbeiters iſt eher 
ein Aktivum als ein Paſſivum des Vermögensſtandes, 
weil ſie eher zum Verdienſt ſelbſt beiträgt, als die 
Beamtenfrau. 


Was nun die Hinterbliebenenverſorgung anlangt, 
jo wird man fie auch am zweckmäßigſten jo regeln 
wie in Süddeutſchland, daß eine Steigerung nach dem 
Dienftalter nicht eintritt. Es kommt dabei in Betracht, 
daß gerade die Hinterbliebenenverſorgung finanziell 
ſehr ſchwerwiegend iſt. In Darmſtadt ſind z. B. in 
einem Jahre an Ruhelohn 2170 Mk., an Hinter— 
bliebenengeld aber 6607 Mk. gezahlt worden. Es 
kann ja dieſer eine Fall nicht maßgebend ſein, aber 
man ſieht doch daraus, zu welchen finanziellen Laſten 
die Hinterbliebenenverſorgung führen kann. Es kommt 
hinſichtlich der Witwenverſorgung zum Unterſchiede 
von dem Beamten in Betracht, daß die Frau des 
Arbeiters ſehr viel eher in der Lage iſt, ſich ſelbſt zu 
unterhalten, als die Frau des Beamten, die doch vielfach 
den höheren Ständen angehört und auch wenn ſie 
arbeiten will, keine Gelegenheit dazu findet. Darum 
wird es nicht richtig ſein, einfach die Sätze der Beamten 
auf die Nichtbeamten auszudehnen, ſondern es dürfte 
zweckmäßiger ſein, wenn man die Witwenverſorgung 
nur mit dem Lohnſatze, nicht mit dem Dienſtalter ſteigen 
läßt. Natürlich wird auch hier die Zahl der Kinder 
zu berückſichtigen ſein, und es wird ſich empfehlen, 
für jedes Kind hier ebenfalls einen feſten Zuſchlag zu 
gewähren. 


Die Frage, wie hoch bei einer derartigen Regelung 
ſich die Belaſtung ſtellen würde, läßt ſich hier nicht 


erörtern; eine ſolche Frage läßt ſich allgemein garnicht 
beantworten, ſondern ſie muß nach den beſonderen 
Verhältniſſen jeder einzelnen Stadt erwogen werden. 
Nun will ich nur noch zwei Geſichtspunkte be— 
rühren, von denen der eine, allerdings mit Unrecht, 
bei den Beratungen, die dieſe Angelegenheit in anderen 
Städten gefunden hat, im Vordergrunde des Intereſſes 
geſtanden hat. Das iſt die Frage, ob die Bezüge als 
klagbares Recht gewährt werden ſollen wie bei den 
Beamten. Aus praktiſchen Gründen iſt in allen 
genannten Städten das Verfahren ſo geregelt worden, 
daß die Grundſätze als für die Gemeinde bindend 
erachtet werden, daß aber dem Arbeiter ein im Klage— 
wege verfolgbares Recht nicht eingeräumt wird. Das 
iſt nicht abnorm. Bei den Beamten war es früher 
ganz ebenſo, auch ſie hatten auf die Penſion kein 
klagbares Recht, nicht einmal auf das Gehalt. Ich 
meine, das iſt ohne Bedenken: Wenn in einer Gemeinde 
feſte Grundſätze aufgeſtellt werden, dann ſind ſie für 
die Gemeinde Geſetz und werden auch eingehalten, 
ohne daß es einer Erzwingbarkeit im Rechtswege bedarf. 
Wenn man aber dem Arbeiter einen klagbaren Rechts— 
anſpruch geben will, dann entſtehen daraus praktiſche 
Konſequenzen, die nicht in Kauf zu nehmen ſind. Es 
entſtehen dann einmal ſchwierige und verwickelte Prozeſſe 
und es ergiebt ſich weiter die Thatſache, daß für die 
Stadt auf dem betretenen und finanziell ſehr weit 
gehenden Wege ein Zurück nicht mehr möglich iſt. 


Der zweite Geſichtspunkt hat nirgends Berück— 
ſichtigung gefunden, außer in Karlsruhe. Es iſt 
Folgender. Zweifellos ſind die Grundlagen für die 
Gewährung und Höhe des Ruhelohns und der Hinterblie— 
benenpenſion in den einzelnen Fällen bei dem Arbeiter nicht 
leicht feſtzuſtellen. Bei dem Beamten hat man Perſonal— 
akten; aus ihnen läßt ſich alles feſtſtellen, und es 
ergiebt ſich, wenn der Penſionsfall eintritt, das nach 
dem Geſetze Angemeſſene von ſelbſt; bei den Arbeitern, 
die in vielen Städten in ſehr großen Mengen in 
Betracht zu ziehen wären, würden dieſe Feſtſtellungen 
einen ziemlich großen Verwaltungsapparat erfordern, 
und es ſcheint richtig, daran zu denken, dieſe Umſtänd— 
lichkeit zu vermeiden oder einzuſchränken. Das iſt in 
zweckmäßiger Weiſe in Karlsruhe geſchehen. Da hat 
man nämlich die Schwierigkeiten in der Weiſe einge— 
ſchränkt, daß man geſagt hat: wir ſtatuieren nicht von 
vornherein für jeden Nichtbeamten oder Arbeiter die 
Anwartſchaft auf Ruhelohn und Hinterbliebenenver— 
ſorgung, ſondern wir warten erſt ab, bis die 10 Dienſt— 
jahre, die beim Beamten die Grundlage bilden, um 
ſind, und dann erſt verleihen wir dem Arbeiter, der 
ſie hinter ſich hat, indem wir ihn zum „ſtändigen“ 
Arbeiter ernennen, die feſte Anwartſchaft auf Bezüge 
als Ruhelohn und Hinterbliebenenverſorgung. Dadurch 
wird aus der Maſſe der geſamten Arbeiter ein Kreis 
von Quaſibeamten herausgehoben, bei denen es nicht 
ſchwierig ſein wird, durch geeignete Buchungen, da es 
ſich ja nun um eine ſehr viel geringere Zahl Handelt, 
alles Maßgebende feſtzulegen. Es hat dies, abgeſehen 
von dieſem rein verwaltungstechniſch günſtigen Umſtande, 
verſchiedene andere Vorteile. Es kann auch in anderer 
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Hinſicht dieſer ſtändige Arbeiter dem Beamten ähnlicher 
geſtellt werden, z. B. durch Fortbezug des Arbeitslohns 
in Krankheitsfällen, und es wird erreicht, daß ein feſter 
Stamm von Arbeitern herangezogen wird, ſodaß die 
fluktuierenden Verhältniſſe im Arbeiterweſen, die auf den 
Betrieb ungünſtig einwirken, eingedämmt werden. 

Es iſt überall das Bedürfnis hervorgetreten, 
einen feſten Stamm von Arbeitern zu beſitzen, und 
dadurch, daß man den 10 Jahre thätigen Arbeitern 
eine bevorzugte Stellung einräumt, erreicht man das 
zweifellos in hohem Maße, ſodaß die Regelung der 
Alters- und Hinterbliebenenverſorgung nicht nur erſcheint 
als ein rein arbeiterfreundliches und mildthätiges 
Vorgehen, ſondern daß ſie, wenn auch nicht in einem 
ziffernmäßigen Betrage, ſo doch eben in dem Vorteil 
des geſchaffenen feſten Stammes von Arbeitern auch 
auf der Einnahmeſeite in gewiunbringender Weiſe für 
die Stadt in Erſcheinung tritt, und darin liegt natürlich 
ein großer Vorteil. (Lebhafter Beifall). 

Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig: 
Wird das Wort gewünſcht? Das iſt nicht der Fall. 
Der Herr Referent hat im Einverſtändnis mit mir 
davon abgeſehen, beſtimmte Theſen vorzulegen; wir 
haben aber geglaubt, daß es für Sie von Intereſſe 
ſein würde, einmal eine Darlegung der Geſichtspunkte 
zu erhalten, unter denen in den verſchiedenen Kom— 
munen des Vaterlandes dieſe Frage behandelt worden 
iſt. Und ich hoffe, daß dem Einen oder Anderen von. 
Ihnen hierdurch Anregungen zuteil geworden ſind, die 
einmal von praktiſcher Bedeutung werden können. 
Dem Herrn Referenten für den klaren, hübſchen und 
intereſſanten Vortrag herzlichen Dank. 

Wir würden nun zu dem eingeſchobenen Punkte 
der Tagesordnung kommen: 


Wahl der Kommiſſion zur Beratung der Fragen 
betreffend die Einrichtung von Auhegehalts- 
kaffenverbänden. 


Der Herr Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller 
ſchlägt vor, zu wählen einen Vertreter aus einer 
kreisfreien Stadt, einen aus einer Stadt mit über 
10000 Einwohnern und einen aus einer Stadt von 
weniger als 10000 Einwohnern. Das ſcheint mir 
ſehr zweckmäßig zu ſein, weil bei dieſer Beſetzung 
große, mittlere und kleinere Städte zu Wort kommen. 
Als Mitglieder dieſer Kommiſſion ſchlägt Herr Kollege 
Müller vor, die Herren: 


Bürgermeiſter Hanke - Elbing, 

Bürgermeiſter Dembski-Dirſchau 

Bürgermeiſter Müller - Dt. Krone 

Es ift Akklamationswahl zuläſſig. Wird Akkla— 

mationswahl beantragt? (Zurufe: Jawohl!) Das iſt 
der Fall. Ich konſtatiere, daß gegen den Antrag kein 
Widerſpruch erhoben iſt, und daß die genannten drei 
Herren in die Kommiſſion gewählt ſind. Ich darf 
wohl bitten, daß ſich die Kommiſſion einen Vorſitzenden 
wählt und ihres Amtes waltet. Ich werde bis zum 
nächſten Städtetage Fühlung mit der Kommiſſion zu 
nehmen ſuchen. 


Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 
Mitteilungen. 

Ich habe Mitteilungen nicht mehr zu machen; 
was von meiner Seite dem Städtetage mitzuteilen 
war, iſt an anderer Stelle geſchehen. Ich werde alſo, 
wenn nicht von anderer Seite das Wort gewünſcht 
wird, dieſen Gegenſtand verlaſſen. Punkt 7 iſt alſo 
erledigt. 

Wir kommen zur 

Wahl des Vorſtandes. 
Der Vorſtand beſteht zur Zeit aus den Herren: 
Oberbürgermeiſter Delbrück - Danzig, Vor: 
ſitzender, 
Stadtverordneten-Vorſteher Alehrlein-Grau— 
denz, ſtellvertretender Vorſitzender, 
Stadtverordneter Münſterberg-Danzig, Kaſſen⸗ 
führer, 
Bürgermeiſter Sandfuchs-Marienburg, Schrift: 
führer, 
Oberbürgermeiſter Elditt⸗Elbing, 
Bürgermeiſter Würtz⸗-Marienwerder, e 
Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee, 

Nach der Geſchäftsordnung iſt Wiederwahl und 
Wahl durch Akklamation zugelaſſen. Ich frage an, 
ob Vorſchläge zu machen ſind. (Zuruf: Die bisheri— 
gen Herren durch Akklamation wiederzuwählen!) 

Es iſt der Autrag auf Wiederwahl durch Zuruf 
geſtellt. Es erhebt ſich kein Widerſpruch, ich konſtatiere, 
daß die Herren gewählt ſind und danke für das uns 
geſchenkte Vertrauen. Ich darf wohl im Namen aller 
vorausſetzen, daß ſie die Wahl mit Dank annehmen. 


Nun haben wir noch Beſchluß zu faſſen über 

Ort und Zeit des elften Städtetages. 

Der Vorſtand hat ſich ſchlüſſig gemacht, ent— 
ſprechend einer Einladung der Stadt Graudenz, die 
ihm durch Herrn Mehrlein überbracht wurde, Graudenz 
für den nächſten Städtetag in Vorſchlag zu bringen. 
Ich frage an, ob das Wort gewünſcht wird. Das ift 
nicht der Fall, ich darf alſo annehmen, daß die Herren 
beſchloſſen haben, der Einladung von Graudenz, für 
die wir herzlich danken, im nächſten Jahre Folge zu 
leiſten. 

Damit wären wir am Schluſſe unſerer Ver— 
handlungen angelangt. Ich möchte es nicht unterlaſſen, 
der gaſtlichen Stadt Thorn noch einmal in Ihrem Namen 
zu danken. Wir Alle gehen, glaube ich, reicher an Er— 
fahrung und reich an angenehmen und erfreulichen 
Erinnerungen von hier weg. Wir haben wieder ein— 
mal ein Stück Geſchichte der Provinz in ihren Denk— 
mälern an uns vorüberziehen ſehen, wir haben in der 
erſten Stadt, die der Orden gegründet hat, die Erfolge 
moderner Thätigkeit in einer Reihe neuer, muſter— 
giltiger Einrichtungen kennen gelernt, und wir werden 
alle die gaſtfreundliche liebenswürdige Art, mit der 
wir hier aufgenommen ſind, dauernd in guter Erin— 
nerung behalten. Ich danke der Stadt Thorn, insbe— 
ſondere ihrem Herrn Erſten Bürgermeiſter herzlich für 
alles Gebotene. 

Ich ſchließe die gegenwärtige Tagung mit dem 
Wunſche: Auf frohes Wiederſehen im nächſten Jahre! 


Schluß 12 Uhr. 
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IV. Anlage zu Punkt 4 der Tagesordnung. 
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en Gezahlt werden an: 
| Magiftratse und | Lehrperſonal höherer | Die Beamten der 
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V. Geſchäftsbericht 


des 


Vorſtandes des weſtpreußiſchen Städtetages 
für das 
Geſchäftsjahr 190001. 
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Der in der ordentlichen Verſammlung des Städtetages vom 28. Auguſt 1900 in Elbing gewählte 
Vorſtand hat ſich in einer an demſelben Tage abgehaltenen Sitzung konſtituiert und ſetzt ſich danach zu— 
ſammen, wie folgt: 

Oberbürgermeiſter Delbrück-Danzig, Vorſitzender, 
Stadtverordneten-Vorſteher Mehrlein-Graudenz, ſtellvertretender Vorſitzender, 
Stadtverordneter Münſterberg-Danzig, Kaſſenführer, 
Bürgermeiſter Sandfuchs-Marienburg, Schriftführer, 
Oberbürgermeiſter Elditt- Elbing | 
Bürgermeiſter Würtz-Marienwerder | Beiſitzer. 
Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee 

Die Kaſſenführung ift in der im Geſchäftsbericht für 1898/99 beſchriebenen Weiſe weitergeführt. 

Die Einziehung der Umlage für den zehnten weſtpreußiſchen Städtetag im Jahre 1901 in Thorn 
iſt mittels Schreibens vom 7. Juli 1901 I! 2634/01 ins Werk geſetzt. 

Die Rechnung ſchloß z. Zt. der Berichterſtattung (8. Auguſt 1901) mit: 

1441,39 Mk. in Einnahme, 
580,30 Mk. in Ausgabe, 
mithin mit einem Beſtande z. Z. von 861,09 Mk. 

Sie iſt rechneriſch und nach den Belägen vorgeprüft und für richtig befunden. 

Es wird Decharge-Erteilung beantragt. 

Die Druckſtücke über die Verhandlungen des neunten weſtpreußiſchen Städtetages vom 27. und 
28. Auguſt 1900 find den einzelnen Städten der Provinz Weſtpreußen im Januar d. Is. II 5/01 in 
üblicher Weiſe zugegangen. 

Der dritte allgemeine preußiſche Städteiag wurde zu Berlin am 29. und 30. Januar 1901 abge- 
halten. Der weſtpreußiſche Städtetag hat unterm 23. Auguſt 1897 die Städte Marienburg, Dirſchau und 
Dt. Krone mit dem Rechte begabt, den allgemeinen preußiſchen Städtetag zu beſchicken. Von dieſem Recht 
hat die Stadt Dt. Krone Gebrauch gemacht, welche durch den Herrn Bürgermeiſter Müller daſelbſt ver— 
treten war. 9 

I. Auf dem vorjährigen weſtpr. Städtetage iſt beſchloſſen worden, zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

„Iſt es empfehlenswert, die ſtädtiſchen Kaſſen in gewiſſen Perioden durch einen nicht 
der Verwaltung angehörigen Kaſſenſachverſtändigen revidieren zu laſſen, und auf welche 
Weiſe iſt die Beſtellung eines derartigen Reviſors am zweckmäßigſten durchzuführen?“, 
die Angelegenheit dem Vorſtande zur weitern Veranlaſſung zu überweiſen. Der Vorſtand hat 
daraufhin die erforderlichen Umfragen an die weſtpreußiſchen Städte ergehen laſſen, über deren 
Ergebnis zu Nr. 5 der diesjährigen Tagesordnung Bericht erſtattet werden wird. 


— 
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II. Außerhalb der vorjährigen Tagesordnung erfolgte am 28. Auguft v. Js. eine Beſprechung der 
herrſchenden Kohlennot. 


Hierbei wurde folgender Antrag des Referenten angenommen: 


den Vorſtand zu beauftragen, bei den zuſtändigen Staatsbehörden 
dahin vorſtellig zu werden, daß die Zufuhr von Steinkohlen nach 
den öſtlichen Provinzen (Weſtpreußen pp.) in jeder Weiſe erleichtert, 
insbeſondere auch die Einfuhr engliſcher Steinkohlen durch er— 
mäßigte Einfuhrtarife von den Seehäfen aus gefördert werde. 

Der Antrag hat ſeine Erledigung gefunden, ehe noch an den Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten eine ſchriftliche Vorſtellung ergangen war. In einer Audienz, Anfang September 1900, 
erklärte der Miniſter dem Referenten, daß demnach eine beſondere Vorſtellung nicht mehr er— 
forderlich ſei. 

Danach hat der Herr Miniſter zur Erleichterung der Deckung des inländiſchen Koplen- 
bedarfs angeordnet, daß vom 12. September v. Is. ab für die Dauer von 2 Jahren anſtatt des 
Specialtarifs III die billigeren Frachtſätze des Rohſtofftarifs auch auf die über deutſche See— 
und Binnenhäfen umgeſchlagenen Kohlen und Koks Anwendung finden. 

Die Ermäßigung beträgt: 


bei Entfernungen von 51— 98 KR... 4-6 Mk. 
j 1 „ 101-350 km . 2.2.2.2... 5 


Für den Verſand von den inländiſchen Kohlengruben gilt der Rohſtofftarif bereits feit dem 
1. April 1897. Die von Schleſien nach dem Küſtengebiet beſtehenden e für 
Kohlen find fogar niedriger als die Sätze des Rohſtofftarifs. 


Ferner wird der Antrag des Bürgermeiſters Müller-Dt. Krone, die Frage, ob die Gründung 
von Ruhegehaltskaſſenverbänden zu empfehlen ſei, auf dem nächſten Städtetage zu behandeln, durch das 
Referat des Antragſtellers, Punkt 4 der diesjährigen Tagesordnung, erledigt werden. 

Weiteres war zur Ausführung der vorjährigen Beſchlüſſe nicht zu veraulaſſen. 

Zur ſtenographiſchen Aufnahme der Verhandlungen des diesjährigen weſtpreußiſchen Städtetages ift 


der in den Vorjahren bereits thätig geweſene Parlamentsberichterſtatter wiedergewonnen. 


Danzig, den 8. Auguſt 1901. 


Der Vorſtand des weſtpreußiſchen Itädtetages. 
J. A. 


Delbrück, 
Oberbürgermeiſter. 


